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und Landespolitik in Nordrhein-Westfalen. Sie führt kom-
munale Wissenschaft und Praxis, Kommunalrecht
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schrift hat sich als Diskussionsforum für neue
Entwicklungen in der kommunalen Welt ei-
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ten der Kommunalpolitiker und Verwaltungsbeamten:

• Finanzen, Wirtschaft, Soziales, Schule und Kultur
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• Umweltschutz
• Nutzfahrzeuge im öffentlichen Dienst
• Müll- und Abfallbeseitigung
• Verkehrswesen
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• Wohnungswesen, Städtebau
• Freizeitanlagen, öffentliche Schwimmbäder
• Kommunale Energieversorgung
• Kreditwesen
• Raumplanung
• Krankenhausbedarf

Mit STÄDTE- UND GEMEINDERAT sind Sie 
abonniert auf Branchen-Information.
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EDITORIAL

die stammleserinnen und -leser von stÄdte-
und gemeinderat werden es uns verzei-
hen, wenn wir uns in dieser ausgabe gezielt

an die alten und neuen ratsmitglieder richten. denn
sie alle wissen nicht erst seit den Wahlen in den
usa: der Wechsel von Personen und mehrheiten
gehört zum Wesenskern der demokratie. so auch
in ihrer gemeinde, in ihrem rat. 
allen alten und neuen ratsmitgliedern wollen wir
zunächst herzlich gratulieren! Wir möchten ihnen
danke sagen für ihr engagement und ihre bereit-
schaft, Verantwortung zu übernehmen. sie sind es,
die demokratie vor ort mit leben füllen. sie sind
es, die vor ort die Zukunft gestalten wollen. ohne
sie sähe es trostlos aus in diesem land. 
in den meisten Kommunen hat die konstituierende
ratssitzung inzwischen stattgefunden. nun heißt
es: an die arbeit! und arbeit gibt es reichlich. Wir
befinden uns in einer Zeit des umbruchs. ob es um
die auswirkungen der Corona-Pandemie geht, den
klimagerechten umbau unserer städte oder die di-
gitale revolution. dieser umbruch - so viel steht
fest - vollzieht sich zuallererst in den städten und
gemeinden. und es obliegt ihnen, ihn in die richtige
richtung zu lenken.
das spektrum der themenfelder, mit denen sie sich
befassen werden, ist breit und anspruchsvoll. das haben
wir zum anlass genommen, in diesem Heft einen rund-
umschlag zu wagen. auf den folgenden seiten bieten
wir ihnen einen fundierten Überblick zu den kommu-
nalpolitisch relevanten themen als orientierung für
ihre wichtige arbeit im rat. die beiträge befassen sich
praxisnah mit den fragestellungen, denen sie auch im

rat begegnen werden: die bauleitplanung als basis der
stadtentwicklung, die umgestaltung der mobilität vor
ort, die kommunalen spielräume für Kultur und sport. 
um sie dauerhaft zu unterstützen, versorgen wir sie
und ihre Kommune auch weiterhin gerne über unsere
mitgliederzeitschrift stÄdte- und gemeinderat mit
fachlich geerdeten informationen. monatlich setzen
wir uns für sie mit top-themen, aktuellen streitfra-
gen, innovativen Projekten und neuen entwicklungen
in der rechtsprechung auseinander. als angehörige
des rates einer mitgliedskommune steht ihnen dieses
angebot kostenlos zur Verfügung.
ihnen allen wünschen wir einen erfolgreichen start
in die ratsarbeit und freuen uns auf eine gute Zu-
sammenarbeit - zum nutzen der menschen in ihrer
Kommune und zur stärkung der kommunalen selbst-
verwaltung.

dr. bernd Jürgen schneider
Hauptgeschäftsführer stgb nrW

 

roland schäfer
Präsident stgb nrW 

Und jetzt gestalten!
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BÜCHER UND MEDIEN

Klimaschutz in 
finanzschwachen Kommunen
Mehrwert für Haushalt und Umwelt, hrsg. v. Deutschen
Institut für Urbanistik in Kooperation mit dem Institut
für ökologische Wirtschaftsforschung, DIN A4, 32 S., 
kostenlos zu bestellen oder herunterzuladen über
www.difu.de/publikationen 

die broschüre enthält zahlreiche tipps, wie auch fi-
nanzschwache Kommunen Klimaschutzmaßnahmen vor ort umset-
zen können. so können sie etwa durch lokales elektro-Carsharing zu
klimafreundlichem Verhalten einladen und gleichzeitig ihre fuhrparks
entlasten. auch kommunale dachflächen können für solarstromanla-
gen verpachtet und dadurch der ausbau erneuerbarer energien geför-
dert werden. 

Insektenschutz in der Kommune
V. Dr. Melanie Mewes u. Dr. Jasmina Stahmer,
hrsg. v. Deutschen Städte- und Gemeindebund
(DStGB) in Kooperation mit dem Bundesamt für
Naturschutz, DStGB-Dokumentation Nr. 155, 
DIN A4, 44 S., kostenlos zu bestellen beim Bun-
desamt für Naturschutz, Außenstelle Leipzig, Al-
te Messe 6, 04013 Leipzig, E-Mail: PBox-BfN-
Leipzig@BfN.de oder herunterzuladen unter
www.dstgb.de 

die broschüre liefert anregungen, wie insek-
ten im kommunalen bereich geschützt und neue lebensräume für
schmetterlinge, Wildbienen oder laufkäfer geschaffen werden kön-
nen. die empfehlungen reichen vom anlegen von blühstreifen bis hin
zur eindämmung von schottergärten im rahmen der bauleit- und
landschaftsplanung sowie kommunaler satzungen. abgerundet wer-
den die Vorschläge durch Praxisbeispiele.

Verfügungsfonds in 
kleineren Städten und 
Gemeinden
Eine Arbeitshilfe, hrsg. v. Bundesinstitut für Bau-, Stadt-
und Raumforschung im Bundesamt für Bauwesen und
Raumordnung, DIN A4, 52 S., kostenlos zu bestellen oder
herunterzuladen über www.bbsr.bund.de / Veröffentli-
chungen

in der städtebauförderung werden Verfügungsfonds eingesetzt, um
bürgerschaftliches und privates engagement für die stadtentwicklung
zu aktivieren und zu unterstützen. in der arbeitshilfe werden grundla-
gen, begriffe und bausteine zur ausgestaltung eines Verfügungsfonds
erläutert. beispiele beleuchten konkrete möglichkeiten und Wege der
praktischen umsetzung. Zudem stehen musterdokumente zur Verfü-
gung. die Publikation richtet sich insbesondere an akteure in kleineren
städten und gemeinden, die einen Verfügungsfonds einrichten möch-
ten. 

INSEKTENSCHUTZ IN DER KOMMUNE

 
 

Deutscher Städte-
und Gemeindebund
www.dstgb.de

DStGB
DOKUMENTATION NO 155

Klimaschutz in finanzschwachen Kommunen: 
Mehrwert für Haushalt und Umwelt

Eine Handreichung für Kommunen

Klimaschutz für  
finanzschwache  
Kommunen

Verfügungsfonds in kleineren Städten 
und Gemeinden: Eine Arbeitshilfe

Titelfoto: Collage aus Fotos vom Thema Arbeit im Rat   
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  Thema Arbeit im Rat

  

NACHRICHTEN

Bergkamen nun „Europaaktive 
Kommune“
die Stadt Bergkamen darf sich nun „europaaktive Kommune“
nennen. die stadt wurde anfang november von der nordrhein-
westfälischen landesregierung mit dem titel ausgezeichnet, weil
sie den fokus ihrer europaarbeit auf benachteiligte gruppen und
europakritische Personen richtet und direkt in die stadtgesell-
schaft hineinwirkt. Zudem pflegt bergkamen vier städtepartner-
schaften und führt jährlich bis zu 30 gegenseitige begegnungen
durch. neben bergkamen wurde die stadt münster ausgezeichnet.
Vier weitere nrW-städte, die 2015 eine befristete auszeichnung
als „europaaktive Kommune“ erhalten hatten, konnten sich zu-
dem über eine unbefristet gültige urkunde freuen - darunter die
städte Stolberg und Xanten.

Bald grüner Wasserstoff aus 
NRW-Klimakommune
der firma enapter will in der gemeinde Saerbeck sogenannte
elektrolyseure bauen, die zur Herstellung von grünem Wasser-
stoff benötigt werden. der baubeginn der fabrik ist anfang 2021
geplant, der Produktionsstart soll 2022 erfolgen. das betriebsge-
lände soll vollständig mit erneuerbaren energien aus den saer-
becker solar-, Wind- und biomasseanlagen sowie aus eigenen so-
laranlagen und Wasserstoffspeichern betrieben werden. „diese
ansiedlung war vor allem möglich, weil wir Klimakommune sind
und mit enapter die idee eines gerechten energiesystems der Zu-
kunft teilen: regionale Wertschöpfung, Klima- und energiepolitik
als bürgerbewegung und umfassende berücksichtigung der be-
dürfnisse von mensch und natur“, so bürgermeister Wilfried
roos.

Antiviralfilter für Paderborner 
Stadtbusse
der Padersprinter in der stadt Paderborn will seine fahrgäste bes-
ser vor dem Coronavirus schützen. als einer der ersten Verkehrs-
betriebe im stadtbusbereich rüstet die städtische tochtergesell-
schaft der Paderborner Kommunalbetriebe ihre busflotte
schrittweise mit neuen antiviralen filtern aus. dabei handelt es
sich um spezielle Hochleistungspartikelfilter, die feinste aerosole
größtenteils von bakterien, Viren und staub reinigen können. die
ersten fahrzeuge mit den neuartigen filtersystemen sind bereits
im einsatz. sie ersetzen allerdings nicht die geltenden Hygiene-
und abstandsregeln in den linienbussen.

Startschuss für Sanierung des Marler
Rathauses
in der stadt Marl haben die bauarbeiten zur sanierung des rat-
hauses begonnen. die 70 millionen euro teure runderneuerung
des denkmalgeschützten gebäudes aus den 1960er-Jahren ist das
Herzstück eines umfassenden Handlungskonzeptes, mit dem
marl in den kommenden Jahren auch das stadtzentrum baulich
erneuern will. „Wir freuen uns, dass wir nach intensiver und sorg-
samer Vorbereitung mit der sanierung unseres rathauses begin-
nen können“, sagte bürgermeister Werner arndt. das rathaus sei
„das Wahrzeichen unserer stadt“ und stehe für die „aufbruchs-
stimmung nach dem Zweiten Weltkrieg in marl und der region“.
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Der Städte- und Gemeindebund NRW vertritt die Interessen seiner 
360 Mitgliedskommunen und bietet ihnen ein breit gefächertes
Informations- und Dienstleistungsangebot 

StGB NRW - Stimme und Partner
der Städte und Gemeinden

damit der städte- und gemeindebund nrW
(stgb nrW) für sie keine abstrakte größe in
der landeshauptstadt düsseldorf darstellt,

möchten wir ihnen zeigen, wer wir sind und wie wir
die arbeit unserer mitgliedskommunen unterstützen.
im stgb nrW haben sich 360 städte und gemeinden
in nrW zusammengeschlossen. der Verband reprä-
sentiert damit mehr als neun millionen menschen. für
seine mitgliedskommunen ist er dienstleister und in-
teressenvertretung in der landespolitik. rund 30 mit-
arbeiterinnen und mitarbeiter sind dafür in der ge-
schäftsstelle in düsseldorf im einsatz. finanziert wird
die arbeit des stgb nrW durch mitgliedsbeiträge. 

Struktur der Verbandes Wie lassen sich gemein-
same interessen aus der Vielfalt von 360 städten und
gemeinden destillieren? in den Verbandsorganen,
fachausschüssen, arbeitsgemeinschaften und ar-
beitskreisen des stgb nrW treffen sich regelmäßig
kommunale Praktikerinnen und Praktiker und bera-
ten die gemeinsamen anliegen. mitgliedskommu-
nen sind durch ratsmitglieder oder mitarbeitende
der Verwaltung vertreten. 
als wichtigstes gremium tagt die mitgliederver-
sammlung mit Vertreterinnen und Vertretern aus 

allen 360 städten und gemeinden üblicherweise
zweimal in der legislaturperiode. Wann trotz der Co-
rona-Pandemie ein so großer Kongress mit rund 1500
teilnehmenden und Prominenz aus bund und land
wieder möglich sein wird, lässt sich derzeit leider
noch nicht absehen.
Zentrale beschlussgremien des stgb nrW sind der
Hauptausschuss und das Präsidium, die in ihrer be-
setzung das ergebnis der nrW-Kommunalwahl wi-
derspiegeln. der Hauptausschuss verabschiedet den

Philipp Stempel ist
Pressesprecher beim
städte- und gemein-
debund nrW

DER AUTOR

i Größter Landesverband im 
DStGB

auf bundesebene ist der städte- und gemeinde-
bund nrW (stgb nrW) mitglied und größter
landesverband des deutschen städte- und ge-
meindebundes (dstgb). dieser bündelt die kom-
munalen interessen aus den bundesländern und
vertritt sie in berlin gegenüber dem bund. eines
seiner grundanliegen ist dabei schon immer ge-
wesen, für eine gleichwertigkeit der lebensver-
hältnisse einzutreten.

In der Geschäftsstelle
des StGB NRW in

Düsseldorf arbeiten
rund 30 Mitarbeiten-
de für die Interessen

der kreisangehörigen
Städte und Gemein-

den in NRW
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Haushaltsplan des stgb nrW und erörtert grund-
sätzliche kommunalpolitische themen. das Präsidi-
um beschließt die wesentlichen Positionen und
wählt mit Präsident/in und Hauptgeschäftsführer/in
die spitzen des Verbandes, die ihn nach außen reprä-
sentieren.

Interessenvertretung Wichtigste aufgabe des
stgb nrW ist die Vertretung der kommunalen inte-
ressen gegenüber landesregierung und landtag. der
Verband versteht sich dabei als überparteilich. ihm
geht es einzig und allein um die belange der städte
und gemeinden. ihnen gibt er eine starke stimme
und mit dieser stimme findet er auch gehör. sowohl
in der staatskanzlei als auch in den ministerien und
landtagsfraktionen ist den handelnden Personen be-
wusst, dass der stgb nrW die interessen von mehr
als neun millionen menschen vertritt. der Verband
hat sich auf landesebene zudem einen guten ruf als
verlässlicher Partner erworben, der selbstbewusst
wie konstruktiv auftritt. 
besonders gefragt ist unser sachverstand bei geset-
zesinitiativen, die auswirkungen auf die städte und
gemeinden nach sich ziehen. Zusammen mit den bei-
den anderen kommunalen spitzenverbänden - städ-
tetag nrW und landkreistag nrW - bewerten wir die
neuen Vorhaben und versuchen, sie im sinne der Kom-
munen zu beeinflussen. das klappt nicht immer zu 100
Prozent, aber in aller regel lässt sich ein guter Kom-
promiss erzielen und größerer schaden abwenden. 
insbesondere im Hinblick auf die Praxistauglichkeit
neuer regelungen ist der sachverstand der Kommu-
nen stets gefragt. im engen Kontakt steht der stgb
nrW daher nicht nur mit den führenden Köpfen der
landesregierung und des landtags, sondern auch mit
den fachreferaten der ministerien. der kontinuier-
liche austausch schafft gegenseitiges Vertrauen und
hilft, unsere anliegen frühzeitig in den gesetzge-
bungsprozess einzuspeisen. 
Überdies ist der stgb nrW gefragter gesprächspart-
ner der medien. in seiner Presse- und Öffentlichkeits-
arbeit erläutert der Verband die anliegen der städte
und gemeinden, erklärt die oftmals komplizierte
rechtslage und trägt dazu bei, dass die kommunalen
argumente in der öffentlichen diskussion zur gel-
tung kommen.

Beratung und Orientierung eine weitere zentrale
aufgabe des stgb nrW ist die fachkundige beratung

seiner mitgliedskommunen. ob es um rechtliche the-
men geht oder belange aus der Verwaltungspraxis -
in schwierigen fragen finden bei uns sowohl bürger-
meisterinnen und bürgermeister als auch mitarbei-
terinnen und mitarbeiter aus der Kommunalverwal-
tung guten und fundierten rat. 
die expertise unserer fachjuristinnen und -juristen
fließt zudem in mustersatzungen und gutachten ein.
Vielfach haben solche rahmenkonzepte den städten
und gemeinden in unübersichtlichen gebieten ori-
entierung und eine belastbare basis für weiteres
Handeln gegeben. auf große resonanz stieß im Jahr
2019 beispielsweise ein leitfaden für den umgang
mit schottergärten. er zeigte den Kommunen recht-
liche möglichkeiten zur förderung naturnaher Vor-
gärten auf und lieferte rüstzeug für die Überzeu-
gungsarbeit im dialog mit bürgerinnen und bürgern.

Austausch und Weiterbildung in kommunalen
netzwerken bündelt sich im besten falle das Wissen
aller städte und gemeinden. der stgb nrW bietet
daher mehrere arbeitsgruppen für den interkom-

Wichtigste Aufgabe ist die Vertretung
der kommunalen Interessen gegenüber
Landesregierung und Landtag

Zu den prominenten Gästen
bei der letzten Mitglieder-

versammlung Ende 2017 in
Düsseldorf gehörte auch
NRW-Ministerpräsident 

Armin Laschet

FO
TO

: R
O

BE
RT

O
 P

FE
IL

 / 
ST

G
B 

N
RW

Auf große Resonanz
stieß in den Städten und
Gemeinden ein Leitfaden
zum Umgang mit Schot-
tergärten mitsamt Flyer
für die Öffentlichkeits-
arbeit
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munalen dialog an. so gibt es arbeitskreise zu digi-
talisierung, Kultur, feuerwehr, städtebau, Wirt-
schaftsförderung, Vergabe und vielen themen
mehr. auch im digitalen raum finden mitglieds-
kommunen foren für den regelmäßigen austausch
und das generieren von schwarmwissen, etwa im
netzwerk Kommunen rund um das thema Presse-
und Öffentlichkeitsarbeit oder im Portal integra-
tion, das sich mit der kommunalen mitgestaltung
der migrationsgesellschaft befasst. 
ein weiterer wichtiger baustein in der arbeit des
stgb nrW sind fachseminare. der Verband lädt re-
gelmäßig zu Veranstaltungen ein, die sich mit zu-
kunftsweisenden themen befassen. ein besonderer
stellenwert kommt dabei den tagungen zu, die sich
gezielt an bürgermeisterinnen und bürgermeister
richten. im rahmen dieser treffen führen fachkun-
dige dozentinnen und dozenten in die vielfältigen
und oft komplexen fragestellungen der Verwal-
tungsarbeit ein. dazu gehören etwa finanzmana-
gement, digitalisierung, die entwicklung der schul-
landschaft oder aktuelle gesetzgebungsverfahren.
Zum anderen geht es um Hilfestellungen bei neu-
ralgischen fragen wie Zeitmanagement oder be-
schwerdemanagement.
grundsätzlich sieht der Verband seine aufgabe da-
rin, tendenzen in Kommunalpolitik, gesellschaft
und fachwelt frühzeitig aufzugreifen und mitzuge-
stalten. mit seinen  fachtagungen nimmt der stgb
nrW eine rolle als akteur und moderator gesell-
schaftlicher und wissenschaftlicher entwicklungen
ein, beispielsweise bei den themen Wirtschaftsför-
derung, kommunales integrationsmanagement
oder gestaltung der mobilitätswende.

Information der Mitglieder besonders wichtig
ist uns, die städte und gemeinden über politische
entwicklungen und fachliche neuheiten aktuell und
verlässlich zu informieren. Wichtigstes medium da-
für sind sogenannte schnellbriefe, die tagesaktuell
an die Kommunalverwaltungen verschickt werden.
Vor allem die Corona-Krise hat gezeigt, wie wertvoll

schnelle und verlässliche informationen für die kom-
munale arbeit sind. durch die zuverlässige einord-
nung des stgb nrW waren die Verwaltungen auch
bei komplizierten und sich schnell ändernden sach-
verhalten gut aufgestellt.
darüber hinaus bietet der stgb nrW eine reihe wei-
terer informationsquellen an. dazu zählt insbeson-
dere die Verbandszeitschrift stÄdte- und gemeinderat,
die sie just vor sich haben. mit wechselnden schwer-
punkten informiert sie über die entwicklungen in den
wichtigsten kommunalpolitischen themenfeldern
unserer Zeit. 
im Jahr 2020 befasste sich die Zeitschrift unter ande-
rem mit dem Klimawandel, der grundsteuer und der
Wirtschaftsförderung. im Jahr 2021 stehen Haftungs-
risiken von mandatsträgerinnen und mandatsträ-
gern, die Zukunft der schwimmbäder und die rolle
des fahrrads bei der mobilitätswende auf dem Pro-
gramm. besonderen Wert legen wir dabei auf kon-
krete Praxis-beispiele. denn der blick in die Praxis
zeigt, was mit guten ideen in städten und gemein-
den möglich ist. 
Verwaltung und ratsmitglieder haben die möglich-
keit, den stÄdte- und gemeinderat über ihre Kommune
kostenfrei im Print-abo oder über unsere internetseite
als Pdf zu beziehen. nach dem login auf www.kom-
munen.nrw können interessierte sich zudem einen
newsletter zusammenstellen, der sie zielgenau mit in-
formationen zu den ausgewählten interessengebieten
beliefert. Über die Zugangsdaten informiert die jewei-
lige mitgliedskommune. ◼

i Stabwechsel in der Geschäftsführung

nach rund 30 Jahren im Verband, davon 18 als Hauptgeschäftsführer, verab-
schiedet sich dr. bernd Jürgen schneider (Cdu) zum Jahreswechsel in den
ruhestand. neuer Hauptgeschäftsführer wird ab dem 1. Januar 2021 Christof
sommer (Cdu). der 54-jährige Volljurist stammt aus nuttlar im sauerland
und kennt die kommunale Praxis aus seiner tätigkeit als bürgermeister der
stadt lippstadt und der gemeinde bestwig aus nächster nähe.

StGB NRW-Präsi-
dent Roland 
Schäfer (links), der
scheidende Haupt-
geschäftsführer 
Dr. Bernd Jürgen
Schneider (2. v.
links) und Vizeprä-
sident Dr. Eckhard
Ruthemeyer
(rechts) gratulieren
Christof Sommer
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Unter dem Motto
„Starke Partner - 
starke Leistungen“
setzen sich Städte-
und Gemeindebund
NRW, Kommunal
Agentur NRW und
KoPart eG für die
Kommunen in NRW
ein
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stgb nrW im Web: 
www.kommunen.nrw 

www.kommunen.nrw
www.kommunen.nrw
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Die Kommunal Agentur NRW bietet Städten und Gemeinden ein umfassendes
Service-Angebot und steht bei technischen, rechtlichen und organisatorischen
Fragen zur Seite

Kommunal Agentur NRW
- Dienstleister und Berater

als das dienstleistungsunternehmen der Kom-
munal-stiftung nrW des städte- und ge-
meindebundes nrW berät die Kommunal

agentur nrW seit 1996 städte und gemeinden sowie
kommunale unternehmen. die 70 mitarbeitenden
sind in den unterschiedlichsten fachrichtungen aus-
gebildet. langjährige erfahrungen mit der kommu-
nalen Verwaltung und breit aufgestellte fachkompe-
tenz werden genutzt, um zu allen kommunalen
themen und anfragen bedarfsorientierte lösungen
zur Verfügung zu stellen.
die Kommunal agentur nrW berät zu technischen,
rechtlichen und organisatorischen fragen und garan-
tiert so ihren Kundinnen und Kunden ganzheitliche,
individuelle lösungen. so beantworten die ingenieu-
rinnen und ingenieure anfragen aus den bereichen,
die eher technisch ausgerichtet sind - etwa zur infra-
struktur, zur Planung, zum Projektmanagement und
zur stadtentwicklung.

Austausch in Fachnetzwerken auch der Klima-
schutz und die Klimafolgenanpassung werden durch
das Portfolio abgedeckt. so unterstützt die Kommu-
nal agentur nrW Kommunen sowohl zum thema
gewässer mit bezug auf die umsetzung der europäi-
schen Wasserrahmenrichtlinie als auch im erkennen
und umgang mit starkregen und Überflutungen.
Hier bringt die agentur fachleute in fachnetzwer-
ken, wie dem netzwerk Hochwasser- und Überflu-
tungsschutz, zusammen und unterstützt damit den

Die Kommunal 
Agentur NRW mit Sitz

in Düsseldorf 
unterstützt Städte

und Gemeinden bei
ihren wirtschaft-

lichen und umwelt-
orientierten 

Aufgaben
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Die Kommunal Agentur NRW berät 
auch bei Fragen zu Klimaschutz und 
Klimafolgenanpassung

Michael Lange ist 
geschäftsführer der
Kommunal agentur
nrW

DER AUTOR

https://kommunal-
agentur.nrw

https://kommunalagentur.nrw
https://kommunalagentur.nrw
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interdisziplinären austausch und umgang, um Kli-
mawandelfolgen nachhaltig zu begegnen. auch die
förderung und finanzierung etwa von kommunalen
anlagen ist nicht selten für die kommunalen Verwal-
tungen ein schwieriges und unüberschaubares ter-
rain. Hier unterstützt das fachnetzwerk fördermit-
telakquise. derzeit hat das fördernetzwerk 110
mitglieder.

Beratung und Weiterbildung rechtliche Kompe-
tenz bietet die Kommunal agentur nrW zum beispiel
bei der beratung und bearbeitung von satzungen,
gebühren- und beitragskalkulationen unterschied-
lichster bereiche. auch umfangreiche leistungen zu
organisatorischen fragestellungen können abgeru-
fen werden. Hierzu gehört neben der organisations-
und Prozessberatung auch die erstellung von Perso-
nalkonzepten - immer mit blick auf den erforderli-
chen arbeits- und gesundheitsschutz.
ständige Veränderungen im Vergaberecht machen
nationale und eu-weite ausschreibungen immer
komplexer. deshalb begleitet die Kommunal agentur
nrW auch bei der ausschreibung von Planungsleis-
tungen, dienstleitungen sowie der beschaffung von
gütern. da Wissen dynamisch ist, bietet die Kommu-
nal agentur nrW zudem ein breit gefächertes Wei-
terbildungsangebot mit jährlich über 80 Veranstal-
tungen in unterschiedlichen formaten.

als qualitäts- und umweltzertifiziertes unterneh-
men passt die Kommunal agentur nrW ihr Handeln
stets an die ökonomischen und ökologischen Heraus-
forderungen der städte und gemeinden an. das
dienstleistungsangebot wird kontinuierlich analy-
siert und im interesse der Kundinnen und Kunden
laufend erweitert: bedarfsorientiert, rechtskonform,
wirtschaftlich und umweltgerecht. dazu gehört auch
die Weiterbildung der mitarbeitenden. ◼

i Dienstleistungsthemen der
Kommunal Agentur NRW

abfallentsorgung
abwasserentsorgung
arbeits- und gesundheitsschutz
brandschutz und rettungsdienste
it / software
förderung und finanzierung
gewässer
Hochwasser- und Überflutungsschutz
Klimaschutz und Klimaanpassung
Kommunale bauprojekte
Kommunale beschaffung
Öffentlichkeitsarbeit
organisation und Personal
unterhaltung kommunaler anlagen
Verträge, Konzessionen

KoPart eG - kommunal
und partnerschaftlich im
Einsatz 

die KoPart - auf initiative des städte- und ge-
meindebundes nrW hin gegründet - ist im
Jahr 2012 gestartet, um die mitgliedsstädte

und -gemeinden vor allem bei komplexen Vergabe-
verfahren und bei der beschaffung von standardi-
sierbaren Waren zu unterstützen. Heute betreut die
KoPart eine Vielzahl nationaler und eu-weiter Verga-
beverfahren über liefer-, dienst- oder Planungsleis-
tungen wie feuerwehrfahrzeuge, gebäudereinigung
oder die Planung von neubauten oder umfangreichen
gebäudesanierungen. 
Vor einigen Jahren ist die betreuung von unterschwel-
lenverfahren im rahmen des angebots zvsplus hin-
zugekommen, bei dem die KoPart funktionen einer
Zentralen Vergabestelle übernimmt. schon seit 2015
ist der elektronische einkaufskatalog etabliert, der
mittlerweile über 15 Produktbereiche des kommunalen
einkaufs einfach, webbasiert und medienbruchfrei als
elösung von der eVergabe bis zur erechnung abdeckt.

Abwicklung durch Kommunal Agentur da die
KoPart von anfang an auf Kostenminimierung gesetzt
hat, hat sie sich frühzeitig dazu entschieden, ihre auf-
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Als genossenschaftliche Einkaufsgemeinschaft bietet die
KoPart eG Kommunen in Nordrhein-Westfalen
Dienstleistungen zur Unterstützung von Beschaffungen an

Der Vorstand der KoPart eG besteht aus Michael Lange (links), Dr. Peter Queitsch, Philipp Gilbert
(rechts), Claudia Koll-Sarfeld und André Siedenberg, der auf dem Bild fehlt 

Claudia Koll- Sarfeld
ist Vorstand der 
KoPart eg

DIE AUTORIN
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träge über einen geschäftsbesorgungsvertrag durch
die Kommunal agentur nrW, selbst mitglied der Ko-
Part, abwickeln zu lassen. diese Zugriffsmöglichkeit
auf das Wissen und Know-how der Kommunal agentur
nrW wird zukünftig auf die nutzung des gesamten
spektrums der Kommunal agentur nrW erweitert. das
bedeutet, dass die mitglieder der KoPart etwa auch
ihre organisationsuntersuchungen, gebührenkalkula-
tionen oder umweltprojekte an die KoPart beauftra-
gen können. die abwicklung liegt auch dann in den
bewährten Händen der mitarbeitenden der Kommu-
nal agentur nrW. 
die mitgliedskommunen schätzen besonders, dass
sie „ihre“ genossenschaft im Wege des inhouse-
geschäfts ohne weitere ausschreibung mit diesen
dienstleistungen beauftragen können. da auch
freiberufliche leistungen wie beratungsleistungen
grundsätzlich im Wettbewerb zu vergeben sind,
bedeutet das in der regel, dass zumindest eine
Preisanfrage bei mehreren anbietern durchzufüh-
ren ist. das führt zu vermehrtem aufwand und zu-
sätzlichen (Prozess-)Kosten in den Kommunen. eine
unmittelbare beauftragung erscheint daher vielen
Verwaltungen wünschenswert.
die Kommunen dürfen entscheiden, wie sie die ih-
nen obliegenden aufgaben erledigen wollen: sei

es durch eigene mitarbeitende oder durch die be-
auftragung externer oder eigener unternehmen.
eine „hausinterne“ beauftragung löst keine aus-
schreibungspflichten aus. dies
gilt auch, wenn das unterneh-
men nicht durch einen einzigen
öffentlichen auftraggeber be-
herrscht wird, sondern durch eine
Vielzahl öffentlicher auftraggeber. die KoPart er-
füllt die hierfür bestehenden gesetzlichen Voraus-
setzungen: 
• der öffentliche auftraggeber oder eine mehrheit

von öffentlichen auftraggebern gemeinsam üben
über die KoPart eine ähnliche Kontrolle aus wie
über eigene dienststellen.

• mehr als 80 Prozent der tätigkeiten der KoPart
dienen der ausführung von aufgaben, die von
den öffentlichen auftraggebern bestellt wurden.

• an der KoPart besteht keine direkte private Kapi-
talbeteiligung als solche, die gesetzlich vorge-
schrieben ist und die keinen maßgeblichen ein-
fluss ausüben kann. 

KoPart und Kommunal agentur nrW freuen sich
darauf, auch in Zukunft leistungen für die vielfäl-
tigen aufgaben der kommunalen genossenschafts-
mitglieder anbieten zu können.    ◼

www.kopart.de 

Kurz vor dem ende seiner amtszeit als bürgermeister der
stadt rheinbach ist Stefan Raetz (foto mitte) mit dem
bundesverdienstkreuz ausgezeichnet worden. Wie die

regierungspräsidentin im regierungsbezirk Köln, Gisela Wals-
ken (rechts), bei der Verleihung betonte, erhielt raetz die aus-
zeichnung vor allem für sein langjähriges ehrenamtliches en-
gagement. so ist raetz unter anderem in der rheinbacher
bürgerstiftung, im lions Club bonn-rhenobacum, im örtlichen
drK, im Volksbund deutsche Kriegsgräberfürsorge und im
Verein rheinbach Classics aktiv. für seinen einsatz für das afri-
kanische land togo und die dortige begabtenförderung wurde
der 61-Jährige vom dortigen regionalkönig sogar zum „ehren-
häuptling von Kusuntu“ ernannt. der landrat des rhein-sieg-
Kreises, Sebastian Schuster (links), lobte zudem das diploma-
tische geschick und die große sachkenntnis von raetz als
sprecher der bürgermeisterinnen und bürgermeister im Kreis.
auch der städte- und gemeindebund nrW gratuliert stefan

raetz zu der großen ehrung und dankt ihm für sein langjähri-
ges engagement im Präsidium und Hauptausschuss des Ver-
bandes sowie als Vorsitzender des ausschusses für städtebau,
bauwesen und landesplanung. ◼

Bundesverdienstkreuz für Stefan Raetz
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Wir erstellen Straßen- und Wegekonzepte gemäß § 8a KAG für Ihre Kommune. 
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Die Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen
sieht eine enge Zusammenarbeit zwischen dem Rat und der
Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister vor

Zusammenspiel von Rat
und Bürgermeisterin oder
Bürgermeister

Andreas Wohland ist
beigeordneter für
recht und Verfas-
sung beim städte-
und gemeindebund
nrW

DER AUTOR

die gemeindeordnung nrW (go nrW) legt in 
§ 40 abs. 1 als grundsatz fest, dass die Verwal-
tung der stadt oder gemeinde ausschließlich

durch den Willen der bürgerschaft bestimmt wird. die
bürgerschaft wird wiederum durch den rat und die
bürgermeisterin oder den bürgermeister vertreten. 
sowohl der rat als auch die bürgermeisterin oder der
bürgermeister werden laut § 42 abs. 1 satz 1 go nrW
in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und ge-
heimer Wahl für eine dauer von fünf Jahren gewählt.
beide sind daher unmittelbar demokratisch von der
bürgerschaft legitimiert. der rat ist aber anders als
etwa der landtag oder der bundestag teil der Verwal-
tung und kein Parlament. Parlamentarische regeln
des bundes- oder landtages gelten deshalb für den
rat nicht1.

Zuständigkeiten des Rates der gemeinderat ist
für alle angelegenheiten der gemeindeverwaltung
zuständig, soweit die go nrW nicht im einzelfall
abweichende regelungen trifft. man spricht in die-
sem Zusammenhang auch von der allzuständigkeit
des rates. dies bedeutet jedoch nicht, dass der rat
tatsächlich alle entscheidungen der gemeinde
selbst treffen muss. Vielmehr besteht die möglich-
keit der Übertragung von aufgaben auf andere stel-

len oder die go nrW hat verschiedene aufgaben
anderen organen der gemeinde übertragen. im
Wesentlichen muss man unterscheiden zwischen 

•    aufgaben, die ausschließlich dem rat zustehen,
die er also auch nicht auf die bürgermeisterin oder
den bürgermeister oder auf ausschüsse übertra-
gen kann, 

•    aufgaben, die dem rat zwar zustehen, die er aber
übertragen kann, sowie 

•    aufgaben, die der bürgermeisterin oder dem bür-
germeister zustehen, die ihr oder ihm aber vom
rat jederzeit allgemein oder im einzelfall wieder
entzogen werden können. 

die aufgaben, die der rat in jedem fall selbst erledigen
muss, sind in einem Katalog in § 41 abs. 1 satz 2 go
nrW aufgelistet. die wichtigsten aufgaben in diesem
Zusammenhang sind die allgemeinen grundsätze,
nach denen die Verwaltung geführt werden soll, die
Wahl der ausschussmitglieder, die Wahl der beigeord-
neten, der erlass, die Änderung und die aufhebung von
gemeindlichen satzungen und sonstigen ortsrecht-
lichen bestimmungen, die abschließenden beschlüsse
im flächennutzungsplanverfahren und abschließende
satzungsbeschlüsse auf der grundlage des baugesetz-
buchs und der erlass der Haushaltssatzung und des
stellenplans. sollte die gemeinde zur aufstellung eines
Haushaltssicherungskonzeptes verpflichtet sein, ist
auch hierfür abschließend der rat zuständig.

Vorsitz im Rat die enge Zusammenarbeit von bür-
germeisterin oder bürgermeister und rat wird am
deutlichsten dadurch, dass nach § 40 abs. 2 satz 4 go
nrW immer die bürgermeisterin oder der bürger-
meister den Vorsitz im rat führt. ihnen kommt laut 
§ 62 abs. 2 go nrW daher auch die bedeutende auf-
gabe zu, organisatorisch und verfahrensmäßig die sit-
zungen des rates vorzubereiten, zu leiten und im
nachgang die beschlüsse des rates auch umzusetzen. 
die bürgermeisterin oder der bürgermeister ist nach

Nach der Kommu-
nalwahl fanden die
konstituierenden
Ratssitzungen in
NRW unter Einhal-
tung von Ab-
standsregelung
und Maskenpflicht
statt - so auch in
der Stadt Erftstadt
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1 vgl. Wohland/Knirsch, leitfaden
für die ratsarbeit, 7. auflage, s. 47
oben
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Die Arbeitsgemeinschaft parteiloser Bürgermeisterinnen
und Bürgermeister in Nordrhein-Westfalen kommt
regelmäßig zu gemeinsamen Treffen und thematischen
Austauschen zusammen

Mehr Bürgermeisterinnen
und Bürgermeister ohne
Parteibuch 

die anzahl der parteilosen bürgermeisterin-
nen und bürgermeister in nordrhein-West-
falen nimmt weiterhin zu. bereits vor der

Kommunalwahl 2020 waren in nrW 88 Hauptver-
waltungsbeamtinnen und -beamte ohne Partei-
buch im amt. nach der Wahl ist ihre anzahl erneut
deutlich gestiegen. aktuell amtieren 112 parteilose
Kolleginnen und Kollegen in den 360 kreisangehö-
rigen städten und gemeinden in nrW. sie beset-
zen damit ein drittel der kommunalen spitzenäm-
ter.
diese entwicklung bedeutet jedoch nicht, dass die
Wählerinnen und Wähler sich von den Parteien ab-
wenden. der trend zu parteilosen bürgermeiste-

Christian Thegelkamp
ist bürgermeister 
der gemeinde 
Wadersloh

DER AUTOR

Mitglieder der Ar-
beitsgemeinschaft
parteiloser Bürger-

meisterinnen und
Bürgermeister tref-

fen sich regelmä-
ßig zum Erfah-

rungsaustausch
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f § 40 abs. 2 satz 2 go nrW gesetzliches mitglied des
rates. sie oder er hat laut § 40 abs. 2 satz 5 go im rat
auch ausdrücklich grundsätzlich ein stimmrecht. nur
in den abschließend in § 40 abs. 2 satz 6 go nrW
aufgelisteten fällen stimmt die bürgermeisterin oder
der bürgermeister allerdings nicht mit, so zum bei-
spiel beim einheitlichen Wahlvorschlag zur aus-
schussbesetzung.

Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister
die aufgaben der bürgermeisterin oder des bürger-
meisters sind in § 62 go nrW normiert. danach sind
diese verantwortlich für die leitung und beaufsichti-
gung des geschäftsgangs der gesamten Verwaltung.
die bürgermeisterin oder der bürgermeister leitet und
verteilt die geschäfte, wobei sie oder er sich bestimm-
te aufgaben selbst vorbehalten und die bearbeitung
einzelner angelegenheiten selbst übernehmen kann. 
die bürgermeisterin oder der bürgermeister ent-
scheidet kraft ihrer beziehungsweise seiner organi-
sationsgewalt auch über den einsatz des Personals.
der rat gibt mit dem stellenplan den rahmen für den
Personaleinsatz zur aufgabenerledigung vor, wer im
rathaus welche aufgaben zu erledigen hat, entschei-
det die Verwaltungsspitze.
die bürgermeisterin oder der bürgermeister bereitet
die beschlüsse des rates und der ausschüsse vor und
führt diese beschlüsse auch aus. außerdem entschei-
det sie oder er in den angelegenheiten, die ihr und
ihm vom rat oder von den ausschüssen zur entschei-
dung übertragen worden sind.

Wichtig ist daneben die Vertretung der gemeinde
durch die bürgermeisterin oder den bürgermeister
nach § 63 abs. 1 go nrW. sie oder er ist außerdem re-
präsentantin oder repräsentant der gemeinde nach
außen. der rat wählt wiederum für die dauer der
Wahlperiode aus seiner mitte ehrenamtliche stell-
vertreterinnen und stellvertreter der bürgermeiste-
rin oder des bürgermeisters. diese vertreten die bür-
germeisterin oder den bürgermeister bei der leitung
der ratssitzungen im Verhinderungsfall und bei den
repräsentationsaufgaben. ◼

Der Rat der Stadt Velbert musste wegen der Corona-Regeln
in das Historische Bürgerhaus Langenberg ausweichen
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rinnen und bürgermeistern hält insbesondere in
kleineren und mittleren Kommunen an, weil ein-
zelbewerberinnen und -bewerber hier durch die
persönliche ansprache die manchmal wünschens-
werte organisatorische und finanzielle unterstüt-
zung durch Parteistrukturen leichter kompensieren
können.
mit blick auf parteilose amtsinhaberinnen und
amtsinhaber wurde noch vor wenigen Jahren häu-
fig argumentiert, dass ohne ratsmehrheit mit glei-
chem Parteibuch nur wenige gestaltungsmöglich-
keiten bestünden. die steigende Zahl von
bürgermeisterinnen und bürgermeister ohne Par-
teibuch bestätigt jedoch, dass dieser einwand heu-
te nicht mehr verfängt. Parteilose bürgermeisterin-
nen und bürgermeister können glaubwürdig in der
rolle der moderatorin oder des moderators wirken
und gestalten. das funktioniert, weil Kommunal-
politik in der regel konsensorientiert ist. es gilt, fra-
gestellungen zu behandeln, die unmittelbar die
bürgerinnen und bürger betreffen. 

Gemeinsam im Netzwerk um sich auch im amt
über komplexer werdende Herausforderungen der
Kommunalverwaltung auszutauschen, haben sich
die parteilosen bürgermeisterinnen und bürger-
meister in nrW bereits im november 1998 in einer
arbeitsgemeinschaft zusammengefunden. nach
außen vertreten wird die arbeitsgemeinschaft par-
teiloser bürgermeisterinnen und bürgermeister in
nrW von Christian thegelkamp, bürgermeister der
gemeinde Wadersloh, als sprecher und von diet-
mar Persian, bürgermeister der schloss-stadt Hü-
ckeswagen, als stellvertretender sprecher. 
mindestens zwei mal im Jahr führen thegelkamp
und Persian zusammen mit dem Hauptgeschäfts-
führer des städte- und gemeindebundes nrW, dr.
bernd Jürgen schneider, die parteilosen bürger-
meisterinnen und bürgermeister zu gemeinsamen
treffen und thematischen austauschen zusammen.
Je nach aktuellen fragestellungen stehen zudem
fachkundige referentinnen und referenten aus
dem städte- und gemeindebund für diskussionen
zu verschiedensten themen zur Verfügung. 
mit gaststatus ist die arbeitsgemeinschaft in den
gremien des städte- und gemeindebundes nrW
vertreten. neben dem netzwerk-gedanken verfolgt
die arbeitsgemeinschaft also das Ziel, die mitglie-
der bestmöglich über aktuelle entwicklungen zu in-
formieren.

Gemeinsame Positionen ein weiteres anliegen
ist den parteilosen bürgermeisterinnen und bürger-
meistern ihre gemeinsamen Positionen auch nach
außen zu vertreten. so hat die arbeitsgemeinschaft
im dezember 2018 ihre ablehnung gegen die ab-
schaffung der bürgermeister-stichwahl deutlich
gemacht. gleichwohl die abschaffung der stich-

wahl erst durch ein urteil des nrW-Verfassungsge-
richtshofs rückgängig gemacht wurde, war es doch
ein signal, dass sich rund ein fünftel der damaligen
bürgermeisterinnen und bürgermeister in nrW da-
zu im Vorfeld eindeutig positioniert hat.
Parteilose bürgermeisterinnen und bürgermeister
sind nicht erst seit heute keine ausnahme mehr,
sondern ein wahrnehmbarer faktor in der leitenden
Kommunalpolitik. die arbeitsgemeinschaft partei-
loser bürgermeisterinnen und bürgermeister in
nrW bietet dafür eine breite und weiter wachsen-
de Plattform zum austausch und zur Zusammenar-
beit. alle interessierten parteilosen bürgermeiste-
rinnen und bürgermeister sind herzlich zur
mitarbeit eingeladen.
Christian thegelkamp und dietmar Persian helfen
auch in den kommenden Jahren als sprecher und
stellvertreter gerne mit, die parteilosen Kollegin-
nen und Kollegen zu vernetzen. sie freuen sich
schon auf die künftige Zusammenarbeit mit Chris-
tof sommer, dem designierten Hauptgeschäftsfüh-
rer des städte- und gemeindebunds nrW. er ist
bürgermeister Christian thegelkamp durch die gute
nachbarschaftliche Zusammenarbeit zwischen Wa-
dersloh und lippstadt - dort war sommer bis zum
31. oktober 2020 amtierender bürgermeister -
schon gut und lange bekannt. ◼

Bürgermeister
Christian Thegel-
kamp aus Waders-
loh (rechts) und
sein Amtskollege
Dietmar 
Persian aus Hückes-
wagen vertreten
die Arbeitsgemein-
schaft nach außen
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Parteilose können in den Kommunen
glaubwürdig eine moderierende Rolle
einnehmen
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frauen in der Politik sind unterrepräsentiert.
auch rund 100 Jahre nach einführung des frau-
enwahlrechtes sind die frauen seit 1919 in kei-

nem deutschen Parlament gleichberechtigt vertreten
und von einer geschlechterparität in den politischen
Vertretungen ist das land noch weit entfernt. selbst
nach der Kommunalwahl in nordrhein-Westfalen am
13. september 2020 liegt der frauenanteil in den
nrW-Kommunalparlamenten insgesamt bei ledig-
lich 25 Prozent. 

Gründe für Unterrepräsentanz die europäische
akademie für frauen in Politik und Wirtschaft berlin
e.V. (eaf berlin) ist ein unabhängiges und gemeinnüt-
ziges beratungs- und forschungsinstitut zur förderung
von Chancengleichheit und Vielfalt. sie setzt sich für
mehr frauen in der Kommunalpolitik ein und entwi-
ckelt derzeit in dem von der europäischen union geför-
derten Projekt „mayoress - bürgermeisterinnen in
europa“ konkrete Handlungsempfehlungen, um mehr
frauen für politische Ämter zu gewinnen. 
allen Projektbeteiligten wurde schnell klar, dass es
im Wesentlichen drei faktoren sind, die frauen zö-
gern lassen, in die Kommunalpolitik zu gehen und
mitzuwirken: fehlende Zeit, ein geringes selbstbe-
wusstsein und mangelnde förderung. oftmals ist es
die frau, die trotz eigener berufstätigkeit überwie-
gend das familienmanagement und die Haushalts-
führung übernimmt und der folglich die Zeit für ein
politisches amt fehlt. darüber hinaus mangelt es
frauen häufig am nötigen selbstbewusstsein. dabei

sollten frauen die Herausforderung annehmen und
selbstsicher an der Politik vor ort mitwirken.
ein weiteres großes Hindernis für frauen ist die fehlen-
de förderung. erst wenn sich kein männlicher Kandidat
für ein politisches amt finden lässt, werden frauen zu-
meist erst im zweiten schritt nominiert. dabei sind es
insbesondere die örtlichen Parteien, die wesentlich da-
zu beitragen, dass frauen motiviert werden, sich poli-
tisch zu engagieren. Wichtig ist eine gezielte nach-
wuchs- und Karriereförderung für frauen, um der
unterrepräsentanz von frauen in kommunalpoliti-
schen Ämtern und führungspositionen entgegenwir-
ken zu können.

Erfolgsfaktor Netzwerkbildungein weiterer wich-
tiger baustein für die eaf berlin ist die netzwerkbil-
dung unter den bürgermeisterinnen. netzwerke sind
laut eaf berlin „ein wichtiger erfolgsfaktor über die ge-
samte laufbahn von bürgermeisterinnen“. mit unter-
stützung des städte- und gemeindebundes nordrhein-
Westfalen gründete sich deshalb im märz 2018 das
netzwerk „frauen führen Kommunen“ in nordrhein-
Westfalen.
durch das netzwerk haben frauen die gelegenheit,
sich untereinander auszutauschen und durch verschie-
dene Veranstaltungsreihen zu informieren. denn netz-
werke sind ein schlüssel zum politischen erfolg. durch
eine positive resonanz kann für mehr engagement von
frauen in den stadt- und gemeinderäten geworben
werden. denn frauen sind für frauen Vorbilder und
frauen werben frauen. ◼

Im Netzwerk „Frauen führen Kommunen“ in Nordrhein-Westfalen setzen
sich Bürgermeisterinnen für eine gleichberechtigte Teilhabe von Frauen in
der Kommunalpolitik ein

Mehr Frauen für politische Ämter gewinnen 

Annette Große-
Heitmeyer ist 
bürgermeisterin der
gemeinde Wester-
kappeln und 
sprecherin des
netzwerks „frauen
führen Kommunen“ 

DIE AUTORIN

Zum Auftakt-
treffen des Netz-

werks „Frauen
führen Kommu-

nen“ im März 2018
konnte Bürger-

meisterin Annette
Große-Heitmeyer
zahlreiche Kolle-

ginnen begrüßen
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Angesichts des demografischen Wandels und des Fachkräftemangels müssen
Kommunen neue Wege in der Personalgewinnung gehen

Ohne Personal geht’s nicht

die wichtigste ressource der öffentlichen Ver-
waltung sind die eigenen mitarbeiterinnen
und mitarbeiter. ohne sie ist die Verwaltung

nicht funktionsfähig. eine nicht voll funktionierende
öffentliche Verwaltung birgt zahlreiche Probleme für
unsere gesellschaft, da man sie zu recht als das rück-
grat der demokratie bezeichnen kann. 

Trend Fachkräftemangel schon heute fehlen zahl-
reiche fachkräfte und der trend wird sich weiter fort-
setzen. bis 2030 wird mehr als jede und jeder dritte
beschäftigte im öffentlichen dienst in den ruhestand
gehen. da auch die nachwuchsgewinnung zuneh-
mend Probleme bereitet, vergrößert sich die lücke laut
einer aktuellen mcKinsey-studie von heute knapp vier
auf fast 16 Prozent aller beschäftigten in den kommen-
den zehn Jahren.
Vor dem Hintergrund dieses demografischen Wan-
dels sind Personalgewinnung und Personalmarke-
ting daher auch für die Kommunen in nord-
rhein-Westfalen von zentraler bedeutung. fachkräf-
temangel und nicht oder nur schwer zu besetzende
ausbildungsplätze seien beispielhaft als Problem
genannt. daher sollte die rekrutierung von neuem
Personal und nachwuchskräften sowie die bindung

der eigenen mitarbeitenden eine hohe Priorität in
der Verwaltung genießen. 

Duale Studiengänge eine neue möglichkeit der
frühzeitigen Personalgewinnung im bereich „informa-
tionstechnologie“ sind die studiengänge Verwaltungs-
informatik - sowohl im bereich des nichttechnischen
als auch im bereich des technischen dienstes. sie sind
in beamtenrechtliche laufbahnen eingebettet und er-
möglichen frühzeitig eine Personalgewinnung von in-
teressierten schulabgängerinnen und schulabgängern. 
auch im bereich weiterer technischer berufe herrscht
ein erheblicher mangel - etwa in den bereichen archi-
tektur und bauingenieurwesen. gefordert sind hier
umfangreiche Kenntnisse im öffentlichen baurecht, der
bautechnik und der baugestaltung. der rechts-, Perso-
nal- und organisationsausschuss des städte- und ge-
meindebundes nordrhein-Westfalen (stgb nrW) hat
in seiner sitzung vom 30. september 2020 die ge-
schäftsstelle beauftragt, unter anderem mit der lan-
desregierung gespräche über die einführung dualer
studiengänge gerade in diesen bereichen zu führen.

Zuschläge und gestraffte Ausbildung ein in-
dikator für einen erheblichen mangel im bereich

Ingmar Behrens ist
geschäftsführer 
der behrens und
behrens gmbH

DIE AUTOREN

Michael Becker ist
Hauptreferent für
Öffentliches dienst-
recht beim städte-
und gemeindebund
nrW

Die Sicherung von
Nachwuchskräften hat

in den nordrhein-
westfälischen 

Kommunen hohe 
Priorität
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des kommunalen Vermessungswesens ist die neue
möglichkeit der gewährung von entsprechenden
anwärterzuschlägen für das einstellungsjahr 2021.
Voraussetzung dafür ist gemäß § 76 absatz 1 lan-
desbesoldungsgesetz nrW, dass in den Kommunen
im einzelfall ein erheblicher mangel an qualifizier-
ten bewerberinnen und bewerbern besteht. 
auch im bereich der allgemeinen Verwaltung
herrscht mitunter ein deutlicher nachfragedruck.
daher hat der berufsbildungsausschuss für Verwal-
tungsberufe - der Vorsitz liegt derzeit bei der ge-
schäftsstelle des stgb nrW - am 14. november 2019
neue Prüfungsordnungen für die erste und Zweite
Verwaltungsprüfung beschlossen. mit der neukon-
zeption der Verwaltungslehrgänge ist eine flexibili-
sierte, modulare sowie zeitlich und inhaltlich ge-
straffte ausbildung vorangebracht worden. durch
die reform können auch Quereinsteigerinnen und
Quereinsteiger in den Kommunen adäquat be-
schäftigt werden.

Initiative berufe-nrw.de ein mittel zur lösung
von Personalproblemen kann auch eine vernetzte
Kommunikation gegenüber interessierten sein. Ver-
schiedene kommunale arbeitgeber in nrW haben
dies unter schirmherrschaft des stgb nrW be-
schlossen. angelehnt an der schleswig-holsteini-
schen initiative berufe-sh.de wurde jetzt das Pen-
dant dazu in nordrhein-Westfalen gegründet. 
motto der vor zwölf Jahren in schleswig-Holstein
etablierten arbeitsgruppe mit eigenem informations-
und Jobportal als internetplattform ist der gedanke
„gemeinsam geht es besser“. nicht nur das teilen der
gemeinsamen erfahrungen, das diskutieren der ge-
meinsamen Herausforderungen und Probleme, ge-
eignete bewerberinnen und bewerber zu gewinnen,
sondern auch der immense Kostenvorteil eines jeden
mitglieds prägen bis heute den geist des erfolges von
berufe-sh und wird auch so in nrW umgesetzt. 

Jedes neue mitglied profitiert von dem gemeinsam
erarbeiteten Know-how und der wirtschaftlichen
und vor allem kostengedeckelten eigenen, werbefrei-
en Kommunikationsplattform für nrW. es gibt kein
vergleichbares Job- und informationsportal in
deutschland mit einer ständigen onlineredaktion,
bei dem unbegrenzt Jobs zu einem festen Preis ein-
gestellt werden können. Hinzu kommen regelmäßige
treffen einer neu eingerichteten arbeitsgruppe, in
der die gemeinsame Personalarbeit inhaltlich nach
vorne gebracht wird, gemeinsame Kampagnen ge-
plant, impulsvorträge angeboten und Workshops zu
aktuellen themen abgehalten werden.
die ersten mitglieder der initiative berufe-nrw.de
haben in den letzten monaten die initiationsarbei-
ten geleistet und das online-Portal berufe-nrw.de
ging im Herbst 2020 online. Weitere mitglieder, die
dazu beitragen möchten, dass eine gemeinsame
Personalarbeit für alle moderner, wirtschaftlicher
und effektiver wird, sind willkommen. als schirmherr
der gemeinsamen informations- und imagekampa-
gne unterstützt der stgb nrW die neue initiative ger-
ne und steht für fragen über eine mitgliedschaft bei
berufe-nrw.de zur Verfügung. dies gilt auch für die
Koordinierungsstelle, die bei der behrens und beh-
rens gmbH angesiedelt ist. ◼

 
 

  
 

 

Bürgermeisterin Karola Voß (links) und Ausbildungsleiterin Christina Dues
(rechts) konnten in diesem Jahr acht Auszubildende im Rathaus der Stadt Ahaus
begrüßen
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i Service 
Kommunal agentur nrW und KoPart eg un-
terstützen städte und gemeinden im bereich
Personal mit zahlreichen leistungen wie etwa:

• Personalentwicklungskonzept
• digitale erfassung von Personaldaten
• Personalbemessung
• stellenbeschreibung und -bewertung (tVöd)
• arbeitszeitgesetzkonforme bereitschaftsre-

gelungen
• Wissensmanagement
• arbeitsschutz und gefährdungsbeurteilung
• Personalkonzept freiwillige feuerwehr

In der Initiative berufe-nrw.de 
bündeln Kommunen Wissen und 
Ressourcen
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Das Onlinezugangsgesetz hält Bund, Länder und Kommunen dazu an, ihre
Verwaltungsleistungen über entsprechende Portale auch digital anzubieten

Die Zukunft tickt digital 

die digitalisierung ist ein wesentliches thema
für die öffentliche Verwaltung in den nächsten
Jahren. sie wird zu einem Wandel in der Ver-

waltung führen. dies betrifft sowohl die konkrete ar-
beitsweise vor ort, aber auch die zu treffenden ent-
scheidungen der kommunalen Vertretungen.
da die digitalisierung sämtliche bereiche der Verwal-
tung betrifft, ist die umsetzung eine mammutauf-
gabe. Jede Verwaltungsleistung muss auch digital
angeboten werden - von der beantragung eines Park-
bewohnerausweises über die anmeldung eines ge-
werbes bis hin zu einer digitalen baugenehmigung.
neben den technischen und organisatorischen Vo-
raussetzungen der digitalen Verwaltungsarbeit sind
vor allem auch die fachlichen umsetzungen der ana-
logen leistungen vor ort sowie deren praxisgerechte
und rechtssichere anwendung ein schwerpunkt der
digitalisierung. 

Rechtliche Grundlagen die digitalisierung beruht
auf verschiedenen rechtsgrundlagen. auf ebene der
europäischen union fordert die single digital gate-
way-Verordnung (sdg-Vo) von den eu-mitgliedstaa-
ten, dass die von ihnen online bereitgestellten Ver-
waltungsverfahren und Hilfsdienste zugleich auch
eu grenzüberschreitend diskriminierungsfrei zu-
gänglich und abwickelbar sein müssen, wenn natio-

nale staatsbürgerinnen und -staatsbürger das Ver-
fahren online aufrufen und abwickeln können. die
sdg-Vo geht als minimalanforderung von einer digi-
talisierung des sogenannten front office aus, bezieht
sich also auf die Verfahrensschritte mit nutzerkon-
takten zu den bürgerinnen und bürgern.
die Verpflichtung zur online-bereitstellung von Ver-
waltungsverfahren in deutschland ergibt sich nicht
aus der sdg-Vo, sondern aus dem nationalen online-
zugangsgesetz (oZg). es legt fest, dass bund und län-
der ihre Verwaltungsleistungen bis zum 31. dezember
2022 auch elektronisch über Portale anbieten müs-
sen. Hierfür wurden 575 oZg-leistungen auf grund-
lage des leistungskatalogs der öffentlichen Verwal-
tung identifiziert und zusammengefasst sowie um
fehlende leistungen ergänzt. die 575 Verwaltungs-
leistungen wurden in 14 themenfeldern gebündelt.
deren umsetzung wird in 14 entsprechenden digital-
laboren des bundes diskutiert, an denen die einzel-
nen bundesländer beteiligt sind.
Zudem gibt es in nordrhein-Westfalen (nrW) noch
das e-government-gesetz. es trägt dazu bei, die Ver-
waltung an die anforderungen der digitalen gesell-
schaft anzupassen und bürokratische Hürden abzu-
bauen. die elektronische Kommunikation zwischen
bürgerinnen und bürgern, unternehmen und Verwal-
tung soll einfacher, ortsunabhängig und zeitlich fle-

Christiane Bongartz
ist referentin für
informations-
technologie und
e-government beim
städte- und ge-
meindebund nrW

DIE AUTORIN

Die Digitalisierung
macht auch vor den

Rathäusern der 
Städte und Gemein-

den nicht halt
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xibel werden. die landesregierung will diesen Pro-
zess beschleunigen und bis zum Jahr 2025 abschlie-
ßen. 
Kernpunkte des e-government-gesetzes sind unter
anderem die Verpflichtung der behörden, einen si-
cheren elektronischen Zugang zur Verwaltung zu er-
öffnen, die annahme von elektronischen nachweisen
in elektronischen Verwaltungsverfahren und umfas-
sende informationsangebote der behörden über ihre
aufgaben und Verwaltungsleistungen, geschäftszei-
ten sowie telefonische und elektronische erreichbar-
keit im netz.

Digitalisierung und Barrierefreiheit ein weite-
rer wichtiger aspekt ist die barrierefreiheit der digi-
talen leistungen. die eu hat 2016 die richtlinie über
den barrierefreien Zugang zu internetseiten und mo-
bilen anwendungen öffentlicher stellen verabschie-
det, um einen einheitlichen barrierefreien Zugang zu
ermöglichen. die richtlinie fasst eine reihe von neu-
en Vorgaben im bereich der barrierefreien informati-
onstechnik zusammen und verpflichtet die öffentli-
chen stellen zu einer konsequenten umsetzung der
technischen standards zur barrierefreiheit. 
Zur Verankerung der neuregelungen in nordrhein-
Westfalen wurde im letzten Jahr das behinderten-
gleichstellungsgesetz (bgg nrW) überarbeitet. Zu-
dem trat am 19. Juni 2019 die Verordnung zur
schaffung barrierefreier informationstechnik nach
dem behindertengleichstellungsgesetz nordrhein-
Westfalen (barrierefreie-informationstechnik-Verord-
nung nordrhein-Westfalen/bitV nrW) in Kraft. Hier-
mit werden bestimmte anforderungen an die
bereitstellung von Programmoberflächen und öffent-
lich zugänglichen informations- und serviceterminals
normiert, die von trägern öffentlicher belange zu be-
achten sind. 

Bisherige Fortschritte in NRW in nrW hat das
Wirtschaftsministerium im Jahr 2018 das Projekt
„digitale modellregionen“ in nrW gestartet. es
wurden fünf digitale modellregionen - aachen, ber-
gisches städtedreieck, emscher-lippe, ostwestfa-
len-lippe und soest - ausgewählt, die mit ihren ge-
förderten modellprojekten einen wesentlichen
beitrag zur Weiterentwicklung der kommunalen di-
gitalisierung und zum ausbau des e-governments
leisten. Verschiedene Projekte haben den auf- und
ausbau kommunaler serviceportale zum gegen-
stand. die Projektergebnisse sollen für alle Kommu-
nen in nrW zur nachnutzung zur Verfügung gestellt
werden. regelmäßig finden hierzu informationsver-
anstaltungen statt.
die finanzierung der dort geschaffenen strukturen
und Projekte ist bis ende dezember 2021 gesichert.
die digitalisierung der kommunalen Verwaltung und
die umsetzung des oZg dauern mit sicherheit über
diesen Zeitpunkt hinaus an, sodass die kommunalen

spitzenverbände sich bereits für eine folgeplanung
ab 2022 beim land einsetzen.
seit Juli 2018 gibt es das gewerbe-service-Portal.nrW
(gsP.nrW). die medienbruchfreie abwicklung der da-
rauf abgebildeten Prozesse gehörte direkt zum leis-
tungsumfang des gsP.nrW. seitdem werden sowohl
die Kernkomponenten des Portals kontinuierlich wei-
terentwickelt als auch die darauf verfügbaren oZg-
leistungen erweitert. das bisherige gsP.nrW wurde
im rahmen des Wirtschafts-Portal-gesetzes zum
Wirtschafts-service-Portal.nrW (WsP.nrW) ausge-
baut, auf dem perspektivisch alle oZg-leistungen für
die Wirtschaft gebündelt und medienbruchfrei ange-
boten werden sollen. 
Zur umsetzung des oZg hat der dachverband der
kommunalen it-dienstleister in nrW (Kdn) oZg-

Wir wünschen allen unseren Leserinnen und
Lesern sowie allen kommunal Engagierten ein
gesegnetes Weihnachtsfest und ein erfolgreiches

Jahr 2021

FO
TO

: G
ER

O
 S

LI
W

A

i Service 
Kommunal agentur nrW und KoPart eg un-
terstützen städte und gemeinden im bereich
digitale Kommune mit zahlreichen leistungen
wie etwa:

• digitalisierungsstrategie und leitbild
• manager.Kommunaldigital.nrW
• führungskräfteworkshop
• bestandsanalyse digitaler umsetzung
• Prozessanalysen und -visualisierung
• datenschutz
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themenfeldkoordinatorinnen und -koordinatoren
eingesetzt. sie sollen den umsetzungsprozess des
oZg auf bundes- und länderebene aus kommunaler
sicht sowie die arbeit in den themenfeldern engma-
schig begleiten und informationen zwischen den
verschiedenen ebenen weitergeben.

Kommunalportal NRW um allen Kommunen in
nrW die rechtzeitige umsetzung des oZg zu ermögli-
chen, haben sich die kommunalen spitzenverbände für
ein sogenanntes Kommunalportal eingesetzt. es soll
zunächst als basisversion die oZg-anforderungen er-
füllen, aber perspektivisch stetig weiterentwickelt wer-
den. denn nur mit einer Weiterentwicklung finden sich
nachher auch die Kommunen wieder, die bereits jetzt
eigene oder angebote dritter nutzen.
ein zwischen dem Kdn und der regioit abgestimmtes
konkretes angebot für das Kommunalportal.nrW wur-
de von dem gemeinsamen it-lenkungsausschuss der
kommunalen spitzenverbände als zuständigem gre-
mium unter einbeziehung der forderung nach einer
Weiterentwicklung zu einem offenen herstellerneutra-
len kommunalen landesportal beschlossen. eine ar-
beitsgruppe aus it-dienstleistern sowie kommunalen
Praktikerinnen und Praktikern erörtert fortlaufend die
details des Portals und dessen technische und organi-
satorische anforderungen. 

die einzelnen ministerien arbeiten teilweise an ei-
genen fachspezifischen Portalen, wie etwa an einem
bauportal oder einem sozialportal. derartige fach-
portale - wie auch das Wirtschaftsserviceportal eines
ist - sollen alle über das Kommunalportal funktions-
fähig sein.

Ausblick die angesetzte Zeitspanne der digitalisie-
rung ist in anbetracht der fülle an aufgaben als op-
timistisch einzustufen. die Zunahme der digitalisie-
rung wird aber jede einzelne und jeder einzelne in
den nächsten fünf Jahren bemerken. nrW ist auf ei-
nem guten Weg in die digitale Zukunft.         ◼

Gerade junge Menschen möchten öffentliche 
Verwaltungsleistungen online nutzen können
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Handbuch Kommunalpolitik
Nordrhein-Westfalen
Hrsg. v. Bernd Jürgen Schneider, Hauptgeschäftsführer des
StGB NRW, 184 S., 36 Euro, 4. Aufl., 2020, Deutscher Gemein-
deverlag, ISBN 978-3555021881

mit der Kommunalwahl 2020 übernehmen zahlreiche
bürgerinnen und bürger zum ersten mal das amt eines

ratsmitglieds. das „Handbuch Kommunalpolitik nordrhein-Westfalen“ un-
terstützt beim einstieg. die wichtigsten themenbereiche werden fundiert
und praxisnah erläutert. erfahrene Praktikerinnen und -praktiker geben ant-
worten auf wichtige kommunale fragestellungen wie etwa: Welche rechte
und Pflichten haben kommunale Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte? Wie
ist das Verhältnis von rat und bürgermeisterin oder bürgermeister ausge-
staltet? Was können bürgerinnen und bürger tun, um Kommunalpolitik aktiv
mitzugestalten? das Handbuch ist auch in der 4., aktualisierten auflage ein
hilfreiches nachschlagewerk. 

Gemeindeordnung Nordrhein-
Westfalen
Hrsg. v. Helmut Dedy u. Bernd Jürgen Schneider, 317 S., 10
Euro, 43. überarb. Aufl., Deutscher Gemeindeverlag, ISBN
978-3555021614

in der gemeindeordnung nrW hat es seit erscheinen
der 42. auflage zahlreiche Änderungen gegeben, zentral
sind hier das epidemiegesetz vom 15. april 2020 sowie
das nKf-CoVid-19-isolierungsgesetz vom 29. september 2020. die textaus-
wahl konzentriert sich neben der gemeindeordnung auf die kommunalrele-
vanten Vorschriften aus dem öffentlichen dienstrecht, dem gemeindehaus-
halts- und -wirtschaftsrecht. eine kurze einführung erläutert die wichtigsten
merkmale des Kommunalverfassungsrechts - verständlich geschrieben für
haupt- wie ehrenamtlich in der Kommunalpolitik engagierte.

Leitfaden für die Ratsarbeit
V. Andreas Wohland u. Hanspeter Knirsch, DIN A5, 236 S., 21
Euro, Staffelpreise ab 21 Exemplaren, 7. überarb. u. akt.
Aufl., ISBN 978-3982021300, zu beziehen bei Fa. Schaab
und Co., E-Mail: info@schaabduesseldorf.de 

der leitfaden für die ratsarbeit bringt allen an Kommu-
nalpolitik interessierten die Zuständigkeiten und Ver-

fahrensabläufe der gemeindeordnung näher. Zu den schwerpunkten zählen
die stellung des rates, der ratsmitglieder, der bürgermeisterin oder des bür-
germeisters sowie der ausschüsse. die klare gliederung und Konzentration auf
praxisnahe Probleme erleichtern die tägliche arbeit der ratsmitglieder. gleich-
zeitig bietet der leitfaden eine gut verständliche Hilfe zur orientierung im
Haushaltsrecht (nKf). die neuauflage berücksichtigt sämtliche gesetzesände-
rungen der gemeindeordnung von 2014 bis 2020. die autoren sind fachleute:
andreas Wohland ist beigeordneter des stgb nrW, dr. Hanspeter Knirsch war
beigeordneter und stadtkämmerer in verschiedenen nrW-Kommunen.

Buchtipps
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Die Kommunen leisten einen entscheidenden Beitrag zur
erfolgreichen Integration der in Deutschland lebenden
Menschen mit Migrationsgeschichte

Integration gelingt vor Ort 

schon seit dem gründungstag der bundesrepu-
blik suchen menschen in deutschland Zu-
flucht, arbeit und Perspektiven für ein besse-

res leben. das themenfeld ist den städten und
gemeinden in nordrhein-Westfalen daher gut ver-
traut. Viele Kommunen haben bereits langjährige er-
fahrungen vorzuweisen. mit großem einsatz und
noch größerer Hilfsbereitschaft haben sie in den Jah-
ren 2015 und 2016 auch die Zuwanderung von bun-
desweit rund einer million geflüchteter gemeistert. 
unvergessen sind die bilder der mittellosen men-
schen in reisebussen, die quasi über nacht vor den
rathäusern standen. die Kommunen haben sie als
Helfer in der not aufgenommen und versorgt. der
oftmals extrem kurzen Vorbereitungszeit begegne-

ten die städte und gemein-
den mit ideenreichtum und
Pragmatismus. auf diese leis-
tung können sie auch heute
noch mit fug und recht stolz
sein. Zumal die unterstüt-
zung von bund und land zu
wünschen übrig ließ. 

Daueraufgabe Integration
seitdem ist in den städten und
gemeinden viel passiert. stan-
den 2015 und 2016 noch die Ver-
sorgung und unterbringung
der menschen im mittelpunkt,
richtet sich der fokus inzwi-
schen zunehmend auf ihre in-
tegration. eine aufgabe, die er-

heblich mehr erfordert als eine erstbegleitung.
integration zu gestalten, ist eine daueraufgabe, die
mit strategischer Weitsicht angegangen werden will. 
integration umfasst eine Vielzahl von lebensberei-
chen. dazu zählen sprache, bildung und arbeitsmarkt,
aber auch Jugend- und sozialarbeit, das moderieren
von Konflikten, sozial- und rechtsberatung, gesund-
heitsversorgung oder Wohnen und stadtentwicklung.
Zahlreiche Verwaltungen haben im anschluss an die
flüchtlingskrise übergreifende integrationskonzepte
entwickelt oder bestehende Konzepte an die neuen
umstände angepasst. das Ziel integration wurde auf
Handlungsfelder heruntergebrochen und für die Pra-
xis operationalisiert.
so unterschiedlich die ausgangssituation in den Kom-
munen war, so unterschiedlich fiel in den jeweiligen
gemeinden die Herangehensweise aus. eine stadt
schrieb sich die dezentrale unterbringung auf die fah-
ne, die andere entschied sich dafür, Zeit und energie in
den bau eines begegnungszentrums mit angeschlos-
senen beratungs- und betreuungsangeboten zu inves-
tieren. etliche Kommunen veränderten angesichts der
weitreichenden aufgaben auch strukturen in der Ver-
waltung, um die Herausforderungen der integrations-
arbeit organisatorisch besser bewältigen zu können. 

Koordination der Integrationsarbeit die kluge
Koordination von angeboten und leistungen spielt
in der kommunalen integrationsarbeit ohnehin eine
schlüsselrolle. nicht nur, weil die aufgabe als Quer-
schnittsthema so viele lebensbereiche betrifft, son-
dern auch, weil verschiedenste akteure betroffen
sind. schon in der Kommunalverwaltung müssen für
ein gelingendes integrationsmanagement alle be-

Städte und Gemeinden sind
zentrale Orte der Integration,
des Zusammenlebens und des
Kennenlernens
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Kluge Koordination spielt 
in der Integrationsarbeit eine 
Schlüsselrolle
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habe von menschen mit migrationsgeschichte ge-
nerell in den blick.

Notwendige finanzielle Unterstützung so viel
städte und gemeinden auch für die integration tun,
so groß ist der personelle aufwand. Vielfach geht in-
tegrationsarbeit mit individueller begleitung und be-
ratung einher. Persönliche begegnung und der auf-
bau von Vertrauen spielen dabei eine elementare
rolle. dies gilt nicht nur für den direkten austausch
mit den Zielgruppen, sondern auch für den umgang
mit dem ehrenamt. insbesondere Koordinierung und
Prozessmanagement erfordern einen langen atem. 
es liegt auf der Hand, dass dafür die finanziellen Vo-
raussetzungen gegeben sein müssen. angesichts der
schwierigen Haushaltslage vieler Kommunen fordert
der städte- und gemeindebund nrW daher seit lan-
gem vehement eine bessere unterstützung durch
bund und land. unter keinen umständen sollte der
erfolg von integrationsarbeit von der Kassenlage der
Kommune abhängen. deswegen braucht es ausrei-
chende pauschale landes- und bundesmittel. nur so
ist es Kommunen möglich, Ziele konsequent zu ver-
folgen, ohne sich von einem förderprogramm zum
nächsten hangeln zu müssen. 
aus sicht der Kommunen in nrW ist in diesem Zu-
sammenhang die reform des flüchtlingsaufnahme-
gesetzes ein zentrales thema. seit 2018 ist durch ein
von land und kommunalen spitzenverbänden in auf-
trag gegebenes gutachten belegt, dass städte und
gemeinden für jeden einzelnen geflüchteten jährlich
2.500 euro mehr bezahlen als sie vom land zurückbe-
kommen. diese finanzierungslücke muss geschlossen
werden.
Zudem erwarten die Kommunen mehr finanzielle un-
terstützung bei der Versorgung geduldeter Personen
ohne bleiberecht. der städte- und gemeindebund
nrW wird sich auch weiterhin mit nachdruck für eine
reform einsetzen, die diese ungerechtigkeiten besei-
tigt. integration muss dort finanziert werden, wo sie
tagtäglich gelebt und vorangetrieben wird, nämlich
vor ort in den städten und gemeinden. (pst) ◼

Das Kommunale Integrati-
onszentrum des Kreises 
Recklinghausen veranstal-
tete Ende 2019 mit dem
Projekt „angekommen in
deiner Stadt - Kreis Reck-
linghausen“ einen „Markt
der Möglichkeiten“

  
      

    

 
   

  
       
       

        
          

       
       

     
      

      
         

      
        

     
      

    
      

      
       

      
 

          
      

         
        

         
     

          
       

   
     

       

    
 

       
       

    
        

       
       

        
     
    

      

troffenen fachbereiche an einem strang ziehen und
ihr Handeln abstimmen.
Hinzu kommen aber noch in ganz entscheidendem
maße die akteure außerhalb der Verwaltung: Je nach
situation vor ort sind dies Wohlfahrtsverbände und
daran gekoppelte integrationsagenturen, Jobcenter
und integration Points, Verbände aus Wirtschaft,
sport, bildung und Kultur, das Kommunale integra-
tionszentrum auf Kreisebene sowie die zahlreichen
ehrenamtlichen und ihr vielfältiges engagement.
ohne das ehrenamt, darüber sind sich alle im Kla-
ren, wäre erfolgreiche integrationsarbeit nicht zu
leisten.
eine besondere rolle spielen in diesem Zusammen-
hang migrantenselbstorganisationen, die als multi-
plikator und schnittstelle zu den Communities
wertvolle arbeit leisten. Zahlreiche städte und ge-
meinden haben daher in den vergangenen Jahren
großen Wert darauf gelegt, die Zusammenarbeit
von ehrenamt und Hauptamt systematisch zu för-
dern und zu koordinieren. so ließen sich aufgaben
effizient verteilen und doppelstrukturen vermei-
den. 
regelmäßige treffen zur Koordinierung des gemein-
samen Handelns gehören wegen der Vielzahl an
themenfeldern und akteuren auch auf dauer un-
auflöslich zum Wesen der integrationsarbeit. Je
nach lebenslage ändern sich für Zugewanderte die
Herausforderungen und mit ihnen auch die anfor-
derungen an behörden und integrationshelferinnen
und integrationshelfer. mal sind ausländerrechtli-
che fragestellungen und gesellschaftliche erstori-
entierung das vorrangige thema, mal geht es um in-
tegration in arbeit, Wohnen, Kinderbetreuung und
schulbesuch oder gesundheit. 
die kommunale integrationsarbeit hat daher ihren
ansatz zunehmend geweitet und sich einen umfas-
senden integrationsbegriff zu eigen gemacht, der
weit über die belange von geflüchteten hinaus-
reicht. er nimmt vielmehr die gesellschaftliche teil-

der städte und gemeindebund nrW
(stgb nrW) betreibt unter www.kom-

munen.nrw/integration seit dem Jahr
2016 ein online-Portal, in dem sich die fachleu-
te aus den 360 mitgliedskommunen über ihre
integrations- und flüchtlingsarbeit austau-
schen können. die Plattform sammelt ideen
und erfahrungen aus der kommunalen Praxis
und bündelt fachliches Wissen. Zudem lädt die
online-redaktion im rahmen eines online-
Chats oder einer Videokonferenz zum erfah-
rungsaustausch ein. auch in der analogen Welt
findet der austausch im Portal seinen nieder-
schlag: er prägt maßgeblich das Programm der
regelmäßig stattfindenden integrationstagun-
gen des stgb nrW.
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www.kommunen.nrw/integration
www.kommunen.nrw/integration


GVV Kommunalversicherung VVaG
Aachener Straße 952–958 | 50933 Köln 
T: 0221 4893-0 | info@gvv.de

GVV Kommunal.
Kompetenter Partner in 
der digitalen Welt.

gvv-kommunal.de

Anzeige

Ob Hackerangriff, Verlust von sensiblen Daten oder Klicks
auf in˛zierte E-Mails: Cyber-Risiken drohen in  praktisch
allen digitalisierten Prozessen von  Kom  munen –
und sie wachsen mit zunehmender Digi talisierung und 
Vernetzung.

Zum Schutz ihrer kommunalen Mitglieder hat die 
GVV Kommunalversicherung darauf reagiert und in 
Zusammenarbeit mit dem IT-Dienstleister Hiscox 
eine Cyber-Versicherung speziell für Kommunen und 
kommunale Unternehmen entwickelt. Sie übernimmt  
alle Cyber- Eigenschäden wie z. B. die Kosten der Daten-
wiederher stellung oder Lösegeld bei einer Cyber-
Erpressung. Bei einer Da ten rechtsverletzung sind die 
Kosten der anwaltlichen Prüfung von datenschutzrecht-
lichen Informationsp˜ichten ebenfalls umfasst. Bei einer 
Betriebsunterbrechung wegen eines Cyber-Angriffs 
besteht Versicherungsschutz für eine Entschädigung im 
vereinbarten Umfang. Als Besonderheit entfällt durch 
die pauschale Tagessatz entschädigung bei Kommunen 
zudem der Nachweis des konkreten Betriebsunter-
brechungsschadens. 

Weil nach einem Angriff jede Minute zählt, um die  
Auswirkungen zu begrenzen, bietet die Cyber-Police 
von GVV Kommunal zusätzlich ein Servicepaket, das 
über die reine Versicherungsleistung hinausgeht.  

Dazu gehören u. a. Präventivmaßnahmen wie z. B.  
Schulungen oder die Entwicklung eines exklusiven
Krisenpla nes für den Fall der Fälle. Im Ernstfall werden 
die Geschädigten durch eine telefonische Soforthilfe 
unterstützt. Erfahrene Cyber-Krisenexperten helfen
hierbei, die Ursachen des Zwischenfalls schnellstmöglich
aus ̨ ndig zu machen und zu beseitigen.

Bei Ersatzansprüchen Dritter:  
die Cyber-Haftp˜ichtversicherung

Über die Absicherung von Eigenschäden hinaus können 
Kommunen und kommunale Unternehmen sich mit einer 
Cyber-Haftp˜ichtversicherung gegen Ersatzan sprüche 
Dritter absichern, die durch einen Cyber- Zwischen fall 
entstehen. Eingeschlossen ist hier eine Werbe haftp˜icht, 
die bei einer Verletzung von Urheber- und Persönlich-
keitsrechten, z. B. Bildrechten auf der Website, weiterhilft. 
Die Cyber-Haftp˜ichtversicherung wird als Zusatzoption 
zur allgemeinen kommunalen Haftp˜ichtversicherung 
angeboten.
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Im Rahmen der kommunalen Planungshoheit gestalten die Städte und
Gemeinden mit Hilfe der Bauleitplanung die städtebauliche Entwicklung 

Bauleitplanung als Grundlage 
der Stadtentwicklung

die kommunale Planungshoheit gehört zum
Kernbereich der durch art. 28 abs. 2 gg garan-
tierten selbstverwaltung der städte und ge-

meinden. in der bauleitplanung erfährt sie ihre sub-
stanzielle ausprägung. inhaltlich ist darunter die
befugnis zu verstehen, die bauliche nutzung von
grund und boden in der gemeinde eigenverantwort-
lich und damit aufgrund eigener politischer und ad-
ministrativer gestaltungs- und entscheidungsfrei-
heit ohne durchgängige und strikte bindung an
staatliche Vorgaben zu steuern. 
dieser kommunale gestaltungsauftrag richtet sich
nach den strategischen Zielen der örtlichen stadt-
und gemeindeentwicklungspolitik und realisiert sich
in der erhaltung und Weiterentwicklung bestehender
stadtteile und ortslagen und der Planung und er-
schließung neuer Quartiere und baugebiete.

Grenzen kommunaler Planungshoheit die
kommunale Planungshoheit steht wie die selbstver-
waltungsgarantie insgesamt unter gesetzesvorbe-
halt. das bedeutet, dass die eigenverantwortlichkeit
der gemeinden bei der bauleitplanung im rahmen

der bestehenden bundes- und landesgesetze gege-
ben ist.
gesetzliche regelungen, die die bauleitplanung
maßgeblich prägen, sind in erster linie das bauge-
setzbuch (baugb) und die baunutzungsverordnung
(baunVo). aber auch weitere einschlägige fachge-
setze, wie das raumordnungsgesetz des bundes
(rog), das landesplanungsgesetz (lPlg nrW) oder
das landesnaturschutzgesetz (lnatschg nrW), spie-
len eine rolle. auch die gemeindeordnung von nrW
(go nrW) enthält in ihren verfahrensrechtlichen be-
stimmungen über den erlass von ortsrecht Vorga-
ben, die bei der bauleitplanung zu beachten sind.

Instrumente der Bauleitplanung die zentralen
instrumente der bauleitplanung sind der flächennut-
zungsplan und der bebauungsplan. bebauungspläne
wiederum werden mit blick auf den detaillierungs-
grad ihrer festsetzungen in einfache und qualifizierte
bebauungspläne unterteilt.
eine besondere funktion übernimmt ferner der so-
genannte vorhabenbezogene bebauungsplan, bei
dem die gemeinde die Zulässigkeit von Vorhaben be-

Rudolf Graaff ist 
beigeordneter für
städtebau und 
baurecht beim 
städte- und gemein-
debund nrW

DER AUTOR

Gemeinden können
die bauliche und

sonstige Nutzung
der Grundstücke auf

ihrem Gebiet nach
Maßgabe des Bauge-

setzbuches steuern
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stimmen kann, wenn der Vorhabenträger auf der
grundlage eines mit der gemeinde abgestimmten
Plans zur durchführung des Vorhabens und der er-
schließungsmaßnahme (Vorhaben- und erschlie-
ßungsplan) bereit ist und sich zur durchführung in-
nerhalb einer bestimmten frist und zur tragung der
Planungs- und erschließungskosten verpflichtet
(durchführungsvertrag). der Vorteil gegenüber ei-
nem herkömmlichen bebauungsplan besteht darin,
dass mit dem abschluss des durchführungsvertrags
feststeht, dass das städtebaulich gewünschte Projekt
auch tatsächlich realisiert wird.
Hinsichtlich des aufstellungsverfahrens lassen sich
zudem die bebauungspläne, die im vereinfachten
Verfahren gemäß § 13 baugb aufgestellt werden, und
die sogenannten bebauungspläne der innenentwick-
lung gemäß § 13a baugb unterscheiden. diese nor-
men ermöglichen zahlreiche materiell- und verfah-
rensrechtliche erleichterungen. Hinzuweisen ist auch
auf § 13b baugb, der die einbeziehung von außenbe-
reichsflächen in das vereinfachte Verfahren nach 
§ 13a baugb ermöglicht. die norm ist zwar ende 2019
ausgelaufen, soll aber im rahmen des aktuell laufen-
den gesetzgebungsverfahrens zur baugb-novelle
wieder befristet reaktiviert werden.

Flächennutzungsplan der flächennutzungsplan
als vorbereitender bauleitplan stellt für das gesamte
gemeindegebiet in den grundzügen die sich aus der
beabsichtigten städtebaulichen entwicklung erge-
bende art der bodennutzung nach den voraussehba-
ren bedürfnissen der gemeinde dar. es gibt also für
jede gemeinde - unabhängig von ihrer größe - nur
einen flächennutzungsplan. gegenüber dem bebau-
ungsplan ist der flächennutzungsplan zwangsläufig
grobmaschig. es erfolgt also keine parzellenscharfe
festlegung von nutzungen.
aufgrund seines vorbereitendenden Charakters han-
delt es sich beim flächennutzungsplan nicht um eine
satzung, sondern um binnenrecht der gemeinde im
sinne eines Verwaltungsprogramms. daher entfaltet
er - abgesehen von der Konzentrationszonenplanung
(siehe dazu unten) - auch keine unmittelbare bin-
dungswirkung gegenüber bauwilligen.
Zur begrifflichen abgrenzung enthält der flächen-
nutzungsplan darstellungen und nicht - wie ein be-
bauungsplan - festsetzungen. sie beziehen sich auf
den innen- und außenbereich. im innenbereich wer-
den die für die bebauung vorgesehenen flächen dar-
gestellt und zwar nach der allgemeinen art ihrer bau-
lichen nutzung, zum beispiel Wohnbauflächen,
gemischte bauflächen, gewerbliche bauflächen oder
sonderbauflächen. 
des Weiteren können flächen für den Verkehr, für
Versorgungsanlagen, grünflächen und weitere nut-
zungen sowie die ausstattung des gemeindegebiets
mit anlagen und einrichtungen des gemeinbedarfs,
wie schulen, Kirchen oder Krankenhäuser dargestellt

werden. daneben enthält der flächennutzungsplan
darstellungen über die flächen, die zum außenbe-
reich zählen. da dieser grundsätzlich von bebauung
freigehalten werden soll, sind dies überwiegend flä-
chen für die landwirtschaft und Wald.

Bebauungsplan der bebauungsplan ist aus dem
flächennutzungsplan zu entwickeln. die gemeinde
beschließt ihn gemäß § 10 abs. 1 baugb als satzung.
damit erhält der bebauungsplan rechtsnormquali-
tät und entfaltet außenwirkung. das bedeutet, dass
der bebauungsplan gegenüber den bürgerinnen und
bürgern rechtsverbindlich festsetzt, welche städte-
baurelevanten maßnahmen auf einem grundstück
zulässig sind. 
festsetzungen eines bebauungsplans sind daher ei-
gentumsinhaltsbestimmende regelungen im sinne
des art. 14 abs. 1 satz 2 gg. aus dieser funktion des
bebauungsplans ist auch zwingend abzuleiten, dass
die gemeinde den festsetzungen eine positive pla-
nerische entscheidung zugrunde legen muss und
nicht „negativ“ eine nur freihaltende festsetzung,
zum beispiel eine grünfläche, und dadurch die wah-
ren nutzungsabsichten für diese fläche verdeckt.
für den bebauungsplan gilt ein sogenannter numerus
clausus der festsetzungsmöglichkeiten. dies bedeutet,
dass im bebauungsplan nur das festgesetzt werden
kann, was im baugb in Verbindung mit der baunVo
vorgesehen ist. die zentrale Vorschrift dazu ist § 9
baugb. sie enthält einen umfassenden und abschlie-
ßenden Katalog der festsetzungsmöglichkeiten. Wel-
che festsetzungen die gemeinde trifft, steht grund-
sätzlich in ihrem planerischen ermessen. entscheidend
ist allein, ob das gesetzte Planungsziel mit dem ge-
wählten instrumentarium erreicht werden kann.
mit den festsetzungen werden unter anderem aus-
sagen über die art und das maß der baulichen nut-
zung, die überbaubaren grundstücksflächen und die
örtlichen Verkehrsflächen getroffen. die art der bau-
lichen nutzung erfolgt durch festsetzung der in § 1
abs. 2 baunVo genannten baugebiete, zum beispiel

 
 

  
 

Flächen im Außen-
bereich einer
Gemeinde sollen
grundsätzlich von
Bebauung freigehal-
ten werden
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von reinen und allgemeinen Wohngebieten, dorfge-
bieten, Kerngebieten oder gewerbegebieten. dane-
ben enthalten bebauungspläne eine Vielzahl weiterer
festsetzungen, etwa über flächen für nebenanlagen,
spielplätze, garagen, für anlagen des gemeinbedarfs,
wie etwa öffentliche Verwaltungen, Kirchen, schulen
und Krankenhäuser, sowie für Versorgungsflächen,
grün- oder Wasserflächen.

Verfahrensgrundzüge das förmliche Verfahren
zum erlass eines bebauungsplanes, wozu rechtlich
auch die Änderung eines bebauungsplans gehört, be-
ginnt mit einem aufstellungsbeschluss. allerdings ist
im baugb nicht geregelt, welches gemeindeorgan tä-
tig werden muss. dies ist dem Kommunalrecht vor-
behalten, wobei die go nrW nur Vorgaben für den
abschließenden satzungsbeschluss macht, der dem
gemeinderat vorbehalten ist. daher ist in vielen kom-
munalen Zuständigkeitsordnungen bestimmt, dass
der Planungsausschuss der gemeinde den aufstel-
lungsbeschluss fasst.
ist der aufstellungsbeschluss gefasst, muss er ortsüb-
lich bekannt gemacht werden. Hieran schließt sich die
erarbeitung des Planwerkes durch die Verwaltung an.
dabei ist das abwägungsmaterial sorgsam zu ermit-
teln und zusammenzutragen. es sind also sämtliche öf-
fentlichen und privaten belange zu ermitteln und ge-
geneinander und untereinander gerecht abzuwägen.
die gemeinde hat ein Verfahren der Öffentlichkeits-
beteiligung durchzuführen sowie die betroffenen be-
hörden und sonstigen träger öffentlicher belange zu
beteiligen. beide beteiligungsverfahren vollziehen
sich in zwei Phasen - der frühzeitigen Öffentlichkeits-
und behördenbeteiligung und der anschließenden
offenlage und beteiligung der träger öffentlicher be-
lange - und können parallel durchgeführt werden. in
beiden Phasen besteht die möglichkeit, stellungnah-
men bei der gemeinde einzureichen. 
die im beteiligungsverfahren eingehenden stellung-
nahmen sind den abwägungsmaterialen hinzuzufü-
gen und in der abwägung zu berücksichtigen. sind

alle abwägungsrelevanten belange zusammengetra-
gen und ist die abwägung zu einem konkreten er-
gebnis gekommen, erstellt die Verwaltung den end-
gültigen entwurf, den der gemeinderat dann als
satzung beschließt. mit seiner ortsüblichen bekannt-
machung tritt der bebauungsplan in Kraft.

Unbeplanter Innenbereich soweit teile des ge-
meindegebietes im Zusammenhang bebaut sind und
für diese bereiche keine bebauungspläne existieren,
hat der gesetzgeber mit § 34 baugb eine regelung
geschaffen, die das anliegen der geordneten städte-
baulichen entwicklung auch in diesem sogenannten
unbeplanten innenbereich sicherstellen soll. § 34
baugb ist eine der zentralen Vorschriften des baugb,
die als Planersatz ebenso wie ein bebauungsplan, nur
eben unmittelbar durch gesetz, einen anspruch auf
erteilung einer baugenehmigung vermittelt.
in der Praxis spielt die abgrenzung zwischen außen-
bereich und unbeplantem innenbereich insbesondere
bei bauvorhaben am ortsrand eine große bedeutung.
liegt das grundstück nämlich im außenbereich, ist es
in der regel eine nicht bebaubare ackerfläche. liegt es
aber im innenbereich, ist es bauland und darf unter
den Voraussetzungen des § 34 baugb bebaut werden.
nach der gesetzesdefinition des § 34 abs. 1 baugb liegt
ein grundstück im innenbereich, wenn es sich inner-
halb eines im Zusammenhang bebauten ortsteils be-
findet. es muss also in einem bebauungszusammen-
hang liegen, der einem ortsteil angehört. Hierzu sowie
zu den weiteren tatbestandvoraussetzungen des § 34
abs. 1 baugb hat die rechtsprechung eine umfangrei-
che und ausgefeilte Kasuistik entwickelt.

Außenbereich außenbereich ist der bereich, der au-
ßerhalb des räumlichen geltungsbereichs eines be-
bauungsplans und außerhalb des unbeplanten innen-
bereichs liegt. der gesetzgeber hat in § 35 baugb die
grundregel festgelegt, dass der außenbereich grund-
sätzlich nicht bebaut werden soll. in der regel wird
der außenbereich daher landwirtschaftlich oder forst-
wirtschaftlich genutzt. Wie ausgeführt, wird dies im
flächennutzungsplan durch die darstellungen flä-
chen für landwirtschaft und Wald gekennzeichnet.
§ 35 baugb regelt auch die Vorhaben, die ausnahms-
weise im außenbereich errichtet werden können. da-
bei unterscheidet er zwischen sogenannten privile-
gierten und sonstigen Vorhaben. Zu den privilegierten
Vorhaben nach § 35 abs. 1 baugb gehören beispiels-
weise gartenbauliche sowie land- und forstwirtschaft-
liche betriebe, Wohnen für ehemalige landwirte,
Windkraftanlagen, mobilfunkanlagen, biomasseanla-
gen im Zusammenhang mit einem privilegierten be-
trieb, jedoch nicht Photovoltaikanlagen.
sonstige Vorhaben sind in § 35 abs. 2 baugb geregelt
und können im einzelfall zugelassen werden, wenn ih-
re ausführung oder benutzung öffentliche belange
nicht beeinträchtigt und die erschließung gesichert ist.

Gemeinden können
in ihren Flächen-
nutzungsplänen
Konzentrations-

zonen für die 
Errichtung von

Windrädern 
ausweisen
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Konzentrationszonenplanung infolge des poli-
tisch forcierten und staatlich geförderten ausbaus
der erneuerbaren energien hat das instrument der
Konzentrationszonenplanung in den letzten Jahren
an bedeutung gewonnen. um eine „Verspargelung
ihrer landschaft“ zu verhindern, haben viele gemein-
den in ihren flächennutzungsplänen Konzentrations-
zonen dargestellt und damit die an sich im gesamten
außenbereich zulässige errichtung von Windrädern
gesteuert. 
§ 35 abs. 3 satz 3 baugb erlaubt für flächennutzungs-
pläne ausnahmsweise eine solche verbindliche
standortzuweisung für privilegierte nutzungen an
einer oder mehreren stellen im außenbereich. Zur
feinsteuerung der Windräder können zusätzlich in
einem bebauungsplan konkretisierende festsetzun-
gen getroffen werden. dieses beispiel zeigt, wie städ-
te und gemeinden mithilfe der bauleitplanung die
entwicklung ihrer gemeinde strategisch lenken und
verbindlich gestalten können.

Sicherung der Bauleitplanung gleichwohl gibt
es immer wieder Versuche von Vorhabenträgern und
bauherrn, ihre bauinteressen durchzusetzen ohne
die städtebaulichen Ziele der gemeinde zu beachten.
um eine beeinträchtigung oder gar Verhinderung der

örtlichen beschlüsse und Vorgaben der stadt- und
gemeindeentwicklung auszuschließen, bietet das
baugb möglichkeiten zur proaktiven sicherung der
bauleiplanung. ist ein beschluss über die aufstellung
eines bebauungsplans gefasst, so kann die gemeinde
für den künftigen Planbereich eine Veränderungs-
sperre erlassen. 
statt einer Veränderungssperre kann sie auch ein
einzelnes Vorhaben für einen Zeitraum von bis zu
zwölf monaten zurückstellen, wenn zu befürchten
ist, dass die durchführung der Planung durch das
Vorhaben unmöglich gemacht oder wesentlich er-
schwert würde. Zudem hat die gemeinde die mög-
lichkeit, mittels gesetzlicher Vorkaufsrechte auf
zum Verkauf anstehende grundstücke zuzugreifen
und für bestimmte städtebauliche Vorhaben zu nut-
zen.
sie kann aber auch mittels eines baugebots einen
grundstückseigentümer verpflichten, sein grund-
stück entsprechend der festsetzungen des bebau-
ungsplans zu bebauen, sofern ihm das wirtschaftlich
zumutbar ist. auf diese Weise stellt das baugb den
gemeinden ein umfangreiches instrumentarium zur
Verfügung, die städtebauliche entwicklung ihres ge-
meindegebiets zu steuern und planen und diese Pla-
nung zu sichern und umzusetzen. ◼
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in vielen groß- und universitätsstädten sowie an-
grenzenden kreisangehörigen gemeinden gibt es
seit einigen Jahren die dynamik, dass es zu deutli-

chen mietpreissteigerungen und zunehmender Woh-
nungsknappheit gekommen ist. dies hat zur folge,
dass sowohl in den sogenannten schwarmstädten
als auch in den umliegenden städten und gemein-
den die mieten sowie grundstückspreise immer wei-
ter ansteigen.1 für Haushalte mit niedrigem oder
mittlerem einkommen wird es immer schwieriger,
bezahlbaren Wohnraum zu finden. 
in anderen teilen des landes herrscht dagegen weniger
druck auf den Wohnungsmarkt. Vielmehr müssen sich
manche Kommunen und damit auch ratsmitglieder
mit anderen Problemstellungen im Wohnungsmarkt-
sektor auseinandersetzen. dazu gehören etwa leer-
stände insbesondere in den stadt- oder gemeindezen-
tren, stagnierende mieten oder aber investitionsstaus
im geförderten Wohnungsbau. eine bedeutende rolle
spielt auch der Zielkonflikt zwischen der ausweisung
von neuem bauland für familien, um diese in die ge-
meinde zu locken oder vom Wegzug abzuhalten, und
der Verhinderung von übermäßigem flächenverbrauch
aus umwelt- und Klimagesichtspunkten.
fakt ist, dass das thema „Wohnraum schaffen und
fördern“ in jeder Kommune in nordrhein-Westfalen
immer wieder auf der tagesordnung steht. dies hat
zur folge, sich der gemeinderat und/oder der per Zu-
ständigkeitsordnung der Kommune dafür verant-
wortliche bau- und Planungsausschuss mit einer
Vielzahl von fragestellungen im bereich des Woh-
nens befassen muss. 

Zuständigkeiten des Rates nach § 41 absatz 1
buchstabe g der gemeindeordnung nordrhein-West-
falen (go nrW) ist der gemeinderat für abschließende
beschlüsse im flächennutzungsplanverfahren und ab-
schließende satzungsbeschlüsse auf der grundlage
des baugesetzbuchs und des maßnahmengesetzes
zum baugesetzbuch zuständig. dies gilt gemäß § 41
absatz 1 buchstabe f go nrW ebenfalls für den erlass,
die Änderung und die aufhebung aller satzungen,
demnach auch von bebauungsplänen. die gemeinde-
ratsmitglieder beziehungsweise insbesondere die rats-
mitglieder und sachkundigen bürgerinnen und bürger,
die sich im bau-/Planungsausschuss der stadt enga-
gieren, müssen sich demnach mit den wichtigen
grundlagen für die schaffung neuer Wohngebiete be-
schäftigen. sie können an dieser stelle grundlegend
mitsteuern, wie sich das thema vor ort entwickeln soll.
dabei ist es hilfreich, wenn die ehrenamtlichen Kom-
munalpolitikerinnen und -politiker bereits expertise in
diesem bereich mitbringen. natürlich ist es aber nicht
notwendig, dass sie alle ausgewiesene baufachleute
sind. Vielmehr sind sie bei ihrer entscheidungsfindung
- wohl mehr als in vielen anderen bereichen der Zu-
ständigkeit des gemeinderates - auf die umfassende
expertise der bau- und Planungsämter der Kommune
angewiesen, mit der eine enge Zusammenarbeit in
den jeweiligen gremien stattfindet. die ratsmitglie-
der können dann ihre erfahrungen und Vorstellungen
über die entwicklungen ihrer Kommune in den nächs-
ten Jahrzehnten in die Planungsprozesse einbringen.

Sozialer Wohnungsbau ein wichtiges thema ist
in diesem Zusammenhang oftmals die schaffung
von sozialem Wohnraum. einige statistiken besa-
gen, dass etwa 50 Prozent der bevölkerung in nrW
einen anspruch auf eine geförderte und damit
mietpreisreduzierte Wohnung hätte. dementspre-
chend sind die Kommunen aber auch genossen-
schaften angehalten, preisgünstigen Wohnraum zu
schaffen. 
Was ist nun die aufgabe des rates bei der thematik?
ratsmitglieder begleiten die bauleitplanverfahren der
Kommunen engmaschig und haben einen guten Über-
blick darüber, wo die bedürfnisse der bürgerinnen und

Der Mangel an bezahlbarem Wohnraum ist in vielen
Städten und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen eine der
zentralen Herausforderungen

Wohnraum schaffen 
und fördern

Dr. Cornelia Jäger 
ist referentin für
stadtplanung, 
baurecht und 
Wohnungswesen
beim städte- und
gemeindebund
nrW
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1  Vgl. etwa bundesministerium
für umwelt, naturschutz, bau
und reaktorsicherheit, bündnis
für bezahlbares Wohnen, Kern-
empfehlungen und maßnahmen,
2015, s. 5.

In Universitätsstädten
wie etwa Siegen kam es
in den vergangenen 
Jahren zu Wohnungs-
engpässen, steigenden
Mieten und hohen 
Preisen für 
Wohneigentum
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bürger liegen. sie können mitsteuern, neue Wohnbau-
vorhaben fördern oder Vorgaben für die anzahl von ge-
förderten Wohnungen bei neubauprojekten auf städ-
tischen grundstücken machen.2

ebenso ist es denkbar, sozialen Wohnraum für be-
stimmte Personengruppe zu schaffen. dazu gehören
etwa neuer Wohnraum für menschen mit Pflege-
und unterstützungsbedarf oder Wohnraum für be-
schäftigte der (freiwilligen) feuerwehr, damit diese
nicht aus finanziellen gründen die Kommune verlas-
sen müssen.

Förderung von Wohnraum um mehr (sozialen)
Wohnraum zu schaffen, ist das thema der Wohn-
raumförderung, das sowohl den mietsektor als auch
den bereich des Wohnungseigentums betrifft, von
großer relevanz. dabei lag der schwerpunkt der lan-
desförderung in den vergangenen Jahren vor allem
im bereich der mietwohnraumförderung, auch wenn
der eigentumsbereich immer stärker nachgefragt
wird. 
aus sicht der kommunalen spitzenverbände ist die
entwicklung im bereich des geförderten mietwoh-
nungsbaus aber zunehmend besorgniserregend. das
Ziel, das fortgesetzte abschmelzen der geförderten
Wohnungsbestände aufzuhalten, rückt in weite fer-
ne. trotz höheren mitteleinsatzes wurden de facto
weniger Wohneinheiten gefördert. um den bereich
der mietraumförderung zu stärken, sind nicht nur
landesseitig ausreichend attraktive förderkonditio-
nen bereitzustellen. auch hier können gemeinderäte
und Kommunen rahmenbedingungen schaffen, die
entsprechende Projekte einfacher möglich machen -
beispielsweise durch baulandschaffung.

Zukunftsgerechtes Bauen Von großer bedeutung,
insbesondere beim Wohnungsneubau, ist es auch, dass
Wohnungen und Häuser möglichst barrierefrei sowie
klimagerecht gebaut werden. auch hier zeigen sich
Zielkonflikte. gerade im öffentlich geförderten Woh-
nungsbau ist es notwendig, Wohnungen und Häuser
so zu gestalten, dass sie auch in den kommenden Jahr-
zehnten für alle menschen mit besonderen bedürfnis-
sen nutzbar sind.
gemeint ist damit, dass die neubauten für menschen
mit behinderungen oder Pflegebedarf, aber auch für
familien mit kleinen Kindern, gut nutzbar sind. auch
sollten gebäude so errichtet werden, dass energetische
sanierungen nicht notwendig werden. allerdings füh-
ren beide faktoren zu höheren baukosten, die mitbe-
rücksichtigt werden müssen.

Wohnraumschutzsatzung gerade in größeren
städten und gemeinden stellt sich die frage, ob man
nicht eine Wohnraumschutzsatzung erlässt, um
Zweckentfremdung zu vermeiden. Konkret geht es
darum, dass Wohnungen nicht dauerhaft dem Woh-
nungsmarkt entzogen werden, in dem sie immer nur

kurzfristig über Wohnungsportale, wie zum beispiel
airbnb vermietet und nicht dem „normalen“ Woh-
nungsmarkt zur Verfügung gestellt werden, um ent-
sprechend langfristige mietverhältnisse einzugehen.
eine Wohnraumschutzsatzung kann etwa vorsehen,
dass es eine registrierungspflicht bei Kurzzeitvermie-
tung von Wohnraum gibt. 

Bauland und neue Quartiere die anstrengungen
in manchen Kommunen zeigen auch, dass die ent-
wicklung neuer Wohnquartiere unabdinglich ist. an-
ders lässt sich die große nachfrage nach Wohnraum
manchmal nicht regeln. dabei muss zwar flächen-
verbrauch vermieden werden, aber allein durch
nachverdichtungen lassen sich angespannte Woh-
nungsmärkte nicht beruhigen.
bei der schaffung von guten rahmenbedingungen
bei der entwicklung neuer Quartiere ist es wichtig,
dass sich die ratsmitglieder einbringen, und jenseits
von technischen fragen, den blickwinkel der bürge-
rinnen und bürger gegenüber den bau- und Pla-
nungsbehörden thematisieren. in diesem Zusam-

menhang sind auch formen der informellen und
formellen bürgerbeteiligung wichtig, da es andern-
falls häufig zu Widerständen in der bevölkerung ge-
genüber neuen bauprojekten kommt. 

Aufgabe des StGB NRW als kommunaler spitzen-
verband der kreisangehörigen städte und gemein-
den begleitet der städte- und gemeindebund nrW
engmaschig alle wichtigen themen bezüglich des
Wohnens auf landes- aber auch auf bundesebene -
hier über den deutschen städte- und gemeindebund
als dachverband. so werden stellungnahmen und
anregungen etwa zu bereichen wie der neuen mie-
terschutzverordnung nrW, dem Wohnungsauf-
sichtsgesetz/dem neuen Wohnraumstärkungsgesetz
und der Wohnraumförderung abgegeben. Ziel ist es
immer, den Kommunen vor ort gute rahmenbedin-
gungen zu bieten, damit sie ihre Wohnprojekte um-
setzen können. dies bedarf sowohl finanzieller als-
rechtlicher gestaltungsmöglichkeiten. ◼

Neue Wohnungen
sollten barrierefrei
und klimaneutral 
errichtet werden
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2 Vgl. exemplarisch das Pro-
gramm „sobomü“ („sozialge-
rechte bodennutzung münster“),
abrufbar unter:
https://www.stadt-
muenster.de/stadtplanung/sozi-
algerechte-bodennutzung.html

https://www.stadt-muenster.de/stadtplanung/sozialgerechte-bodennutzung.html
https://www.stadt-muenster.de/stadtplanung/sozialgerechte-bodennutzung.html
https://www.stadt-muenster.de/stadtplanung/sozialgerechte-bodennutzung.html
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Der Schutz des Klimas und die Anpassung an die Folgen des Klimawandels gewinnen angesichts
steigender Betroffenheit in Städten und Gemeinden stetig an Bedeutung 

Klimaschutz und Klimaanpassung
als kommunale Aufgabe

Klimaschutz und Klimaanpassungsmaßnah-
men sind zentrale kommunale aufgaben. es
muss das Ziel sein, die treibhausgase (tHg)

zu vermindern, um dadurch die folgen des spürba-
ren Klimawandels noch abmildern zu können. die
Jahre 2018, 2019 und 2020 waren durch heiße und
viele langandauernde, regenarme Zeiten gekenn-
zeichnet. auch an vielen Wald- und stadtbäumen
hat dies bereits sichtbare und teilweise sogar ver-
heerende spuren hinterlassen.
für die städte und gemeinden als lokaler akteur
für den Klimaschutz ist es wichtig, in den dialog
mit engagierten bürgerinnen und bürgern einzu-
treten. ein solcher dialog kann insbesondere dazu
dienen, die Klimaschutzaktivitäten einer stadt oder
gemeinde darzustellen und weitere maßnahmen
zu erörtern, die im rahmen der Zuständigkeit der
gemeinde möglich sind. 

Konzeptioneller Klimaschutz es ist wichtig, die
Weichen für einen nachhaltigen und effektiven Kli-
maschutz richtig zu stellen. Hierzu gehört, dass der

Klimaschutz in den Verwaltungsabläufen und all-
tagsentscheidungen grundlegend verankert wird,
um eine praktische und nachhaltige Wirksamkeit
bei der Verminderung des Co2-ausstoßes zu errei-
chen. 
ebenso wichtig ist es, erkannte und wirksame maß-
nahmen zum Klimaschutz und zur tHg-minderung
zielorientiert und zügig umzusetzen. Hierzu dient
insbesondere ein kommunales Klimaschutzkon-
zept als politischer beschluss. Hier werden die leit-
linien festgelegt, wo und wie eine tHg-minderung
erreicht werden kann. Wird von diesen leitlinien
zur Co2-minderung im einzelfall abgewichen, so
muss begründet werden, weshalb diese abwei-
chung erfolgt. 
grundsätzlich kann es gleichwohl nicht als zielfüh-
rend angesehen werden, zeitintensive tHg-Klima-
relevanz-berechnungen bezogen auf alle zu tref-
fenden entscheidungen durchzuführen, weil
hierdurch Personal- und sachaufwand gebunden
wird, der für die erfolgreiche und schnelle umset-
zung von wirksamen und effektiven maßnahmen

Dr. Peter Queitsch ist
Hauptreferent für
umwelt beim städte-
und gemeindebund
nrW
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zum Klimaschutz dringend benötigt wird. ein kom-
munales Klimaschutzkonzept ist außerdem nicht
statisch, sondern dynamisch, so dass auch jederzeit
weitere maßnahmen ergriffen werden können, die
zum beispiel aus dem im dezember 2015 beschlos-
senen Klimaschutzplan für das land nrW entnom-
men werden können oder die von engagierten bür-
gerinnen und bürgern vorgeschlagen werden.
der Klimaschutzplan nrW umfasst 309 seiten und
beschreibt 154 maßnahmen, wie die im Klimaschutz-
gesetz nrW aus dem Jahr 2013 festgelegten Klima-
schutzziele des landes nordrhein-Westfalen - unter
anderem reduzierung der treibhausgas-emissionen
um mindestens 25 Prozent bis 2020 - erreicht werden
sollen. Zudem enthält er 66 maßnahmen für die an-
passung an die bereits eingetretenen oder nicht ver-
meidbaren folgen des Klimawandels.1

Zuständigkeitsrahmen eine gemeinde kann
dennoch nur in dem ihr gesetzlich zugewiesenen Zu-
ständigkeits- und aufgabenrahmen tätig werden. so
hat das bundesverfassungsgericht mit beschluss
vom 7. mai 19982 entschieden, dass die einführung
einer kommunalen einweg-Verpackungssteuer un-
zulässig ist, weil allein der bund den rechtsbereich
der abfallentsorgung über bundesgesetze regelt.
Hierzu gehören aktuell etwa das Kreislaufwirt-
schaftsgesetz (KrWg), das Verpackungsgesetz (Ver-
packg) und die einwegkunststoff-Verbotsverord-
nung, die ab dem 3. Juli 2021 greifen soll. 
die gemeinde kann allerdings in ihrer funktion als
Vermieterin darauf hinwirken, dass bei der benut-
zung gemeindlicher Veranstaltungsräume durch die
mieter nach möglichkeit mehrweggeschirr verwen-
det wird. dabei kann mehrweggeschirr auch durch
die gemeinde vorgehalten werden. 
mit blick auf die kommunalen Zuständigkeiten ist es
wichtig, in den dialogen mit engagierten bürgerin-
nen und bürgern zu erklären, dass die stadt oder ge-
meinde nicht alle entscheidungen treffen kann, son-
dern dass der Klimaschutz ebenso auf bundesebene
und landesebene nachhaltig vorangetrieben werden
muss. das inkrafttreten des bundes-Klimaschutzge-
setzes3 am 18. dezember 2019 auf der bundesebene
war hier ein erster schritt in die richtige richtung.

Maßnahmen zur Klimaanpassung angesichts
der seit Jahren zunehmenden starkregenereignisse
müssen zugleich maßnahmen der Klimaanpassung
vorangebracht werden. es geht darum, Personen-
und sachschäden durch Überflutungen und Über-
schwemmungen zu vermeiden. sinnvoll ist ein
„starkregenrisikomanagement“, um festzustellen,
an welchen orten im gemeindegebiet Überflu-
tungsgefahren bestehen. das land nrW fördert
mit dem Programm „starkregenrisikomanage-
ment“ die erstellung einer starkregengefahrenkar-
te, eine risikoanalyse und die erstellung eines

Handlungskonzeptes. investive maßnahmen wer-
den allerdings nicht gefördert. 
Überflutungen durch Wasser von landwirtschaftli-
chen flächen kann zum beispiel durch den bau ei-
nes ableitungsgrabens begegnet werden. eine
zwingende Handlungsnotwendigkeit für die ge-
meinde folgt aus der rechtsprechung zur amtshaf-
tung der gemeinde. so hat das oberlandesgericht
düsseldorf mit urteil vom 18. dezember 2017 klar-
gestellt, dass der Hochwasser- und Überflutungs-
schutz eine aufgabe der gemeinde ist4.
in diesem Zusammenhang macht es auch sinn, öf-
fentliche flächen, wie öffentliche Plätze und schul-

1 Klimaschutzplan nrW (stand:
dezember 2015) abrufbar unter
www.klimaschutz.nrw.de
2 beschluss des bundesverfas-
sungsgericht vom 7. mai 1998
(az.: 2 bvr 1991/95 und 2 bvr
2004/95)
3 bundes-Klimaschutzgesetz
(Ksg; bgbl. i 2019, s. 2513 ff.)
4 urteil des olg düsseldorf vom
18. dezember 2017 – 18 u 195/11 –
abrufbar unter
www.justiz.nrw.de 

Ein kommunales 
Klimaschutzkonzept ist nicht 
statisch, sondern dynamisch

 
 

 

Zunehmende Starkregenereignisse unterstreichen die Bedeutung von
Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel
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Die Anlage von Stein- und Schottergärten, in denen meist keine Versickerung
möglich ist, lässt sich durch Baurecht einschränken
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höfe, zu entsiegeln und wieder mehr natürliche Ver-
sickerungsflächen, wie blumenbeete, rasenflächen
oder Versickerungsmulden, zu schaffen. auf diesen
wiederhergestellten, natürlichen flächen kann re-
genwasser auf natürliche Weise versickern und auch
die öffentlichen abwasserkanäle können dadurch
entlastet werden. ebenso können grünflächen, wo-
zu auch dachbegrünungen gehören, und Wasserflä-
chen dazu beitragen, dass sich der innenbereich an
heißen sommertagen nicht extrem aufheizt, son-
dern diese flächen einen Kühlungseffekt bewirken.
das land nrW hat hierzu im oktober 2020 das för-
derprogramm „Klimaresilienz in Kommunen“ aufge-
legt.5 gefördert werden unter anderem dach- und
fassadenbegrünungen bei öffentlichen gebäuden
sowie die entsiegelung von schulhöfen und sonsti-
gen öffentlichen flächen.

Stein- und Schottergärten mit blick auf die zu-
nehmenden starkregenereignisse nimmt auch die
aufklärung der grundstückseigentümerinnen und -
eigentümer einen besonderen stellenwert ein. ei-
genvorsorge im sinne eines gebäude- und objekt-
schutzes beginnt bereits damit, dass auf privaten
grundstücken keine stein- und schottergärten an-
gelegt werden oder das baugrundstück anderweitig
vollständig versiegelt wird, weil dadurch die natürli-
che Versickerungsfähigkeit für regenwasser vermin-
dert wird und bei starkregen Überflutungen und ge-
bäudeschäden drohen. Hinzu kommt, dass stein-
und schottergärten an heißen sommertagen die
Hitze unnötig speichern.
in diesem Zusammenhang kommt der bauleitpla-
nung eine wichtige steuerungsfunktion zu. so kann
gemäß § 9 abs. 1 nr. 16 d baugesetzbuch in einem
neuen bebauungsplan geregelt werden, dass auf ei-
nem baugrundstück nicht überbaubare grundstücks-
flächen für die natürliche Versickerung von Wasser
aus niederschlägen freigehalten werden müssen, um
insbesondere Hochwasserschäden, einschließlich
schäden durch starkregen, vorzubeugen. ebenso
muss im rahmen der bauleitplanung der in § 78, 78 a,
78 b Wasserhaushaltsgesetz des bundes (WHg) gere-
gelte Hochwasser- und Überflutungsschutz stringent
beachtet werden, weil anderenfalls die gefahr be-
steht, dass ein bebauungsplan wegen eines baupla-
nerischen abwägungsdefizits keinen bestand hat.

Ausblick Klimaschutz und Klimaanpassung sind auf
der kommunalen ebene zentrale themenfelder. Zu-
nehmende trockenperioden einerseits und extreme
regenereignisse mit Überflutungsschäden anderseits
sollten ein ansporn für alle sein, den spürbaren Klima-
wandel und seine auswirkungen gemeinsam mit 
effektiven maßnahmen wirksam zu begrenzen. ◼

5 siehe hierzu schnellbrief des stgb nrW nr. 559/2020 vom 21. oktober
2020

Bei der Vergabe öffentlicher Aufträge bei Bau-, Liefer- und
Dienstleistungen müssen Städte und Gemeinden strenge
rechtliche Vorgaben beachten

Vergabe von Aufträgen im
kommunalen Bereich

bei der Vergabe öffentlicher aufträge muss im
deutschen recht immer zwischen europawei-
ten und nationalen Vergaben unterschieden

werden. Hintergrund ist der umstand, dass das eu-
ropäische Vergaberecht nur für Vergaben ab einem
bestimmten auftragswert gilt. die wichtigsten
schwellenwerte belaufen sich aktuell auf 5.350.000
euro ohne umsatzsteuer für bauaufträge und Kon-
zessionsvergaben sowie 214.000 euro ohne um-
satzsteuer für liefer- und dienstleistungsaufträge.
die schwellenwerte werden alle zwei Jahre ange-
passt. 
bei auftragswerten oberhalb der schwellenwerte
gelten teil 4 des gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen (gWb), die Vergabeverordnung
(VgV) und die Vergabe- und Vertragsordnung für
bauleistungen (Vob/a-eu). bei auftragsvergaben
unterhalb der schwellenwerte sind § 26 der Kom-
munalhaushaltsverordnung (KomHVo) und die
Kommunalen Vergabegrundsätze des ministeri-

Anne Wellmann ist
referentin für 
Vergabewesen
beim städte- und
gemeindebund
nrW
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ums für Heimat, Kommuna-
les, bau und gleichstellung
des landes nordrhein-West-
falen vom 28. august 2018 zu
beachten. 
Kern dieses erlasses ist eine
verbindliche einführung der
basisparagrafen der Vob/a
für die Vergabe öffentlicher
bauaufträge sowie der unter-
schwellenvergabeordnung
(uVgo) für liefer- und dienst-
leistungen. im Vergleich zur
europaweiten ausschreibung
enthält der erlass viele Verga-
beerleichterungen, die vor al-

lem an pauschale Wertgrenzen für aufträge ge-
knüpft sind. so können zum beispiel aufträge bis
15.000 euro ohne Vergabeverfahren direkt vergeben
werden. der weitaus größte teil der auftragsverga-
ben in den Kommunen erfolgt im bereich unterhalb
der eu-schwellenwerte.

Mehrere Vergabeverfahren die anwendung des
Vergaberechts wird vielfach mit der Pflicht zur öf-
fentlichen ausschreibung gleichgesetzt. dies ist al-
lerdings unzutreffend, weil das Vergaberecht selbst
mehrere Verfahren für die durchführung einer auf-
tragsvergabe vorsieht. die inanspruchnahme einer
anderen Verfahrensart als der öffentlichen aus-
schreibung unterliegt jedoch bestimmten Voraus-
setzungen. dabei gilt grundsätzlich die faustregel,
dass die anforderungen umso höher sind, je weniger
intensiv der Wettbewerb ist, den die einzelnen Ver-
fahrensarten vorsehen. 
im Wesentlichen gibt es mehrere Verfahren, deren
Wahl an bestimmte Voraussetzungen geknüpft ist:
die öffentliche ausschreibung sowie die beschränkte
ausschreibung mit teilnahmewettbewerb als regel-
fall sowie die beschränkte ausschreibung ohne teil-
nahmewettbewerb und die freihändige Vergabe mit
und ohne teilnahmewettbewerb. diese Verfahren
heißen in manchen regelungen auch offenes, nicht
offenes und Verhandlungsverfahren. bei der be-
schränkten ausschreibung wird eine beschränkte
anzahl von unternehmen zur abgabe eines angebo-
tes aufgefordert, bei der freihändigen Vergabe wer-
den mindestens drei angebote eingeholt. Vergabe-

verfahren müssen in aller regel über elektronische
Vergabeplattformen abgewickelt werden.

Vergabeordnung und Zuständigkeiten in
vielen städten und gemeinden existieren Verga-
beordnungen, die entweder vom rat beschlossen
oder als dienstanweisung der bürgermeisterin
oder des bürgermeisters erlassen werden. in die-
sen örtlichen Vergabeordnungen werden häufig
strengere Wertgrenzen festgelegt, als das geltende
Vergaberecht es ermöglicht. diese Praxis ist zwar
rechtlich unbedenklich, sollte aber aufgrund der
ohnehin bestehenden regelungsdichte im Verga-
berecht in der Praxis überdacht werden. 
aufgrund der in § 41 abs. 1 gemeindeordnung nrW
(go nrW) normierten allzuständigkeit des rates
für alle gemeindeangelegenheiten ist der rat
grundsätzlich auch für Vergabeentscheidungen
zuständig. allerdings sind viele regelmäßig wieder-
kehrende Vergaben von geringerer bedeutung als
geschäft der laufenden Verwaltung im sinne des 
§ 41 abs. 3 go nrW anzusehen.
sehr häufig wird die Zuständigkeit des rates auf
einen Vergabeausschuss übertragen. dabei wer-
den in aller regel in der Zuständigkeitsordnung
Wertgrenzen für Vergabeentscheidungen festge-
legt, für die der Vergabeausschuss und solche, für
die die bürgermeisterin oder der bürgermeister,
zuständig ist. dabei ist mit blick auf das Vertrau-
lichkeitsgebot und das gebot eines diskriminie-
rungsfreien Wettbewerbs stets dafür sorge zu tra-
gen, dass nur der Personenkreis, der für die zu
treffende Vergabeentscheidung zuständig ist, die

i Service 
Kommunal agentur nrW und KoPart eg unter-
stützen städte und gemeinden bei ausschrei-
bungen von:

• Planungs- und bauleistungen
• lieferleistungen, wie etwa feuerwehr- und

Kommunalfahrzeuge, schließ- und Kassenan-
lagen sowie büro- und schulmöbel

• dienstleistungen, wie etwa gebäudereini-
gung, abfallentsorgung, straßenbeleuchtung,
straßenreinigung und grünpflege sowie
standortmarketingkampagnen

Der Großteil der Auftragsvergaben in
den Kommunen erfolgt im Bereich 
unterhalb der EU-Schwellenwerte

Das Vergaberecht der
Bundesrepublik
Deutschland enthält
zahlreiche Rechts-
normen über die 
Vergabe öffentlicher
Aufträge
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Vergabeunterlagen und insbesondere informatio-
nen über die angebote erhält. Vorlagen für den Ver-
gabeausschuss zur Vorbereitung von Vergabeent-
scheidungen sind daher nicht allen ratsmitgliedern
zugänglich zu machen. 
da der rat und seine ausschüsse grundsätzlich in öf-
fentlicher sitzung beraten, gilt dies prinzipiell auch
für den Vergabeausschuss. allerdings wird häufig ei-
ne nichtöffentliche beratung stattfinden müssen,
weil die erörterung betriebsinterner fragen zu erwar-
ten sind - angefangen von Kalkulationsgrundlagen
oder fragen der fachkunde bis zur leistungsfähigkeit
und Zuverlässigkeit. 

Grundsätze und Vergabekriterien eine bevor-
zugung ortsansässiger unternehmen widerspricht
dem vergaberechtlichen grundsatz des diskriminie-
rungsfreien Wettbewerbs und der gleichbehandlung
und darf daher nicht erfolgen. gewerbesteuerliche
erwägungen oder die sicherung von arbeitsplätzen
vor ort sind daher keine vergaberechtlich zulässigen
Vergabekriterien. in ausnahmefällen können aller-
dings besonderheiten des auftrages die räumliche
nähe des unternehmens zum leistungsort erfordern.
die entsprechenden anforderungen müssen in die
Vergabeunterlagen aufgenommen werden. 
im Vergleich zu den in § 31 go nrW normierten be-
fangenheitsregeln enthalten § 6 VgV, § 4 uVgo bezie-
hungsweise § 5 Konzessionsvergabeverordnung

(KonzVgV) weitere mitwirkungsverbote für den fall
eines interessenskonfliktes von organmitgliedern
oder mitarbeitenden des öffentlichen auftragge-
bers. ein interessenkonflikt besteht für Personen, die
an der durchführung des Vergabeverfahrens betei-
ligt sind oder einfluss auf den ausgang eines Verga-
beverfahrens nehmen können und die ein direktes
oder indirektes finanzielles, wirtschaftliches oder
persönliches interesse haben, das ihre unparteilich-
keit und unabhängigkeit im rahmen des Vergabe-
verfahren beeinträchtigen könnte. dabei besteht für
bestimmte Konstellationen eine gesetzliche Vermu-
tung. ◼

Der Einkauf von Büro-
material ist in der 
Regel als ein Geschäft
der laufenden Verwal-
tung anzusehen
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Kinderbuch „Was macht meine
Gemeinde“
Hrsg. v. Städte- und Gemeindebund NRW, 28 S., 1. Aufl., zu be-
stellen über www.kommunen.nrw  unter Informationen / Bücher
und Broschüren

das bilderbuch „Was macht meine gemeinde?“ begleitet
auf 28 seiten eine Kindergartengruppe, die mit der bür-
germeisterin beziehungsweise dem bürgermeister die ge-
meinde erkundet. die mädchen und Jungen erfahren auf
ihrem spaziergang, in welchen bereichen eine Kommune
tätig ist und wie demokratie auf lokaler ebene funktioniert.
das buch gibt es wahlweise als Version mit bürgermeisterin
oder bürgermeister. „Was macht meine gemeinde“ ist zum
stückpreis von 2 euro zuzüglich Versandkosten in der rubrik bücher und bro-
schüren unter www.kommunen.nrw erhältlich. dort steht auch eine Pdf-
Version zur ansicht zur Verfügung. mitgliedskommunen des stgb nrW kön-
nen es zum ermäßigten satz von 1,50 euro beziehen. 

Was macht meine Gemeinde?

Ein Tag mit dem Bürgermeister

Was macht meine Gemeinde?
Ein Tag mit der Bürgermeisterin

Buchtipp



 
  

Kostenloser Service für kommunale Heizungsbetreiber

Vergabeunterlagen für die Lieferung von
Holzpellets und Hackschnitzeln

bei Kommunen in nord-
rhein-Westfalen steigt
das interesse an moder-

ner klimafreundlicher Holz-
energie aus Pellets und Hack-
schnitzeln, was auch einen
erhöhten beratungsbedarf
bei der brennstoffbestellung
bedeutet. ab sofort gibt es
eine vollständig ausformu-
lierte, kostenlose sowie ju-
ristisch geprüfte ausschrei-
bungsvorlage für die liefe-
rung von enplus-zertifizierten
Holzpel-
lets

oder Hackschnitzeln. Hinter-
grund ist, dass bei öffentlichen
aufträgen das Vergaberecht
berücksichtigt werden muss
und auch immer mehr private
betreiber diese Vorgaben ein-
halten wollen. in der Vergan-
genheit fiel es jedoch schwer,
in ausschreibungen die vielen
Änderungen bei normen, ge-
setzen und richtlinien zu be-
rücksichtigen und einen recht-
lich sicheren Vertrag zu schlie-
ßen. 
Hier leisten die neuen aus-

schreibungsvorlagen vom

deutschen Pelletinstitut (dePi)
abhilfe. „unsere praxisbezo-
gene muster-ausschreibungs-
unterlage hilft auch Heizungs-
betreibern ohne erfahrung, da
sie alle rechtlichen anforde-
rungen erfüllt, einfach auszu-
füllen ist und individuell an-
gepasst werden kann“, erklärt
dePi-geschäftsführer martin
bentele. „Wir wollen damit
den Heizkomfort erhöhen, in-
dem wir sicherstellen, dass
betreiber hochwertige Holz-
brennstoffe erhalten.“ 
das Paket beinhaltet neben
den üblichen formularen wie
bewerbungsbedingungen,
leistungsbeschreibung und
rahmenvertrag auch tabellen
zur bewertung der angebote.
insbesondere die ausführliche
leistungsbeschreibung ist eine
Hilfestellung für unerfahrene
anlagenbetreiber, die sich mit
den brennstoffanforderungen
und lieferbedingungen weni-
ger gut auskennen. es gibt Va-
rianten für das Verfahren mit-

tels eVergabe bzw. text- oder
schriftform. 
die muster-ausschreibungsun-
terlagen können auf den Web-
seiten www.enplus-pellets.de
und www.enplus-hackschnit-
zel.de kostenlos als Paket oder
einzeln heruntergeladen wer-
den.

DEPI-Geschäftsführer Martin Bentele

Die neuen Vergabeunterla-
gen für ENplus-Pellets

und -Hackschnitzel be-
inhalten einen Satz
Muster-Ausschrei-
bungen für das Ver-
fahren mittels eVer-
gabe oder das
Verfahren mittels

Text- oder Schrift-
form. 

© Deutsches Pelletin-
stitut GmbH

Advertorial
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unter der Kinder- und Jugendhilfe werden in
deutschland alle leistungen und aufgaben
der öffentlichen und freien träger zugunsten

der Kinder und Jugendlichen sowie deren familien
verstanden. rechtliche grundlage hierfür sind die
regelungen des sozialgesetzesbuches Viii, in dem
seit den 1990er-Jahren die regelungen der Kinder-
und Jugendhilfe zusammengefasst und ständig wei-
terentwickelt worden sind. 

Grundlegende Aufgaben die grundlegenden auf-
gaben der Kinder- und Jugendhilfe werden in § 1 abs.
3 sgb Viii definiert. danach soll die Jugendhilfe:

• junge menschen in ihrer individuellen und sozialen
entwicklung fördern und dazu beitragen, benach-
teiligungen zu vermeiden oder abzubauen, 

• eltern und andere erziehungsberechtigte bei der
erziehung beraten und unterstützen, 

• Kinder und Jugendliche vor gefahren für ihr Wohl
schützen, 

• dazu beitragen, positive lebensbedingungen für 
junge menschen und ihre familien sowie kinder- und

familienfreundliche umwelt zu erhalten oder zu
schaffen.

die leistungen der Kinder- und Jugendhilfe werden
durch Jugendämter als öffentlichen träger der Ju-
gendhilfe und träger der freien Jugendhilfe erbracht.
in nrW verfügen im kreisangehörigen raum Kom-
munen über ein eigenes Jugendamt, wenn es sich bei
der Kommune um eine mittlere oder eine große kreis-
angehörige stadt nach den Vorgaben der gemeinde-
ordnung handelt. für kleine kreisangehörige Kom-
munen ist das Jugendamt des Kreises zuständig. die
einzelheiten können § 2 des ersten gesetzes zur aus-
führung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes nrW
entnommen werden.

Vielfältige Trägerlandschaft in deutschland ist ei-
ne vielfältige trägerlandschaft für die leistungen der
Kinder- und Jugendhilfe ausdrücklich erwünscht. so ist
in § 3 abs. 1 sgb Viii ausdrücklich festgelegt, dass die
Jugendhilfe gekennzeichnet ist durch die Vielfalt von
trägern unterschiedlicher Wertorientierungen und die
Vielfalt von inhalten, methoden und arbeitsformen.
Vor diesem Hintergrund kommt den freien trägern im

Mit den Strukturen der Kinder- und Jugendhilfe kommen die meisten Eltern
spätestens in Berührung, wenn sie einen Betreuungsplatz für ihr Kind
beanspruchen

Kinder- und Jugendhilfe in der 
kommunalen Praxis

Dr. Matthias Menzel
ist Hauptreferent für
soziales, Jugend- und
familienhilfe beim
städte- und gemein-
debund nrW

DER AUTOR

In der Kinder- und
Jugendhilfe 

ziehen in den
Kommunen zahl-
reiche Akteure an

einem Strang
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rahmen der Kinder- und Jugendhilfe eine besondere
bedeutung zu. 
neben diesem Pluralitätsgebot sind noch leitbilder zu
beachten. dazu gehören etwa das gebot der partner-
schaftlichen Zusammenarbeit der verschiedenen trä-
ger nach § 4 abs. 1 sgb Viii und die beteiligung der Kin-
der und Jugendlichen an allen sie betreffenden
entscheidungen nach § 8 abs. 1 sgb Viii.

Bedeutung der Jugendämter dessen ungeachtet
ist das Jugendamt die zentrale anlaufstelle für Kinder
und Jugendliche sowie für familien. es ist nach sgb Viii
grundsätzlich zuständig für die leistungen der Kinder-
und Jugendhilfe. auch wenn ein nicht unerheblicher
teil der aufgaben auch durch freie träger der Jugend-
hilfe übernommen wird, trägt das Jugendamt die ge-
samtverantwortung dafür, dass auf der örtlichen ebene
die aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe angemessen
wahrgenommen werden. 
um junge menschen und ihre familien zu unterstüt-
zen, umfasst die Kinder- und Jugendhilfe unterschied-
liche aufgaben. dazu gehören unter anderem:

• förderung von Kindern in tageseinrichtungen und
tagespflege,

• Jugendarbeit, zum beispiel freizeitgestaltung,
• inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen, zum

beispiel bei gewalt in der familie,
• Jugendsozialarbeit, zum beispiel streetwork, schul-

sozialarbeit,
• erzieherischer Kinder- und Jugendschutz, zum bei-

spiel beratung, aufklärung, Vorträge,
• mitwirkung in Verfahren vor den familiengerichten,

zum beispiel bei sorgerechtsstreitigkeiten,
• beratung und unterstützung bei Vaterschaftsfest-

stellungen und der geltendmachung von unter-
haltsansprüchen.

es würde den rahmen dieses beitrages sprengen,
sämtliche aufgaben und leistungen nach dem sgb Viii
darzustellen. daher soll im folgenden auf die Kinder-
tagesbetreuungsangebote - Kindertageseinrichtungen
und Kindertagespflege - eingegangen werden.

Kinderbetreuungsangebote ab dem ersten le-
bensjahr haben die Kinder einen rechtsanspruch auf
einen betreuungsplatz in der Kindertagespflege oder
in Kindertagesstätten. dieser rechtsanspruch ergibt
sich aus § 24 sgb Viii. die nähere landesrechtliche

ausgestaltung erfolgt im rahmen des Kinderbil-
dungsgesetzes nrW (Kibiz), das die grundlagen und
die finanzierung der Kindertagesbetreuung sowie
die rahmenbedingungen für die frühkindliche bil-
dung in nrW regelt.
das Kibiz ist zum 1. august 2020 in einer reformierten
form in Kraft getreten. das wesentliche Ziel dieser
reform ist die Herstellung der auskömmlichkeit der
Kindpauschalen, wofür die kommunale seite und
das land jährlich insgesamt rund 750 millionen euro
zusätzlich investieren. damit die mittel dauerhaft
auskömmlich bleiben, werden diese jährlich an die
aktuellen Preissteigerungen angepasst. 
bei dem aufwuchs der Plätze für die Kitas und die
Kindertagespflege befindet sich nrW nach wie vor
in einem dynamischen Prozess: nach den meldun-
gen der Jugendämter sind im Vergleich zum letzten
Kita-Jahr die Plätze für Kinder unter drei Jahren so-
wohl in den Kindertageseinrichtungen (plus 3.110) als
auch in der Kindertagespflege (plus 2.091) gestiegen.
Von den insgesamt 207.737 betreuungsplätzen ent-
fallen 143.304 auf Kindertageseinrichtungen und
64.433 auf die Kindertagespflege. nrW hat damit
nach wie vor bundesweit die höchste Quote an Plät-
zen in der Kindertagespflege. 

Steigerungen im Ü3-Bereich auch bei den Ü3-
Plätzen ist erneut eine steigerung zu verzeichnen:
insgesamt wurden 521.563 betreuungsplätze für Kin-
der über drei Jahren angemeldet, davon 516.742 in
Kindertageseinrichtungen und 4.821 in Kindertages-
pflege. das sind 13.280 Plätze mehr als im Vorjahr.
die finanzierung der Kitas erfolgt im Wege einer ge-
meinsamen finanzierung von land, Kommunen, trä-
gern und eltern. die konkreten finanzierungsrege-
lungen sind komplex und in den §§ 32-41 Kibiz
enthalten. im Hinblick auf die nach gesetz vorgese-
hene finanzierung haben sich - je nach Kommune –
weitere finanzielle Verschiebungen ergeben, da zahl-
reiche Kommunen vollständig oder zumindest antei-
lig trägeranteile auch für die von ihnen nicht getra-
genen einrichtungen übernehmen. ◼

 
 

  
 

In Nordrhein-West-
falen werden immer
mehr Kinder in Kitas
oder in der Kinder-
tagespflege betreut
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Das Jugendamt ist die zentrale 
Anlaufstelle für Kinder und 
Jugendliche sowie für Familien
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mehr als 45 millionen fahrende und parken-
de autos und etwa 61 millionen motorisier-
te nutzfahrzeuge haben zu einer massiven

Überbeanspruchung von straßen, Wegen und Park-
plätzen geführt. die kommunale Verkehrsinfrastruk-
tur hat ihre Kapazitätsgrenze in vielen Kommunen
weit überschritten und ist kaum mehr erweiterbar.
die damit verbundenen zeitraubenden staus, lärm
und abgase sind leider zum alltag geworden.
auch der Öffentliche Personennahverkehr (ÖPnV)
kann nur eingeschränkt alternativen aufzeigen. er-
forderliche investitionsentscheidungen in die bauli-
che infrastruktur wurden nicht oder nicht rechtzeitig
vorgenommen. stattdessen wird das angebot insbe-
sondere im ländlichen raum, aber auch in ballungs-
randzonen wegen zu schwacher nachfrage aus wirt-
schaftlichen gründen ausgedünnt.
diesen Herausforderungen müssen sich die Kommu-
nalverwaltungen und die Kommunalpolitik stellen.
die menschen erwarten, dass die Probleme gelöst
und lebensräume neu gestaltet werden, um die auf-
enthaltsqualität in den städten und gemeinden zu
verbessern.

Mobilitätswandel in Kommunen aus sicht des
städte- und gemeindebundes nrW (stgb nrW) lässt
sich die stadt der Zukunft als ein grüner und vitaler le-
bens- und bewegungsraum beschreiben, in dem sich
die fünf leitwerte grün, freiheit, lebendigkeit, ge-
sundheit und Ökologie widerspiegeln. Vernetzte zu-
sammenhängende grünflächen und -achsen können
sowohl für freizeit und erholung als auch für den fuß-
gänger- und radverkehr nutzbar gemacht werden.
Konkret bedeutet dies, zentrale und barrierefreie rad-
wegeachsen unter einbeziehung von grünflächen zu
planen. sie können sowohl zwischen städten oder
stadtteilen in form von radschnellwegen oder inner-
städtisch als Zubringer zum ÖPnV oder als freizeit-
und sportroute konzipiert werden. ein mobilitäts-
wandel sollte zudem das Ziel haben, öffentliche flä-
chen, die aktuell anders genutzt werden, etwa als
Parkplatz, wieder auf ihre Hauptfunktion als Kommu-
nikations- und aufenthaltsfläche zurückzuführen.
das auto wird auch zukünftig eine wichtige rolle ne-
ben anderen Verkehrsträgern spielen. allerdings kön-
nen viele kurze autofahrten, die einen großen teil des
Verkehrs in einer Kommune ausmachen, etwa durch

Eine effiziente, gesunde sowie klima- und ressourcenschonende Mobilität ist
unabdingbare Voraussetzung für ein gesundes Leben in der Stadt der Zukunft

Nahmobilität vor Ort gestalten

Horst-Heinrich 
Gerbrand ist 
geschäftsführer
beim städte- und 
gemeindebund 
nrW

DER AUTOR

Leitbild für die
Nahmobilität vor

Ort ist die Stadt
als gesunder 
Lebens- und 
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fahrradverkehr leicht ersetzt werden. aber auch län-
gerer distanzen können mit Pedelecs problemlos be-
wältigt werden. es gilt daher, den anteil von auto-
fahrten genauer in den blick zu nehmen, der bei
ansprechenden alternativen entbehrlich ist.
mit verkehrlichen und baulichen anreizen gelingt es,
Änderungen im mobilitätsverhalten der einzelnen
Verkehrsteilnehmenden zu erzielen. Hierzu hat sich
der Verband schon im Jahr 2017 mit dem thesenpa-
pier zur mobilität der Zukunft positioniert und im an-
schluss gemeinsam mit der arbeitsgemeinschaft
fußgänger- und fahrradfreundliche städte, gemein-
den und Kreise in nrW (agfs) die broschüre „Zukunft
der mobilität - Perspektiven, Ziele, maßnahmen“ ver-
öffentlicht, die in der kommunalen Praxis ein breites
echo fand. 

Neuordnung des ruhenden Verkehrs neben ei-
ner reduzierung des autoverkehrs können öffentliche
flächen aufgewertet werden, wenn es zu einer Verla-
gerung der parkenden Pkw aus dem öffentlichen stra-
ßenraum kommt, etwa in neu zu schaffende öffent-
liche und private Parkbauten. in hochverdichteten
räumen sind das vorzugsweise zentral gelegene Quar-
tiersgaragen. rund 23 stunden am tag blockieren mil-
lionen autos den wertvollen öffentlichen raum und
verhindern damit ihre aufwertung zu grün- und spiel-
flächen zur stärkung der aufenthaltsqualität.

Stärkung des Fahrradverkehrs Vor dem Hinter-
grund, dass rund 50 Prozent der autofahrten kürzer
als fünf Kilometer sind, sollte die Politik vor allem
dem fahrradverkehr eine deutlich stärkere rolle zu-
sprechen. insbesondere im bereich des motorisierten
Kurzstreckenverkehrs kann das fahrrad - wie dies
schon einige Kommunen unter beweis gestellt haben
- den autoverkehr maßgeblich reduzieren. sicherlich
ein ehrgeiziges, aber kein utopisches Ziel.
Hierfür müssen aber die Voraussetzungen geschaf-
fen werden. eine deutlich stärkere nutzung des fahr-
rads wird nur bei einer bedarfsgerechten und attrak-
tiven fahrradinfrastruktur erfolgreich sein. bei dem
erforderlichen ausbau sollten die Kommunen auf
fördermittel von bund und land zugreifen, die aktu-
ell einen Höchststand erreicht haben. Zudem bereitet
das land zurzeit ein fahrradgesetz vor, das der nah-
mobilität hoffentlich einen weiteren schub geben
wird. 
neben einer angemessenen dimensionierung und ef-
fektiver sicherheitsvorkehrungen auf radwegen,
dem ausbau zu radschnellwegen und Vorrangrouten
bedarf es weiterer elemente. beispielhaft zu erwäh-
nen sind ladesäulen für Pedelecs, gute abstellmög-
lichkeiten, fahrrad- und mobilstationen sowie fahr-
radverleih- und reparaturstationen. gelungene
beispiele aus der Praxis zeigen bereits heute, dass die
bindung an das auto dann abnimmt, wenn attraktive
alternativen zur Verfügung stehen. 

Kommunen müssen sich mit der frage auseinander-
setzen, welche konkreten maßnahmen einzuleiten
sind, um einen grundlegenden mobilitätswandel zu
erreichen. Hierbei kann die Verwaltung eine Vorrei-
terrolle einnehmen, indem sie für ihre mitarbeite-
rinnen und mitarbeiter, die in der nähe wohnen, im
rahmen eines betrieblichen mobilitätskonzepts an-
reize setzt, das auto stehen zu lassen und stattdes-
sen das fahrrad zu nutzen.

Integrierte Stadt- und Verkehrsplanung um
das Ziel, die stadt oder gemeinde zu einem grünen
lebens- und bewegungsraum weiterzuentwickeln,
in dem ökologische, soziale und kulturelle bedürf-
nisse der bürgerinnen und bürger befriedigt werden,
müssen vor allem die stadtentwicklung und Ver-
kehrsplanung stärker zusammengedacht werden.
nicht nur aspekte wie eine gute lebens- und um-
weltqualität, sondern auch die ausgestaltung der
Verkehrsinfrastruktur unter einbeziehung des fuß-
und fahrradverkehrs und des ÖPnV sollten ganz vor-
ne auf der agenda kommunaler Planungsprozesse
stehen. das bedeutet beispielsweise für zukünftige
städtebauliche Vorhaben, schon zu beginn der ers-
ten Überlegungen den gedanken einer
„Verkehrsvermeidung“ in den Vorder-
grund zu stellen.
eine integrierte stadt- und Verkehrspla-
nung ist dabei nicht nur verwaltungssei-
tig von entscheidender bedeutung. Viel-
mehr sollte auch kommunalpolitisch die
frage, wie die stadt in Zukunft aussehen
soll, intensiv in den kommunalen fach-
ausschüssen diskutiert werden. ◼

broschüre „Zukunft
der mobilität - 
Perspektiven, 
Ziele, maßnahmen“:
www.agfs-nrw.de /
service / mediathek

Viele kurze Auto-
fahrten in Städten
und Gemeinden
können durch den
Fahrradverkehr 
ersetzt werden
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Perspektiven, Ziele,
Maßnahmen“ zeigt 
Visionen einer nach-
haltigen Verkehrs-
infrastruktur auf

Zukunft der Mobilität Perspektiven, Ziele, Maßnahmen
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auf den ersten blick sind sich die begriffe „stra-
ßenrecht“ und „straßenverkehrsrecht“ sehr
ähnlich. sie unterscheiden sich in der sache

dennoch grundlegend. grob gesagt regelt das stra-
ßenrecht das recht an der straße, das straßenver-
kehrsrecht das recht auf der straße. 
Während also das straßenverkehrsrecht die sicher-
heit und leichtigkeit des Verkehrs gewährleisten soll
und damit der gefahrenabwehr dient, erfasst das
straßenrecht die rechtsverhältnisse am straßenkör-
per. das straßenrecht ist in nordrhein-Westfalen im
straßen- und Wegegesetz nrW (strWg nrW) nor-
miert. die wichtigste rechtsgrundlage für städte und
gemeinden im straßenverkehrsrecht ist die straßen-
verkehrsordnung (stVo). 

Recht an der Straße Zunächst soll das straßen-
recht beleuchtet werden: Wie wird eine straße zu ei-
ner straße im sinne des strWg nrW? Welche Konse-
quenzen hat es, wenn das straßenrecht nicht
anwendbar ist? Was regelt das strWg nrW über-
haupt?

die anwendbarkeit des strWg nrW setzt voraus,
dass die straße eine sogenannte öffentliche straße
ist. dies wird sie grundsätzlich durch einen formalen
Widmungsakt nach § 6 strWg nrW. ist die straße
nicht gewidmet und handelt es sich damit um eine
Privatstraße, so gilt auch das strWg nrW nicht. dies
hat vielfältige Konsequenzen für die kommunale Pra-
xis: straßenausbaubeiträge können nicht erhoben
werden, straßenreinigungspflichten der Kommunen
bestehen auf Privatstraßen nicht, die straße ist der
nutzung durch die allgemeinheit grundsätzlich ent-
zogen und vieles mehr. 
da der Widmung im straßenrecht eine zentrale be-
deutung zukommt, ranken sich darum zahlreiche
rechtsfragen, die häufig gegenstand der rechtsbe-
ratung des städte- und gemeindebundes nrW (stgb
nrW) sind. Hat eine straße hingegen jegliche Ver-
kehrsbedeutung verloren, kann sie nach § 7 strWg
nrW entwidmet, das heißt eingezogen werden.

Bau und Unterhaltung von Straßen Wichtig ist
im straßenrecht der begriff des sogenannten stra-

In der kommunalen Praxis ist zwischen Straßenrecht und Straßenverkehrsrecht
und damit zwischen dem Recht an der Straße und dem Recht auf der Straße zu
unterscheiden

Straßen, Schilder und Sicherheit 

Cora Ehlert ist 
referentin für 
straßenrecht und
straßenbau beim
städte- und ge-
meindebund nrW

DIE AUTORIN

Als Straßenbaulast-
träger sind die Ge-

meinden für den Bau
und die Unterhaltung
der öffentlichen Stra-

ßen in ihrem Gemein-
degebiet zuständig
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ßenbaulastträgers nach §§ 43, 47 strWg nrW. ihm
sind die straßen samt baulast gesetzlich zugewiesen.
für gemeindestraßen sind dies die gemeinden. mit
der straßenbaulast geht die Verpflichtung zum bau
und zur unterhaltung von straßen einher.
der straßenbaulastträger ist nach § 9 abs. 1 satz 2
strWg nrW aber nur in den grenzen seiner organisa-
torischen und finanziellen leistungsfähigkeit ver-
pflichtet. die ist von hoher bedeutung, geht es in kom-
munalpolitischen debatten doch häufig auch um
forderungen der bürgerinnen und bürger nach stra-
ßenbaumaßnahmen jenseits des finanziell machba-
ren und Verhältnismäßigen. berufen kann sich die
bürgerschaft aber auf die einhaltung der straßenver-
kehrssicherungspflicht und damit der Pflicht des stra-
ßenbaulastträgers, alle notwendigen und zumutba-
ren Vorkehrungen und sicherungsmaßnahmen zu
treffen, um schäden anderer zu verhindern.
grenze und reichweite der Verkehrssicherungs-
pflicht sind im einzelnen häufig umstritten. relevant
wird dies in der kommunalen Praxis etwa bei stra-
ßenbäumen, die - je nach alter des baumes - einer re-
gelmäßigen Kontrolle bedürfen, aber natürlich auch
bei straßenschäden, wie schlaglöchern und brüchi-
gen gehwegplatten. die Verwaltung trotz personel-
ler engpässe so zu organisieren, dass straßenkontrol-
len und schadensbeseitigungen im erforderlichen
umfang durchgeführt werden können, um etwaige
Haftungsansprüche dritter abwehren zu können, ist
dabei nur eine von vielen Herausforderungen. 

Straßenrechtliche Sondernutzung sofern die
straße eine öffentliche straße im sinne des strWg
nrW ist, ist ihr gebrauch nach § 14 strWg nrW je-
dermann im rahmen der Widmung und der verkehrs-
rechtlichen Vorschriften gestattet. geht die nutzung
einer straße über diesen sogenannten gemeinge-
brauch hinaus, liegt eine sondernutzung vor, für die
es laut § 18 strWg nrW einer erlaubnis bedarf. für
die erlaubniserteilung können gebühren erhoben
werden. details sind oft in den kommunalen sonder-
nutzungssatzungen geregelt. typische fälle einer
sondernutzung sind etwa die außengastronomie
von gaststätten oder das abstellen von privaten bau-
containern auf gehwegen. 
Häufige streitigkeiten mit der bürgerschaft resultie-
ren auch aus dem „nachbarschaftsverhältnis“ zwi-
schen straße und anlieger, wenn es etwa um straßen-
bäume geht, die vermeintlich das Privatgrundstück
verschatten oder einen als belästigend empfindenden
laubwurf haben. in aller regel haben anlieger solche
beeinträchtigungen nach 32 strWg nrW aber hinzu-
nehmen. auch umgekehrt können anpflanzungen
auf dem Privatgrundstück auf die öffentliche straße
einwirken und damit unter umständen sogar die Ver-
kehrssicherheit gefährden. in dem fall kann nach § 30
strWg nrW eine beseitigung der anpflanzung in be-
tracht kommen. 

Sonderfall Wirtschaftswege eine rechtliche
sonderkategorie stellen die sogenannten Wirt-
schaftswege dar. dies sind ländliche Wege im 
außenbereich, die vorwiegend dem land- und forst-
wirtschaftlichen Verkehr dienen. solche Wirt-
schaftswege, die es im kreisangehörigen raum sehr
häufig gibt, sind in aller regel nicht förmlich im sin-
ne des strWg nrW gewidmet, sodass dieses gesetz
auch nicht anwendbar ist. die rechtsverhältnisse der
Wirtschaftswege richten sich grundsätzlich nach ih-
rer entstehungsweise. so können Wirtschaftswege
in einem auseinandersetzungsverfahren, einem
flurbereinigungsverfahren oder auch von der ge-

 
 

  
 

Wirtschaftswege sind
in der Regel keine 
öffentlichen Wege,
aber auch keine 
Privatwege im 
üblichen Sinne 
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meinde im rahmen der daseinsvorsorge geschaffen
worden sein. 
sofern auf den Wirtschaftswegen tatsächlich öf-
fentlicher Verkehr stattfindet, ist aber die stVo an-
wendbar und somit eine beschilderung mit amt-
lichen Verkehrszeichen unproblematisch möglich.
für das merkmal des tatsächlich öffentlichen Ver-
kehrs ist es bereits ausreichend, dass die gemeinde
duldet, dass der Weg wie ein öffentlicher Weg durch
die allgemeinheit genutzt wird. 

Recht auf der Straße das straßenverkehrsrecht
wird laut § 44 stVo von den straßenverkehrsbehör-
den vollzogen. straßenverkehrsbehörden sind grund-
sätzlich die Kreisordnungsbehörden. Zahlreiche auf-
gaben sind aber auf die örtlichen ordnungsbehörden
der mittleren und großen kreisangehörigen städte
übertragen - siehe hierzu die Verordnung über Zu-
ständigkeiten im bereich straßenverkehr und güter-
beförderung. 
die wichtigste Zuständigkeit, die den mittleren und
großen kreisangehörigen städten nach § 45 stVo
obliegt, ist sicherlich die regelung des Verkehrs
durch Verkehrszeichen - untechnisch „Verkehrsschil-
der“ genannt. beispielhaft sei § 45 abs. 9 satz 4
nummer 6 stVo erwähnt: erst vor wenigen Jahren
ist die stVo hier um eine regelung zu tempo 30 im
nahbereich von Kindergärten, schulen, alten- und
Pflegeheimen und Krankenhäusern ergänzt wor-
den. aufgrund der besonders schutzbedürftigen
nutzergruppen soll im umfeld dieser einrichtungen
tempo 30 die regel sein.
im Zuge einer kürzlich vorgenommenen stVo-novel-
le traten unter anderem strengere sanktionen bei ge-
schwindigkeitsüberschreitungen in Kraft. aufgrund
eines formfehlers in der Änderungsvorschrift zur
stVo ist der entsprechende teil der bußgeldkatalog-
verordnung aber nichtig. bis diese rechtsunsicher-
heit behoben ist, soll zunächst wieder der alte tatbe-
standskatalog angewendet werden. es ist derzeit
offen, ob der formfehler korrigiert wird. 
leider ist eine vom stgb nrW angestoßene initiati-
ve, geschwindigkeitsüberwachungen im straßen-
verkehr auch durch die mittleren kreisangehörigen
städte durchführen lassen zu können, von der lan-
desregierung nrW wieder fallen gelassen worden.
besonders im ländlichen raum finden geschwin-
digkeitsüberwachungen durch die Kreisordnungs-
behörden nur sehr sporadisch statt. dies hat nega-
tive auswirkungen auf die Verkehrssicherheit, da
erwiesen ist, dass nur ein erhöhter Verfolgungs-
druck die einhaltung der zulässigen Höchstge-
schwindigkeiten nachhaltig sicherstellt. der ein-
schlägige § 48 abs. 2 ordnungsbehördengesetz
nrW sieht eine Kontrollmöglichkeit im fließenden
Verkehr damit nach wie vor - neben der Polizei - nur
für Kreisordnungsbehörden und große kreisange-
hörige städte vor. ◼

Wenn es darum geht, den neu gewählten
ratsvertreterinnen und -vertretern den
gemeindlichen Haushalt nahezubringen,

liest und hört man regelmäßig, dieser sei „kein buch
mit sieben siegeln“. grundsätzlich stimmt das auch.
diese Wendung sollte aber auch nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass die meisten ratsfrauen und -her-
ren in Haushaltsdingen neuland betreten. 
der gemeindehaushalt ist ein historisch gewachse-
nes gebilde, für das sich über die Zeit ein bestimmter
aufbau sowie eine Vielzahl bestimmter inhalte und
regeln als sinnvoll herauskristallisiert haben. dies
galt für die früheren kameralen Haushalte und gilt
ebenso für den heutigen Haushalt, der an die lange
tradition kaufmännischer buchführung anknüpft.1

mit diesem gebilde vertrauter zu werden, braucht
Zeit. auf der anderen seite sieht das Haushaltsrecht
aber auch instrumente vor, die den räten beim Ver-

Bei der jährlichen Aufstellung des Haushalts für das
Folgejahr sind den Kommunen durch die finanziellen
Rahmenbedingungen häufig enge Grenzen gesetzt

Alle Jahre wieder - ohne
Haushalt geht nicht viel

Carl Georg Müller ist
referent für finanzen
beim städte- und 
gemeindebund nrW

DER AUTOR

Die Beratungen zum kommunalen Haushalt gehören alljährlich zu den größten
Herausforderungen der Kommunalpolitik
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ständnis der jährlichen Haushalte hel-
fen.
dieser Überblick soll eine erste basis
für die künftige befassung mit Haus-
haltsfragen schaffen und ansatzpunk-
te für die weitere eigene beschäfti-
gung mit der materie bieten.2 es lohnt
sich, denn - in den Worten otto von
bismarcks - „90 Prozent der Politik ha-
ben mit finanzen zu tun (…) und die
restlichen zehn Prozent müssen wir
auch noch bezahlen“.

Rechtsgrundlagen dass die städte
und gemeinden überhaupt ihre eige-
nen Haushalte aufstellen und ver-
walten können - und nicht lediglich
Zuweisungen aus staatlichen Haus-
halten bekommen, über die andern-
orts entschieden wird -, ist ausfluss
ihres selbstverwaltungsrechts nach
art. 28 abs. 2 grundgesetz3 und art.
78 landesverfassung (lVerf nrW4),
das ausdrücklich auch die sogenann-

te finanzhoheit umfasst.
Welche rechtlichen anforderungen die Haushalte
im einzelnen erfüllen müssen, ist darüber hinaus in
der gemeindeordnung (go nrW) sowie der Kom-
munalhaushaltsverordnung (KomHVo nrW) und
verschiedenen ministeriellen erlassen geregelt.
Wichtige grundgedanken enthalten hierbei die
Haushaltsgrundsätze des § 75 go nrW mit der
Pflicht zum jährlichen Haushaltsausgleich und dem
Überschuldungsverbot. die wichtigste rechtsquel-
le ist indes die Haushaltssatzung selbst, die jede
gemeinde grundsätzlich jährlich5 verabschiedet. 

Haushaltssatzung und Haushaltsplan die Haus-
haltssatzung legt den fahrplan für das Haushaltsjahr
fest. ihr Kernstück ist der Haushaltsplan nach § 78 abs.
2 nr. 1 go nrW. dessen zentraler bestandteil ist wie-
derum der sogenannte ergebnisplan. die ergebnispla-
nung ist mehr als die betrachtung von einnahmen und
ausgaben. sie soll - im sinne von transparenz und ge-
nerationengerechtigkeit - den tatsächlichen ressour-
cenverbrauch innerhalb der gemeinde darstellen und
erfasst deshalb auch abschreibungen etwa für die ab-
nutzung gemeindlichen infrastrukturvermögens.
der ergebnisplan entscheidet über das geplante Jah-
resergebnis - „Überschuss oder fehlbedarf“ - und den
Haushaltsausgleich, bei dessen fehlen gegebenenfalls
haushaltsrechtliche restriktionen drohen.6 denn die
gemeinde ist nach § 75 abs. 2 go nrW grundsätzlich
zum jährlichen Haushaltsausgleich verpflichtet, um
ihre dauerhafte leistungsfähigkeit und stetige aufga-
benerfüllung zu schützen.
neben dem ergebnisplan enthält der Haushalts-
plan unter anderem den finanzplan, der den Zah-

lungsmittelbestand der gemeinde abbildet, und ei-
ne Kredit- und Verpflichtungsermächtigung für in-
vestitionen. Über diese und weitere bestandteile
sowie die anlagen des Haushaltsplans wie etwa
den stellenplan geben im Übrigen die §§ 79 go
nrW und 1 ff. KomHVo nrW auskunft.
Über den Haushaltsplan hinaus enthält die Haus-
haltssatzung außerdem festsetzungen über eine in-
anspruchnahme des gemeindlichen eigenkapitals in
form der ausgleichsrücklage und der allgemeinen
rücklage, über den Höchstbetrag der Kredite zur li-
quiditätssicherung, die sogenannten Kassenkredite,
und die steuersätze der grund- und gewerbesteuer -
sowie gegebenenfalls das Jahr, in dem der Haushalts-
ausgleich wiederhergestellt ist.

Aufstellungsverfahren Über die Haushaltssat-
zung zu entscheiden, ist aufgabe des rates. dabei
wird er aber selbstverständlich von der Verwaltung
unterstützt. Chronologisch gesehen bereitet die
Kämmerin oder der Kämmerer bereits im laufe des
Vorjahres den entwurf der satzung vor, den der bür-
germeister zur bestätigung erhält (§ 80 abs. 1 go
nrW). dann erreicht der entwurf den rat (abs. 2)
und die Öffentlichkeitsbeteiligung wird eingeleitet
(abs. 3). es folgt die beratung und beschlussfassung
des rates in öffentlicher sitzung (abs. 4). die be-
schlossene satzung ist sodann der aufsichtsbehör-
de anzuzeigen7 und kann anschließend nach ablauf
einer anzeigefrist öffentlich bekannt gemacht wer-
den und in Kraft treten (abs. 5 und 6). 
eine wertvolle Hilfestellung für den rat wie auch die
bürgerinnen und bürger bildet in diesem Verfahren
vor allem der Vorbericht, der ebenfalls anlage zum
Haushaltsplan ist. er stellt die entwicklung und ak-
tuelle lage der Kommune anhand der im Haushalts-
plan enthaltenen informationen und der ergebnis-
und finanzdaten dar und gibt einen Überblick über
die eckpunkte des Haushaltsplans (§ 7 KomHVo
nrW).
das gesetz sieht vor, dass die Haushaltsaufstellung
vor beginn des kommenden Haushaltsjahres abge-

1 nach dem gesetz zur einführung des neuen Kommunalen finanzmanagements für gemeinden im land nord-
rhein-Westfalen vom 16. november 2004 haben alle nrW-Kommunen ab dem Jahr 2009 ihre Haushaltsführung
von der bis dahin geltenden und z. b. für den Haushalt des landes immer noch geltenden Kameralistik auf das
sog. neue Kommunale finanzmanagement umgestellt, eine besondere spielart der kaufmännischen (doppelten)
buchführung, die speziell für Kommunen entwickelt wurde. 
2 Wesentliche informationsquellen sind zunächst die dargestellten rechtsgrundlagen, deren lektüre sich lohnt;
ein tipp zum Weiterlesen: müller, in: schneider (Hrsg.), Handbuch Kommunalpolitik nordrhein-Westfalen, 
4. auflage (erscheint vss. im nov. 2020). 
3 grundgesetz für die bundesrepublik deutschland; die norm lautet vollständig: „den gemeinden muss das
recht gewährleistet sein, alle angelegenheiten der örtlichen gemeinschaft im rahmen der gesetze in eigener
Verantwortung zu regeln. auch die gemeindeverbände haben im rahmen ihres gesetzlichen aufgabenbereiches
nach maßgabe der gesetze das recht der selbstverwaltung. die gewährleistung der selbstverwaltung umfasst
auch die grundlagen der finanziellen eigenverantwortung; zu diesen grundlagen gehört eine den gemeinden
mit Hebesatzrecht zustehende wirtschaftskraftbezogene steuerquelle.“. 
4 Verfassung für das land nordrhein-Westfalen 
5 § 78 abs. 1 go nrW; möglich ist allerdings auch eine - nach Jahren getrennte - aufstellung für zwei Jahre, sog.
doppelhaushalt (vgl. § 78 abs. 3 satz 2 go nrW und § 9 KomHVo nrW). 
6 Vgl. die Pflicht zur aufstellung eines Haushaltssicherungskonzept, § 76 go nrW. 
7 im falle eines Haushaltssicherungskonzepts bzw. eines Haushaltssanierungsplans im rahmen des stärkungs-
pakts stadtfinanzen tritt ein genehmigungserfordernis seitens der aufsichtsbehörde hinzu. 
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schlossen ist.8 denn die alte Haushaltssatzung tritt
zum Jahresende automatisch außer Kraft und kann
nicht verlängert werden. ist die neue Haushaltssat-
zung zum Jahresbeginn noch nicht in Kraft getreten,
entsteht also eine „lücke“, in der nur eine vorläufige
Haushaltsführung gestattet ist (§ 82 go nrW, soge-
nanntes nothaushaltsrecht). die gemeinde wird hier
auf das absolut notwendige beschränkt.

Haushaltskreislauf und Abschlüsse insgesamt
ist die Haushaltswirtschaft aber nicht auf den be-
schluss der Haushaltssatzung beschränkt, sondern
vollzieht sich in mehreren aufeinanderfolgenden Pha-
sen, die bereits einige Zeit vor dem eigentlichen Haus-
haltsjahr beginnen und erst nach dessen ablauf en-
den. Wie gesehen beginnt die Haushaltsplanung
bereits im Vorjahr. die zweite Phase ist der Haushalts-
vollzug selbst, durch den die satzung im laufe des
Haushaltsjahres in gelebte Verwaltungspraxis über-
setzt wird. nach ablauf des Haushaltsjahres findet
dann noch die rechnungslegung in form des Jahres-
abschlusses und eines gesamtabschlusses oder9 be-
teiligungsberichts statt.

Finanzierungsquellen und begrenzte Mittel im
Haushalt verplant und bewirtschaftet werden können
natürlich nur diejenigen finanziellen mittel, über die
die jeweilige gemeinde auch verfügt - und hinter die-
ser einfachen tatsache verbergen sich vielerorts große
Probleme. 
Zunächst existieren eigene steuerquellen der gemein-
de, zuvörderst die gewerbe- und die grundsteuer, die
sogenannten realsteuern, für die die gemeinden je-
weils eigene Hebesätze festlegen und damit einfluss
auf deren Volumen nehmen können.10 Hinzu kommen
die sogenannten örtlichen aufwandsteuern, wie etwa
die Hunde- oder Zweitwohnungssteuer, über deren er-
hebung die gemeinden selbst per eigener satzung
entscheiden. daneben erheben die gemeinden eigene
benutzungs- und Verwaltungsgebühren sowie beiträ-
ge, wie zum beispiel erschließungsbeiträge.
darüber hinaus sind die gemeindlichen Haushalte
aber auch eng mit den staatlichen Haushalten von
bund und land verzahnt und zu einem wesentlichen
teil von diesen abhängig. so macht der gemeindean-
teil an der umsatz- und vor allem an der einkommen-
steuer einen erheblichen anteil der örtlichen Haushal-
te aus. außerdem stellt das land im rahmen des
kommunalen finanzausgleichs erhebliche mittel zur
Verbesserung der kommunalen finanzkraft zur Verfü-
gung - insbesondere sogenannte schlüsselzuweisun-
gen, die nur diejenigen gemeinden erhalten, deren fi-
nanzbedarf die finanzkraft übersteigt, was in einem
komplizierten und nicht unumstrittenen Verfahren fi-
nanzwissenschaftlich ermittelt wird.11 schließlich spie-
len Zuweisungen aus temporären staatlichen Hilfs-
und förderprogrammen mittlerweile eine große rolle.
die erwähnten Probleme rühren daher, dass die städte

und gemeinden in nrW insgesamt trotz der skizzier-
ten einnahmequellen strukturell unterfinanziert sind.
das bedeutet, sie nehmen nicht genug ein, um die -
vor allem durch gesetzliche Pflichtaufgaben dominier-
ten - ausgaben in ausreichender form durch einnah-
men kompensieren zu können und dabei auch noch
genug für ihre sogenannten freiwilligen aufgaben und
investitionsbedarfe zu haben. 
dies zeigt sich Jahr für Jahr eindrücklich in der Haus-
haltsumfrage des städte- und gemeindebundes nrW
unter seinen mitgliedern. in Krisenzeiten reicht die fi-
nanzielle basis der gemeinden erst recht nicht aus. ein
wichtiger teil der Verbandsarbeit ist daher, fehlende
gelder immer wieder bei bund und land einzufordern
und für die erfüllung des verfassungsrechtlichen an-
spruchs auf finanzielle mindestausstattung12 zu
kämpfen.
solange vor ort keine ausreichenden Überschüsse er-
wirtschaftet werden, ist die zu anfang des beitrags he-
rausgestellte finanzhoheit damit Chance und bürde,
recht und Verantwortung zugleich. aufgrund häufig
allzu eng begrenzter finanzieller ressourcen muss der
rat vor allem über eine sinnvolle Priorisierung von Vor-
haben entscheiden und hinnehmen, dass viele eben-
falls sinnvolle und gewünschte ideen gar nicht oder
nicht in vollem umfang umsetzbar sind. Hier immer
wieder neu das örtlich favorisierte gleichgewicht zu
finden, ist eine der wesentlichen aufgaben gemeind-
licher demokratie. ◼

8 das Haushaltsjahr entspricht dem Kalenderjahr (§ 78 abs. 4 go nrW); wegen der auswirkungen der Corona-
Pandemie gilt für das Jahr 2021 eine ausnahme: gemäß § 4 abs. 6 nKf-CoVid-19-isolierungsgesetz nrW darf die
anzeige der Haushaltssatzung für das Jahr 2021 abweichend von § 80 abs. 5 satz 2 go nrW spätestens bis zum
1. märz 2021 erfolgen. 
9 mit dem 2. nKf-Weiterentwicklungsgesetz wurde ein großer teil der nrW-gemeinden von der Pflicht, gesamt-
abschlüsse aufstellen zu müssen, befreit, vgl. § 116a go nrW. 
10 die erhebung der realsteuern ist im grundgesetz verankert (art. 28 abs. 2, 106 abs. 6) und bundesgesetzlich im
gewerbesteuergesetz und im grundsteuergesetz geregelt; ein teil der gewerbesteuer muss allerdings über die
sog. gewerbesteuerumlage wieder an bund und land abgegeben werden, vgl. § 6 gemeindefinanzreformgesetz. 
11 der kommunale finanzausgleich wird jährlich neu durch das gemeindefinanzierungsgesetz (gfg) geregelt;
diejenigen gemeinden, die keine schlüsselzuweisungen, sondern nur pauschale anteile erhalten, werden „abun-
dant“ genannt; die Kritik insbesondere des städte- und gemeindebundes am Verteilungsverfahren kann den
jährlichen verbandlichen stellungnahmen zum gfg-entwurf für das folgejahr entnommen werden. 
12 Vgl. dazu u. a. die Pressemitteilung des städte- und gemeindebundes nrW vom 6. Januar 2016 und das dort
beigefügte verfassungsrechtliche gutachten. 

Die Hundesteuer ist
Sache der Kommunen
und wird für das 
Halten von Hunden
erhoben
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seit der errichtung des landes nordrhein-Westfa-
len durch die britische besatzungsmacht im Jahr
1946 gehört die trägerschaft der öffentlichen

schulen zum Kanon der Pflichtaufgaben der Kommu-
nen. art. 8 abs. 3 s. 1 der Verfassung für das land nrW
lautete bereits in der erstfassung vom 28. Juni 1950 ge-
nauso wie noch heute: „land und gemeinden haben
die Pflicht, schulen zu errichten und zu fördern.“ 

Reichweite der Aufgaben seine einfach-gesetz-
liche ausprägung findet der Verfassungsauftrag in 
§ 78 abs. 1 s. 1 des schulgesetzes für das land nrW
(schulg), nach dem die gemeinden träger der schu-
len sind, soweit nichts anderes bestimmt ist. ander-
weitige bestimmungen finden sich dann in den fol-
genden absätzen vor allem für die förderschulen und
die berufskollegs, die in der Praxis überwiegend von
den landschaftsverbänden und den Kreisen getragen
werden.
im ergebnis sind die städte und gemeinden in der re-
gel träger sowohl der grundschulen als auch der wich-
tigsten weiterführenden schulen wie gymnasien, ge-
samtschulen, realschulen, sekundarschulen und
Hauptschulen. Öffentliche schulen sind gemäß § 6 
abs. 3 s. 1 schulg „nichtrechtsfähige anstalten des
schulträgers“. die inhaltliche reichweite der Pflichtauf-
gabe wird in § 79 schulg dahingehend umschrieben,
dass „die für einen ordnungsgemäßen unterricht er-

forderlichen schulanlagen, gebäude, einrichtungen
und lehrmittel bereitzustellen und zu unterhalten so-
wie das für die schulverwaltung notwendige Personal
[…] zur Verfügung zu stellen sind“. 

System der Schulfinanzierung die Kommunen
haben gemäß § 92 abs. 3 schulg auch die schulkosten
und damit die Personal- und sachkosten mit ausnah-
me der Personalkosten für lehrerinnen und lehrer 
sowie das pädagogische und sozialpädagogische Per-
sonal zu übernehmen. darunter fallen alle anstaltsbe-
zogenen aufwendungen, die aus der erfüllung von
Pflichtaufgaben des schulträgers entstehen. 
die norm wird hinsichtlich der sachkosten durch § 94
schulg konkretisiert. aufgrund dieser hergebrachten
gesetzlichen Konstruktion wird traditionell - unter Ver-
mengung der gesetzlichen regelungen auf der aufga-
benzuweisungs- und auf der Kostenebene - zwischen
„inneren“ und „äußeren“ schulangelegenheiten un-
terschieden, wobei dem land nrW die Verantwortung
für die „innere“ und den kommunalen schulträgern
die Verantwortung für die „äußere“ seite des schul-
wesens zugeschrieben wird: es besteht eine „staat-
lich-kommunale Verantwortungsgemeinschaft“ im
schulbereich. 

Neuartige Herausforderungen allerdings ist die
jüngere Vergangenheit geprägt gewesen von einer

Die Trägerschaft der öffentlichen Schulen gehört zu den ältesten und wichtigsten
Pflichtaufgaben der Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen 

Kommunen als Schulträger - 
beste Bildungschancen schaffen

Dr. Jan Fallack ist 
referent für schule,
Kultur und sport
beim städte- und
gemeindebund
nrW

DER AUTOR

Als Schulträger 
tragen die Kommu-

nen vor Ort die 
Verantwortung für

die Bildung von 
Kindern und 

Jugendlichen
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weitreichenden erosion der Zuständigkeitsabgren-
zungen zunächst auf der aufgaben- und in der fol-
ge auch auf der Kostenebene. die ursachen dieser
entwicklung sind vielfältig. sie ist in der Hauptsa-
che zurückzuführen auf einen gravierenden Wandel
der gesellschaftlichen rahmenbedingungen, der
geänderte Vorstellungen von den aufgaben und
Zielen des staatlichen schulwesens mit sich ge-
bracht hat. 
War die schule noch vor nicht allzu langer Zeit in
der Hauptsache ein ort der erziehung und des ler-
nens, lassen sich die vielfältigen erwartungshaltun-
gen, mit denen sie sich heute konfrontiert sieht,
kaum noch innerhalb weniger Zeilen beschreiben.
integration, inklusion, ganztagsbetreuung und di-
gitalisierung als sogenannte generalien bringen die
systeme an die grenzen ihrer belastbarkeit. 
dabei übt sich der landesgesetzgeber in auffälliger
Zurückhaltung bei der Zuweisung neuer Pflichtauf-
gaben an die kommunalen schulträger. Hinter-
grund dieser merkwürdigen enthaltsamkeit ist das
sogenannte Konnexitätsprinzip aus art. 78 abs. 3
der landesverfassung: der landesgesetzgeber darf
den kommunalen selbstverwaltungsträgern seit
anfang des Jahrtausends neue Pflichtaufgaben nur
noch bei gleichzeitiger Kostenerstattung zuweisen.
diese regelung schützt die Kommunen zwar einer-
seits vor dem „finanziellen ausbluten“, sorgt aber
andererseits für einen weitgehenden stillstand der
schulträgerbezogenen gesetzgebung. 

Digitalisierung des Unterrichts die digitalisie-
rung des unterrichts bildet einen sonderfall selbst
unter den im allgemeinen schon herausfordernden
„generalien“. Keine andere entwicklung findet im
schulbereich derzeit so viel aufmerksamkeit wie
das digitale lehren und lernen. die CoVid-19-Pan-
demie und die mit ihr verbundenen schulschlie-
ßungen haben diesen trend noch erheblich ver-
stärkt. die kommunalen schulträger erfüllt dabei
vor allem das thema „dauerkosten für administra-
tion und support“ mit sorge.
die arbeitsgemeinschaft der kommunalen spitzen-
verbände in nordrhein-Westfalen hat sich zu dem
Problemkomplex mehrfach öffentlich geäußert,
wie etwa der landtags-stellungnahme 17/1392 vom
26. märz 2019 sowie dem zugehörigen anhörungs-
protokoll vom 3. april 2019 auf den seiten 6 bis 29
zu entnehmen ist. die wichtigste erkenntnis aus
diesen befassungen ist, dass die digitalisierung des
unterrichts - anders als die digitalisierung der
schulverwaltung - in nrW gerade nicht zu den
Pflichtaufgaben der kommunalen schulträger ge-
hört. 
denn der in § 79 schulg nachträglich eingefügte
und zudem in der bedeutung unklare Zusatz „und
eine am allgemeinen stand der technik und infor-
mationstechnologie orientierte sachausstattung“

ist aufgrund einer Verletzung des Konnexitätsprin-
zips verfassungswidrig, da keine Kostenerstattung
erfolgt ist. Wenn die städte und gemeinden also
zum beispiel digitale endgeräte für das lehrperso-
nal oder die schülerinnen und schüler beschaffen,
tun sie dies im rahmen der freiwilligen selbstver-
waltung. 

Neuausrichtung der Schulfinanzierung der
einzige realistische ausweg aus der bestehenden si-
tuation ist eine neuordnung des systems der schul-
finanzierung. das Präsidium des städte- und ge-
meindebundes nrW (stbg nrW) hat diesbezüglich
zuletzt im Juni 2020 wegweisende beschlüsse ge-
fasst. danach soll die nicht mehr zeitgemäße tren-
nung von „inneren“ und „äußeren“ schulangelegen-
heiten überwunden und die zur ordnungsgemäßen
weiteren erfüllung der schulträgeraufgaben unum-
gängliche Verbreiterung der finanzierungsbasis im Zu-
ge der mit auslaufen des schulkonsenses im Jahr 2023
zu erwartenden Änderungen des rechtsrahmens auf
den Weg gebracht werden, zum beispiel durch aufle-
gung eines sondervermögens „schuldigitalisierung“.
die staatlich-kommunale Verantwortungsgemein-
schaft würde damit ein neues fundament erhalten,
mit dem sie die Konflikte der Vergangenheit endgültig
hinter sich lassen könnte. ◼

i Service
Kommunal agentur nrW und KoPart eg unter-
stützen städte und gemeinden im bereich
schule bei der ausschreibung von: 

• digitalen endgeräten
• schulmöbeln 
• Verpflegungsleistungen
• reinigungsleistungen in schulgebäuden
• Planungsleistungen für sanierung, umbau

oder neubau

Für die Ausstattung
der Schulen mit digi-
talen Endgeräten,
schnellen WLAN-Net-
zen und IT-Fachkom-
petenz benötigen die
Kommunen Geld
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Über einen mangel an aufgaben können sich
die städte und gemeinden wahrlich nicht be-
klagen. ihren Wirkungskreis legt § 2 der ge-

meindeordnung nrW (go nrW) fest: „die gemein-
den sind in ihrem gebiet, soweit die gesetze nicht
ausdrücklich etwas anderes bestimmen, ausschließ-
liche und eigenverantwortliche träger der öffentli-
chen Verwaltung.“ letztlich ist dies nur eine Konkre-
tisierung des art. 28 abs. 2 grundgesetz, wonach den
gemeinden das recht gewährleistet sein muss, alle
angelegenheiten der örtlichen gemeinschaft im
rahmen der gesetze in eigener Verantwortung zu
regeln.

Freiwillig - oder doch nicht? Während die kom-
munalen Handlungsspielräume in vielen bereichen
durch relativ enge gesetzliche Vorgaben einge-
schränkt werden, zählen die bereiche Kultur und
sport zu den sogenannten freiwilligen selbstverwal-
tungsaufgaben, in denen die Kommunen weitge-
hende freiheiten genießen, wie die Ziele der lokalen
Politik definiert werden und mit welchen instrumen-
ten sie umgesetzt werden.
allerdings reicht die freiheit dann auch nicht ganz
so weit, wie es der begriff „freiwillige selbstverwal-
tungsaufgaben“ suggeriert. art. 18 der landesverfas-
sung nrW (lV nrW) stellt zumindest sicher, dass die
gemeinden Kultur and sport als aufgaben wahrneh-
men, die man nicht schlicht sich selbst überlässt,
sondern derer man sich aktiv anzunehmen hat.
Wörtlich heißt es dort:

(1) Kultur, Kunst und Wissenschaft sind durch land
und gemeinden zu pflegen und zu fördern.

(2) die denkmäler der Kunst, der geschichte und der
Kultur, die landschaft und naturdenkmale stehen
unter dem schutz des landes, der gemeinden und
gemeindeverbände.

(3) sport ist durch land und gemeinden zu pflegen
und zu fördern.

durch art. 18 lV nrW wird die bedeutung beider be-
reiche hervorgehoben. bezogen auf die Kultur bringt
die Vorschrift einen in der gestaltung offenen, um-
fassenden Kulturauftrag zum ausdruck, der pro-
grammatisch, legislativ, organisatorisch und finan-
ziell zu erfüllen ist. damit schützt sie auch die Kultur
vor einseitigen mittelkürzungen in Zeiten von Haus-
haltsnotlagen zugunsten anderer, vorab gesetzlich
oder politisch festgelegter Zwecke.
der sport wird seiner überragenden bedeutung als
mittel der freizeitgestaltung und der gesundheits-
vorsorge für den einzelnen und für die gesellschaft
gestärkt. sport und freizeit sind in der heutigen ge-
sellschaft wichtige standortfaktoren und leisten ei-
nen wesentlichen beitrag zur lebensqualität in den
städten und gemeinden. ohne individualrechte zu
begründen, normiert art. 18 abs. 3 lV die bestandser-
haltung und entwicklung der für die ausübung von
sport notwendigen, grundständigen infrastruktur als
aufgabe des landes und der gemeinden. 
der begriff sport umfasst den individual-, schul- und
Vereinssport einschließlich des Hochleistungssports,

Als freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben bieten die Bereiche Kultur und Sport
den Städten und Gemeinden große Gestaltungsmöglichkeiten 

Kultur und Sport - kaum Vorgaben
und dennoch wichtig

Claus Hamacher ist
beigeordneter für
finanzen, schule,
Kultur und sport
beim städte- und
gemeindebund
nrW

DER AUTOR

Bei „Kids in Action“
können Kinder kos-

tenfrei verschiedene
Sportarten testen
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während der Wirtschaftsfaktor berufssport ausge-
schlossen ist. sportförderung kann durch schaffung
von rechtsgrundlagen oder sporteinrichtungen oder
durch Zuwendungen erfolgen. art. 18 abs. 3 lV nrW
begründet aber weder ansprüche interessierter noch
Pflichtaufgaben der gemeinden.

Individuelle Konzepte Verglichen mit anderen
aufgaben, die aufgrund der detaillierten gesetzlichen
Vorgaben teilweise kaum noch echte entscheidungs-
möglichkeiten auf den lokalen ebene zulassen, ist die
gestaltungsfreiheit in den bereichen Kultur und sport
ausgesprochen groß. insofern sind es aber auch be-
sonders spannende und dankbare aufgaben für die
Kommunalpolitik, weil es nicht nur um die abarbei-
tung gesetzlicher Vorgaben geht, sondern um die er-
arbeitung und umsetzung individueller Konzepte zur
Versorgung der eigenen bevölkerung mit einer attrak-
tiven infrastruktur und bedarfsgerechten angeboten.
Kommunale Kulturpolitik umfasst viele aspekte. in
manchen bereichen treten die Kommunen selbst als
anbieter auf. dies betrifft zum beispiel kommunale
bibliotheken, archive, museen - insbesondere stadt-
geschichtsmuseen, freilichtmuseen und andere mu-
seen mit themen besonderer bedeutung für die
Kommune - und ausstellungshäuser, aber auch or-
chester, theater sowie musik- und Kunstschulen. die
kommunalen Volkshochschulen haben schnittmen-
gen nicht nur zum bildungs-, sondern auch zum Kul-
turbereich.
in anderen bereichen setzen die städte und gemein-
den lediglich die rahmenbedingungen, unter denen
gesellschaftliche gruppen wie Kulturvereine, Künst-
lerinnen und Künstler sowie andere Kulturschaffende
agieren können. durch allgemeine Kulturförderung
können freie träger und private initiativen im bereich
Kultur unterstützt werden, beispielsweise bei der
durchführung von festivals und stadtfesten.
auch die kommunale sportpolitik wirkt in erster linie
unterstützend, indem beispielsweise sportanlagen
geschaffen und sporttreibenden zur entgeltlichen
oder kostenlosen nutzung überlassen werden. dabei
müssen die Kommunen das geänderte sportverhal-
ten der menschen im blick behalten. nur noch ein
drittel der aktivitäten finden in sportvereinen statt,
zwei drittel dagegen individuell und unorganisiert.
Über 50 Prozent der aktiven menschen nutzen den öf-
fentlichen raum, wie etwa Parks, grünanlagen, Wege,
Plätze und freiflächen, für ihre aktivitäten.
auch der demografische Wandel hat auswirkungen
auf das bewegungsverhalten. Kinder und Jugendliche
interessieren sich neben den mannschaftssportarten
etwa für trendsportarten wie Parkour, Crossgolf oder
slackline, während für ältere menschen fitness, rad-
fahren, Wandern oder schwimmen im Vordergrund
stehen. Vorausschauende und nachhaltige stadtpla-
nung berücksichtigt diese Wünsche der einwohnerin-
nen und einwohner.

Vernetzung mit anderen Bereichen eine wich-
tige aufgabe der Kommunen und der Kommunalpo-
litik besteht auch darin, die ehrenamtlichen struktu-
ren in der Kultur und im sport zu stärken und zu
unterstützen, beispielsweise durch eine beratung bei
der inanspruchnahme von förderprogrammen oder
in sonstigen Verwaltungsverfahren.
eine intelligente kommunale Kultur- und sportpolitik
betrachtet die bereiche nicht nur isoliert, sondern
sieht auch die vielfältigen Verflechtungen mit ande-
ren Politikbereichen. sowohl der sport als auch die
Kultur und insbesondere die kulturelle bildung kön-
nen beispielsweise erhebliche beiträge zu einer er-
folgreichen sozial- und integrationspolitik oder auch
gesundheitspolitik leisten. auch mit der Kinder- und
Jugendpolitik und der schulischen bildung gibt es
große schnittmengen, beispielsweise über die ein-
bindung in den offenen ganztag.
die Kommunalpolitik ist deshalb gut beraten, die
handelnden Personen miteinander zu vernetzen und
diese netzwerke auch institutionell zu stärken. teil-
weise kann auch auf vorhandene strukturen zurück-
gegriffen werden wie zum beispiel stadtsportbünde.
ein weiterer gesichtspunkt kommunaler Kultur- und
sportpolitik ist die interkommunale Zusammenar-
beit, die zu einer ressourcenschonenden erweiterung
der eigenen angebote führen kann.

Ausblick gerade im bereich der Kultur könnte im kom-
menden Jahr eine art Paradigmenwechsel erfolgen,
was den grad gesetzlicher regelungen angeht. das zu-
ständige ministerium für Kultur und Wissenschaft ar-
beitet derzeit am entwurf für ein Kulturgesetzbuch,
das die zersplitterten kulturpolitischen regelungsin-
halte des landes nrW künftig zusammenfassen, kon-
solidieren und harmonisieren soll. gleichzeitig sollen
aber auch neue regelungen enthalten sein wie ein mu-
sikschulgesetz oder ein bibliotheksgesetz. Hier bleiben
die genauen inhalte abzuwarten vor einer bewertung,
ob das mehr an regelungen mit dem grundanliegen
kommunaler selbstverwaltung in einklang steht. ◼

Erst kürzlich gewann
das Saxophonquar-
tett der Musikschule
der Stadt Rheine 
den Sparkassen -
Nachwuchspreis 
Kultur 
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Besetzung der Räte in den Städten
und Gemeinden von NRW
Angaben ohne Gewähr - Quelle: wahlergebnisse.nrw

Bestwig CDU 16 SPD 10

GRÜNE 2

Beverungen CDU 17 SPD 6

GRÜNE 5 FDP 2

Bielefeld CDU 18 SPD 16

GRÜNE 15 FDP 5

DIE LINKE 4 AfD 2

Die PARTEI 2 BIG 1

WGr 3

Billerbeck CDU 12 SPD 5

GRÜNE 6 FDP 2

FAMILIE 1

Blankenheim CDU 12 SPD 5

GRÜNE 2 FDP 3

WGr 4

Blomberg CDU 10 SPD 14

GRÜNE 6 FDP 2

WGr 2

Bocholt CDU 23 SPD 9

GRÜNE 6 FDP 2

DIE LINKE 2 AfD 1

WGr 5

Bochum CDU 18 SPD 29

GRÜNE 19 FDP 3

DIE LINKE 5 AfD 4

Die PARTEI 2 WGr 4

Bönen CDU 10 SPD 12

GRÜNE 5 FDP 2

DIE LINKE 1 WGr 2

Bonn CDU 17 SPD 10

GRÜNE 19 FDP 4

DIE LINKE 4 AfD 2

Die PARTEI 1 BIG 1

Volt 3 WGr 5

Borchen CDU 11 SPD 8

GRÜNE 4 FDP 2

AfD 1 WGr 2

Borgentreich CDU 11 SPD 7

GRÜNE 3 FDP 2

WGr 3

Borgholzhausen CDU 7 SPD 9

GRÜNE 5 FDP 3

WGr 6

Borken CDU 20 SPD 6

GRÜNE 5 FDP 2

AfD 1 WGr 4

Bornheim CDU 18 SPD 10

GRÜNE 11 FDP 3

DIE LINKE 1 WGr 7

Bottrop CDU 14 SPD 24

GRÜNE 8 FDP 2

DIE LINKE 2 AfD 4

ÖDP 2 DKP 2

Brakel CDU 17 SPD 5

GRÜNE 5 WGr 7

Breckerfeld CDU 15 SPD 5

GRÜNE 5 FDP 2

WGr 3

Brilon CDU 17 SPD 13

GRÜNE 3 FDP 2

DIE LINKE 1 WGr 2

Brüggen CDU 14 SPD 5

GRÜNE 6 FDP 2
WGr 7

Aachen CDU 14 SPD 11

GRÜNE 20 FDP 3

DIE LINKE 3 AfD 2

PIRATEN 1 Die PARTEI 1

Volt 2 WGR 1

Ahaus CDU 20 SPD 5

GRÜNE 5 FDP 2

WGr 10

Ahlen CDU 18 SPD 13

GRÜNE 4 FDP 2

DIE LINKE 1 WGr 6

Aldenhoven CDU 10 SPD 9

GRÜNE 2 FDP 1

DIE LINKE 1 WGr 3

Alfter CDU 16 SPD 5

GRÜNE 10 FDP 2

WGr 7

Alpen CDU 17 SPD 5

GRÜNE 6 FDP 3

PIRATEN 1

Alsdorf CDU 10 SPD 19

GRÜNE 4 FDP 1

AfD 4

Altena (Westf.) CDU 15 SPD 7

GRÜNE 6 FDP 1

DIE LINKE 1 WGr 2

Altenbeken CDU 15 SPD 7

GRÜNE 4 FDP 1

WGr 1

Altenberge CDU 9 SPD 4

GRÜNE 9 FDP 4

Anröchte CDU 14 SPD 6

GRÜNE 4 FDP 2

Arnsberg CDU 20 SPD 15

GRÜNE 7 FDP 4

DIE LINKE 1 AfD 2

WGr 1

Ascheberg CDU 15 SPD 5

GRÜNE 4 FDP 2

WGr 4

Attendorn CDU 15 SPD 16

GRÜNE 3 FDP 2

WGr 2

Augustdorf CDU 13 SPD 8

FDP 1 AUFBRUCH C 1

WGr 3

Bad Berleburg CDU 15 SPD 9

GRÜNE 2 FDP 1

DIE LINKE 1 AfD 2

WGr 2

Bad Driburg CDU 15 SPD 6

GRÜNE 6 FDP 2

AfD 2 ÖDP 2

WGr 1

Bad Honnef CDU 10 SPD 6

GRÜNE 9 FDP 2

WGr 5

Bad Laasphe CDU 9 SPD 10

GRÜNE 3 FDP 7

Die PARTEI 3

Bad Lippspringe CDU 15 SPD 6

GRÜNE 5 FDP 2

DIE LINKE 2 WGr 8

Bad Münstereifel CDU 12 SPD 7

GRÜNE 4 FDP 3

DIE LINKE 1 WGr 4

EBw 1

Bad Oeynhausen CDU 19 SPD 13

GRÜNE 10 FDP 3

DIE LINKE 2 AfD 3

WGr 4

Bad Salzuflen CDU 21 SPD 16

GRÜNE 12 FDP 4

DIE LINKE 1 AfD 3

AUFBRUCH C 1 WGr 3

EBw 1

Bad Sassendorf CDU 14 SPD 6

GRÜNE 4 FDP 3

WGr 3

Bad Wünnenberg CDU 18 SPD 7

GRÜNE 4 FDP 3

Baesweiler CDU 24 SPD 8

GRÜNE 4 FDP 1

DIE LINKE 1

Balve CDU 19 SPD 5

WGr 8

Barntrup CDU 13 SPD 7

GRÜNE 4 FDP 2

WGr 2

Beckum CDU 14 SPD 12

GRÜNE 7 FDP 2

WGr 3

Bedburg CDU 12 SPD 15

GRÜNE 3 FDP 1

WGr 5

Bedburg-Hau CDU 13 SPD 6

GRÜNE 5 FDP 2

Beelen CDU 6 SPD 2

GRÜNE 4 FDP 3

WGr 7

Bergheim CDU 22 SPD 9

GRÜNE 6 FDP 3

DIE LINKE 1 AfD 3

WGr 2

Bergisch Gladbach CDU 20 SPD 10

GRÜNE 16 FDP 3

AfD 3 WGr 4

Bergkamen CDU 14 SPD 21

GRÜNE 8 FDP 2

DIE LINKE 2 WGr 3

Bergneustadt CDU 13 SPD 10

GRÜNE 3 FDP 2

WGr 6
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Düren CDU 17 SPD 15

GRÜNE 9 FDP 2

DIE LINKE 1 AfD 4

PIRATEN 1 EBw 1

WGr 2

Düsseldorf CDU 30 SPD 16

GRÜNE 22 FDP 8

DIE LINKE 4 AfD 3

Die PARTEI 2 Tierschutz hier! 1

Volt 2 WGr 2

Duisburg CDU 22 SPD 32

GRÜNE 19 FDP 3

DIE LINKE 6 AfD 10

Die PARTEI 1 WGr 9

Eitorf CDU 13 SPD 10

GRÜNE 4 FDP 4

DIE LINKE 1 WGr 4

Elsdorf CDU 16 SPD 10

GRÜNE 3 FDP 3

WGr 4

Emmerich am Rhein CDU 15 SPD 11

GRÜNE 4 FDP 1

AfD 1 WGr 4

Emsdetten CDU 11 SPD 8

GRÜNE 12 FDP 1

DIE LINKE 2 WGr 6

Engelskirchen CDU 11 SPD 13

GRÜNE 6 FDP 2

Enger CDU 12 SPD 11

GRÜNE 8 FDP 3

Ennepetal CDU 11 SPD 11

GRÜNE 7 FDP 3

DIE LINKE 2 WGr 2

Ennigerloh CDU 13 SPD 9

FDP 2 WGr 8

Ense CDU 12 SPD 6

GRÜNE 3 FDP 2

WGr 3

Erftstadt CDU 17 SPD 9

GRÜNE 8 FDP 5

DIE LINKE 2 WGr 3

Erkelenz CDU 21 SPD 5

GRÜNE 14 FDP 3

DIE LINKE 1 WGr 6

Erkrath CDU 18 SPD 8

GRÜNE 10 FDP 2

DIE LINKE 2 AfD 2
WGr 6

Erndtebrück CDU 6 SPD 10

FDP 3 WGr 3

Erwitte CDU 14 SPD 7

GRÜNE 4 FDP 7

WGr 2

Eschweiler CDU 14 SPD 23

GRÜNE 4 FDP 2

DIE LINKE 1 AfD 2

WGr 4

Eslohe CDU 21 SPD 7

FDP 4

Espelkamp CDU 19 SPD 8

GRÜNE 4 FDP 2

AfD 2 WGr 3

Brühl CDU 14 SPD 13

GRÜNE 11 FDP 2

DIE LINKE 1 AfD 2

PIRATEN 1

Bünde CDU 15 SPD 14

GRÜNE 9 FDP 2

DIE LINKE 2 AfD 3

WGr 3

Büren CDU 20 SPD 7

GRÜNE 4 FDP 3

WGr 4

Burbach CDU 17 SPD 8

GRÜNE 3 FDP 1

WGr 3

Burscheid CDU 14 SPD 7

GRÜNE 7 FDP 2

WGr 10

Castrop-Rauxel CDU 14 SPD 20

GRÜNE 8 FDP 2

DIE LINKE 2 Die PARTEI 2

WGr 4

Coesfeld CDU 18 SPD 7

GRÜNE 9 FDP 2

FAMILIE 1 WGr 9

Dahlem CDU 11 SPD 4

GRÜNE 2 FDP 2

EBw 1

Datteln CDU 12 SPD 16

GRÜNE 6 FDP 2

DIE LINKE 2 Die PARTEI 1/WGr 3

Delbrück CDU 23 SPD 3

GRÜNE 4 FDP 2

DIE LINKE 1 WGr 5

Detmold CDU 12 SPD 16

GRÜNE 9 FDP 2

DIE LINKE 1 AfD 2

Die PARTEI 1 AUFBRUCH C 2

WGr 1

Dinslaken CDU 14 SPD 18

GRÜNE 12 FDP 3

DIE LINKE 4 Die PARTEI 3

WGr 8

Dörentrup CDU 13 SPD 7

GRÜNE 6 FDP 2

Dormagen CDU 12 SPD 18

GRÜNE 6 FDP 2

ZENTRUM 3 WGr 2

Dorsten CDU 23 SPD 8

GRÜNE 6 FDP 1

DIE LINKE 1 AfD 3

Die PARTEI 2

Dortmund CDU 20 SPD 27

GRÜNE 22 FDP 3

DIE LINKE 5 AfD 5

PIRATEN 1 Die PARTEI 3

Tierschutzpartei 1 DIE RECHTE 1

WGr 2

Drensteinfurt CDU 17 SPD 6

GRÜNE 6 FDP 3

Drolshagen CDU 14 SPD 4

WGr 8

Dülmen CDU 23 SPD 10

GRÜNE 7 FDP 3
DIE LINKE 1

Essen CDU 30 SPD 21

GRÜNE 16 FDP 3

DIE LINKE 3 AfD 6

Die PARTEI 2 Tierschutzpartei 2

WGr 3

Euskirchen CDU 21 SPD 13

GRÜNE 10 FDP 5

DIE LINKE 2 AfD 4

WGr 3

Everswinkel CDU 14 SPD 4

GRÜNE 5 FDP 3

Extertal CDU 5 SPD 4

GRÜNE 2 FDP 4

WGr 13

Finnentrop CDU 22 SPD 6

WGr 6

Frechen CDU 19 SPD 12

GRÜNE 9 FDP 3

DIE LINKE 2 AfD 2

PIRATEN 1 WGr 4

Freudenberg CDU 11 SPD 14

GRÜNE 6 FDP 3

Fröndenberg CDU 10 SPD 11

GRÜNE 6 FDP 1

DIE LINKE 1 WGr 5

Gangelt CDU 21 SPD 4

FDP 1 Die PARTEI 2

WGr 4

Geilenkirchen CDU 17 SPD 5

GRÜNE 7 FDP 2

DIE LINKE 1 WGr 6

Geldern CDU 20 SPD 9

GRÜNE 6 FDP 3

DIE LINKE 1 AfD 1

WGr 2

Gelsenkirchen CDU 20 SPD 31

GRÜNE 11 FDP 4

DIE LINKE 3 AfD 11

Die PARTEI 2 Tierschutz hier! 2

WGr 4

Gescher CDU 13 SPD 7

GRÜNE 7 FDP 3

WGr 8

Geseke CDU 18 SPD 6

GRÜNE 5 FDP 2

WGr 5

Gevelsberg CDU 6 SPD 27

GRÜNE 5 FDP 1

DIE LINKE 1 AfD 2

Gladbeck CDU 14 SPD 19

GRÜNE 7 FDP 2

DIE LINKE 2 AfD 5

BIG 1 DKP 1

WGr 1

Goch CDU 14 SPD 4

GRÜNE 5 FDP 2

AfD 2 WGr 13

Grefrath CDU 14 SPD 5

GRÜNE 5 FDP 2

AfD 1 WGr 5

Greven CDU 18 SPD 11

GRÜNE 9 FDP 2

DIE LINKE 2 WGr 6
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Hellenthal CDU 11 SPD 9

GRÜNE 2 FDP 2

WGr 2

Hemer CDU 20 SPD 9

FDP 3 DIE LINKE 2

AfD 1 WGr 13

Hennef (Sieg) CDU 19 SPD 13

GRÜNE 8 F DP 3

DIE LINKE 2 WGr 3

Herdecke CDU 11 SPD 12

GRÜNE 7 FDP 3

DIE LINKE 1 AfD 2

Die PARTEI 1

Herford CDU 15 SPD 14

GRÜNE 7 FDP 2

DIE LINKE 2 WGr 4

Herne CDU 12 SPD 28

GRÜNE 10 FDP 2

DIE LINKE 3 AfD 5

PIRATEN 1 WGr 1

Herscheid CDU 8 SPD 5

GRÜNE 3 FDP 2

WGr 4

Herten CDU 12 SPD 14

GRÜNE 7 FDP 2

DIE LINKE 2 AfD 4

FAMILIE 1 WGr 12

Herzebrock-Clarholz CDU 14 SPD 3

GRÜNE 8 F DP 2

WGr 7

Herzogenrath CDU 14 SPD 18

GRÜNE 8 FDP 4

DIE LINKE 1 WGr 3

Hiddenhausen CDU 10 SPD 14

GRÜNE 5 FDP 1

WGr 2

Hilchenbach CDU 8 SPD 12

GRÜNE 3 FDP 2

DIE LINKE 1 EBw 1

WGr 5

Hilden CDU 22 SPD 15

GRÜNE 13 FDP 4

DIE LINKE 1 AfD 4

WGr 5

Hille CDU 11 SPD 10

GRÜNE 4 FDP 2

AfD 1 WGr 2

Holzwickede CDU 7 SPD 9

GRÜNE 5 FDP 2

Die PARTEI 2 WGr 7

Hopsten CDU 12 SPD 4

GRÜNE 2 FDP 2

WGr 2

Horn-Bad Meinberg CDU 10 SPD 11

GRÜNE 5 FDP 1

DIE LINKE 1 AfD 2

WGr 2

Hörstel CDU 15 SPD 11

GRÜNE 5 FDP 1

WGr 2

Horstmar CDU 13 SPD 5

GRÜNE 4

Hövelhof CDU 20 SPD 4

GRÜNE 6 FDP 4

Höxter CDU 17 SPD 8

GRÜNE 4 FDP 2

DIE LINKE 1 AfD 1

WGr 9

Hückelhoven CDU 26 SPD 6

GRÜNE 7 FDP 2

DIE LINKE 1 NPD 1

WGr 1

Hückeswagen CDU 14 SPD 8

GRÜNE 9 FDP 3

AfD 2 Die PARTEI 1

WGr 5

Hüllhorst CDU 14 SPD 10

GRÜNE 4 FDP 1

AfD 1 WGr 2

Hünxe CDU 8 SPD 8

GRÜNE 4 FDP 3

WGr 3

Hürtgenwald CDU 10 SPD 6

GRÜNE 4 FDP 3

WGr 7

Hürth CDU 22 SPD 11

GRÜNE 10 FDP 1

DIE LINKE 1 AfD 2

WGr 1

Ibbenbüren CDU 14 SPD 17

GRÜNE 6 FDP 2

DIE LINKE 2 WGr 3

Inden CDU 8 SPD 6

GRÜNE 3 WGr 9

Iserlohn CDU 24 SPD 13

GRÜNE 8 FDP 3

DIE LINKE 5 AfD 4

WGr 11

Isselburg CDU 12 SPD 5

GRÜNE 4 FDP 5

Issum CDU 16 SPD 7

GRÜNE 7 FDP 2

WGr 2

Jüchen CDU 19 SPD 8

GRÜNE 6 FDP 5

AfD 2 WGr 4

Jülich CDU 14 SPD 7

GRÜNE 6 FDP 2

WGr 9

Kaarst CDU 19  SPD 6

GRÜNE 13 FDP 7

DIE LINKE 1 AfD 2

WGr 4

Kalkar CDU 10 SPD 3

GRÜNE 4 FDP 1

WGr 14

Kall CDU 7 SPD 9

GRÜNE 3 FDP 6

DIE LINKE 1 AfD 2

Kalletal CDU 11 SPD 13

GRÜNE 4 WGr 4

Kamen CDU 13 SPD 21

GRÜNE 9 FDP 2

DIE LINKE 2 AfD 1

WGr 2

Kamp-Lintfort CDU 9 SPD 24

GRÜNE 5 FDP 2

DIE LINKE 2 WGr 2

Grevenbroich CDU 15 SPD 16

GRÜNE 6 FDP 4

DIE LINKE 1 AfD 1

WGr 7

Gronau (Westf.) CDU 16 SPD 9

GRÜNE 4 FDP 3

DIE LINKE 1 AfD 1

WGr 12

Gütersloh CDU 17 SPD 11

GRÜNE 14 FDP 2

DIE LINKE 1 AfD 3

WGr 8

Gummersbach CDU 21 SPD 11

GRÜNE 6 FDP 3

DIE LINKE 2 AfD 3

Haan CDU 11 SPD 8

FDP 2 AfD 1

WGr 12

Hagen CDU 14 SPD 13

GRÜNE 7 FDP 2

DIE LINKE 2 AfD 5

Die PARTEI 1 WGr 8

Halle (Westf.) CDU 14 SPD 9

GRÜNE 10 FDP 1

WGr 4

Hallenberg CDU 10 FDP 9

WGr 1

Haltern am See CDU 18 SPD 9

GRÜNE 9 FDP 3

WGr 5

Halver CDU 9 SPD 13

GRÜNE 5 FDP 3

WGr 4

Hamm CDU 19 SPD 22

GRÜNE 7 FDP 3

DIE LINKE 2 AfD 3

WGr 2

Hamminkeln CDU 14 SPD 8

GRÜNE 6 FDP 3

WGr 7

Harsewinkel CDU 14 SPD 9

GRÜNE 5 FDP 3

AfD 1

Hattingen CDU 15 SPD 16

GRÜNE 11 FDP 3

Die PARTEI 3

Havixbeck CDU 10 SPD 6

GRÜNE 8 FDP 2

Heek CDU 11 SPD 6

WGr 11

Heiden CDU 14 SPD 6

GRÜNE 4 WGr 2

Heiligenhaus CDU 13 SPD 6

GRÜNE 6 FDP 3

DIE LINKE 1 AfD 2

WGr 3

Heimbach CDU 9 SPD 5

GRÜNE 1 FDP 2

AfD 1 WGr 2

Heinsberg CDU 25 SPD 7

GRÜNE 6 FDP 2

AfD 2 WGr 2
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Kempen CDU 20 SPD 9

GRÜNE 11 FDP 4

DIE LINKE 1 AfD 1

WGr 4

Kerken CDU 14 SPD 5

GRÜNE 5 AfD 1

WGr 5

Kerpen CDU 17 SPD 12

GRÜNE 8 FDP 2

DIE LINKE 2 AfD 2

PIRATEN 1 WGr 2

Kevelaer CDU 17 SPD 7

GRÜNE 7 FDP 4

WGr 5

Kierspe CDU 10 SPD 8

GRÜNE 4 FDP 2

WGr 10

Kirchhundem CDU 15 SPD 4

GRÜNE 3 WGr 4

Kirchlengern CDU 14 SPD 11

GRÜNE 6 FDP 1

WGr 2

Kleve CDU 21 SPD 10

GRÜNE 12 FDP 4

AfD 2 WGr 5

Köln CDU 19 SPD 19

GRÜNE 26 FDP 5

DIE LINKE 6 AfD 4

Volt 4 WGr 5

Königswinter CDU 17 SPD 8

GRÜNE 8 FDP 2

DIE LINKE 2 AfD 2

WGr 13

Korschenbroich CDU 19 SPD 7

GRÜNE 9 FDP 3

DIE LINKE 1 ZENTRUM 1

WGr 2

Kranenburg CDU 11 SPD 7

GRÜNE 5 FDP 2

WGr 3

Krefeld CDU 17 SPD 17

GRÜNE 12 FDP 3

DIE LINKE 2 AfD 3

Die PARTEI 1 WGr 3

Kreuzau CDU 17 SPD 11

GRÜNE 7 FDP 3

Kreuztal CDU 12 SPD 17

GRÜNE 7 FDP 3

WGr 3

Kürten CDU 16 SPD 6

GRÜNE 8 FDP 5

AfD 1 WGr 6

Ladbergen CDU 8 SPD 7

GRÜNE 5 FDP 2

Laer CDU 11 SPD 3

GRÜNE 4 FDP 2

Lage CDU 11 SPD 11

GRÜNE 8 FDP 3

AfD 3 AUFBRUCH C 2

WGr 2

Langenberg CDU 12 SPD 2

GRÜNE 3 FDP 1

WGr 8

Langenfeld (Rhld.) CDU 22 SPD 5

GRÜNE 9 FDP 2

WGr 12

Langerwehe CDU 9 SPD 10

GRÜNE 4 FDP 3

Legden CDU 10 SPD 5

WGr 5

Leichlingen (Rhld.) CDU 11 SPD 10

GRÜNE 5 FDP 1

DIE LINKE 1 AfD 1

WGr 3

Lemgo CDU 14 SPD 12

GRÜNE 9 FDP 3

DIE LINKE 1 AfD 2

AUFBRUCH C 1 WGr 6

Lengerich CDU 11 SPD 11

GRÜNE 8 FDP 2

Lennestadt CDU 18 SPD 12

GRÜNE 5 DIE LINKE 1

WGr 2

Leopoldshöhe CDU 12 SPD 14

GRÜNE 6 FDP 4

Leverkusen CDU 14 SPD 13

GRÜNE 9 FDP 3

DIE LINKE 2 AfD 3

WGr 8

Lichtenau CDU 13 SPD 8

GRÜNE 3 FDP 2

Lienen CDU 11 SPD 7

FDP 2 WGr 6

Lindlar CDU 16 SPD 10

GRÜNE 8 FDP 2

Linnich CDU 10 SPD 9

GRÜNE 3 FDP 2

WGr 8

Lippetal CDU 14 SPD 6

GRÜNE 5 FDP 3

WGr 2

Lippstadt CDU 22 SPD 16

GRÜNE 10 FDP 4

DIE LINKE 2 AfD 3

WGr 5

Löhne CDU 12 SPD 22

GRÜNE 7 FDP 1

DIE LINKE 2 WGr 4

Lohmar CDU 16 SPD 5

GRÜNE 14 FDP 2

Volksabstimmung 1WGr 2

Lotte CDU 9 SPD 12

GRÜNE 5

Lübbecke CDU 11 SPD 14

GRÜNE 6 FDP 2

DIE LINKE 1 WGr 4

Lüdenscheid CDU 17 SPD 16

GRÜNE 5 FDP 3

DIE LINKE 2 NPD 1

ÖDP 1 WGr 1

Lüdinghausen CDU 17 SPD 5

GRÜNE 8 FDP 3

WGr 1

Lügde CDU 8 SPD 12

WGr 6

Lünen CDU 12 SPD 19

GRÜNE 8 FDP 2

DIE LINKE 2 AfD 4

WGr 9

Marienheide CDU 13 SPD 6

GRÜNE 4 FDP 2

DIE LINKE 1 WGr 4

Marienmünster CDU 8 SPD 3

GRÜNE 4 WGr 5

Marl CDU 12 SPD 16

GRÜNE 4 FDP 2

DIE LINKE 1 AfD 4

Die PARTEI 1 WGr 4

Marsberg CDU 14 SPD 12

GRÜNE 3 DIE LINKE 1

WGr 4

Mechernich CDU 16 SPD 7

GRÜNE 5 FDP 2

DIE LINKE 1 AfD 2

WGr 5

Meckenheim CDU 19 SPD 10

GRÜNE 7 FDP 2

WGr 8

Medebach CDU 17 SPD 3

FDP 2 WGr 4

Meerbusch CDU 25 SPD 9

GRÜNE 14 FDP 6

DIE LINKE 1 AfD 1

Die PARTEI 1 WGr 3

Meinerzhagen CDU 17 SPD 7

GRÜNE 5 FDP 3

WGr 4

Menden (Sauerland) CDU 22 SPD 11

GRÜNE 13 FDP 7

DIE LINKE 2 AfD 3

WGr 2

Merzenich CDU 14 SPD 7

GRÜNE 3 FDP 1

DIE LINKE 1

Meschede CDU 20 SPD 8

GRÜNE 3 FDP 2

WGr 5

Metelen CDU 8 SPD 5

GRÜNE 4 WGr 3

Mettingen CDU 8 SPD 12

GRÜNE 3 FDP 1

WGr 2

Mettmann CDU 18 SPD 9

GRÜNE 13 FDP 7

DIE LINKE 2 AfD 3

WGr 6

Minden CDU 15 SPD 21

GRÜNE 9 FDP 2

DIE LINKE 2 AfD 3

WGr 4

Moers CDU 17 SPD 16

GRÜNE 9 FDP 2

DIE LINKE 2 AfD 3

Die PARTEI 2 WGr 3

Möhnesee CDU 11 SPD 6

GRÜNE 5 FDP 2

WGr 6
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Mönchengladbach CDU 26 SPD 20

GRÜNE 16 FDP 4

DIE LINKE 3 AfD 5

Die PARTEI 2

Monheim am Rhein CDU 9 SPD 3

GRÜNE 4 FDP 1

PETO 23

Monschau CDU 14 SPD 3

GRÜNE 7 FDP 2

Morsbach CDU 9 SPD 5

GRÜNE 2 FDP 1

WGr 9

Much CDU 14 SPD 7

GRÜNE 7 FDP 3

Volksabstimmung 1

Mülheim a.d. Ruhr CDU 14 SPD 12

GRÜNE 13 FDP 3

DIE LINKE 1 AfD 4

Die PARTEI 2 WGr 5

Münster CDU 22 SPD 12

GRÜNE 20 FDP 3

DIE LINKE 3 AfD 1

Die PARTEI 1 ÖDP 1

Volt 2 WGr 1

Nachrodt- CDU 7 SPD 6
Wiblingwerde EBw 2 WGr 7

Netphen CDU 12 SPD 9

GRÜNE 4 FDP 2

WGr 7

Nettersheim CDU 11 SPD 3

FDP 1 WGr 5

Nettetal CDU 20 SPD 8

GRÜNE 11 FDP 4

AfD 2 WGr 5

Neuenkirchen CDU 13 SPD 7

GRÜNE 7 FDP 3

Neuenrade CDU 16 SPD 5

GRÜNE 3 FDP 4

WGr 4

Neukirchen-Vluyn CDU 14 SPD 12

GRÜNE 8 FDP 2

WGr 2

Neunkirchen CDU 10 SPD 10

GRÜNE 4 FDP 4

Neunkirchen- CDU 16 SPD 11
Seelscheid GRÜNE 9 FDP 2

Volksabstimmung 1 WGr 1

Neuss CDU 21 SPD 19

GRÜNE 8 FDP 2

DIE LINKE 2 AfD 2

Die PARTEI 1 Tierschutz hier! 1

WGr 2

Nideggen CDU 11 SPD 5

GRÜNE 5 FDP 2

WGr 7

Niederkassel CDU 18 SPD 9

GRÜNE 8 FDP 3

DIE LINKE 1 AfD 1

Niederkrüchten CDU 13 SPD 6

GRÜNE 9 FDP 3

DIE LINKE 1 WGr 2

Niederzier CDU 10 SPD 14

GRÜNE 2

Porta Westfalica CDU 11 SPD 11

GRÜNE 8 FDP 3

AfD 2 WGr 3

Preußisch Oldendorf CDU 11 SPD 9

GRÜNE 4 FDP 1

AfD 2 WGr 9

Pulheim CDU 23 SPD 15

GRÜNE 13 FDP 4

DIE LINKE 1 AfD 3

WGr 5

Radevormwald CDU 17 SPD 9

GRÜNE 7 FDP 3

AfD 3 WGr 9

Raesfeld CDU 14 SPD 3

GRÜNE 3 FDP 2

WGr 6

Rahden CDU 18 SPD 6

GRÜNE 4 FDP 3

AfD 2 WGr 1

Ratingen CDU 24 SPD 11

GRÜNE 14 FDP 4

AfD 3 Die PARTEI 2

WGr 12

Recke CDU 11 SPD 4

FDP 1 DIE LINKE 1

WGr 9

Recklinghausen CDU 21 SPD 14

GRÜNE 10 FDP 2

DIE LINKE 2 AfD 4

Die PARTEI 1 WGr 2

Rees CDU 15 SPD 9

GRÜNE 7 FDP 3

Reichshof CDU 16 SPD 5

GRÜNE 4 FDP 2

DIE LINKE 1 EBw 1

WGr 5

Reken CDU 18 SPD 2

GRÜNE 4 FDP 1

AfD 1 WGr 2

Remscheid CDU 17 SPD 20

GRÜNE 9 FDP 3

DIE LINKE 3 WGr 6

Rheda-Wiedenbrück CDU 17 SPD 6

GRÜNE 10 FDP 4

DIE LINKE 1 AfD 1

WGr 13

Rhede CDU 19 SPD 7

GRÜNE 8 FDP 4

Rheinbach CDU 14 SPD 9

GRÜNE 7 FDP 3

WGr 7

Rheinberg CDU 16 SPD 9

GRÜNE 13 FDP 4

DIE LINKE 1 AfD 3

Die PARTEI 2

Rheine CDU 23 SPD 10

GRÜNE 7 FDP 3

DIE LINKE 2 WGr 3

Rheurdt CDU 8 SPD 4

GRÜNE 5 FDP 3

WGr 2

Rietberg CDU 17 SPD 3
GRÜNE 4 FDP 2
WGr 12

Nieheim CDU 11 SPD 6

GRÜNE 2 FDP 1

WGr 4

Nörvenich CDU 15 SPD 5

GRÜNE 3 FDP 2

DIE LINKE 1

Nordkirchen CDU 13 SPD 7

GRÜNE 5 FDP 1

WGr 2

Nordwalde CDU 14 SPD 3

GRÜNE 4 FDP 2

WGr 3

Nottuln CDU 16 SPD 4

GRÜNE 6 FDP 2

WGr 4

Nümbrecht CDU 17 SPD 5

GRÜNE 6 FDP 2

DIE LINKE 1 WGr 5

Oberhausen CDU 19 SPD 19

GRÜNE 8 FDP 2

DIE LINKE 3 AfD 4

WGr 3

Ochtrup CDU 11 SPD 9

GRÜNE 3 FDP 2

WGr 9

Odenthal CDU 12 SPD 5

GRÜNE 12 FDP 3

Oelde CDU 15 SPD 8

GRÜNE 8 FDP 3

WGr 6

Oer-Erkenschwick CDU 14 SPD 11

GRÜNE 7 FDP 1

DIE LINKE 1 AfD 3

Die PARTEI 1 WGr 2

Oerlinghausen CDU 9 SPD 12

GRÜNE 8 FDP 3

WGr 4

Olfen CDU 19 SPD 4

GRÜNE 5 FDP 2

WGr 2

Olpe CDU 20 SPD 4

GRÜNE 6 FDP 2

WGr 6

Olsberg CDU 16 SPD 9

GRÜNE 4 FDP 2

DIE LINKE 1

Ostbevern CDU 14 SPD 4

GRÜNE 7 FDP 3

Overath CDU 18 SPD 10

GRÜNE 10 FDP 4

AfD 2

Paderborn CDU 24 SPD 7

GRÜNE 14 FDP 3

DIE LINKE 3 AfD 3

Die PARTEI 2 Volt 1

WGr 3

Petershagen CDU 14 SPD 10

GRÜNE 3 FDP 2

AfD 1

Plettenberg CDU 14 SPD 12

GRÜNE 3 FDP 3

WGr 4



DOKUMENTATION

54 stÄdte- und gemeinderat �2/2020

Rödinghausen CDU 7 SPD 12

GRÜNE 6 FDP 3

Rösrath CDU 16 SPD 8

GRÜNE 12 FDP 4

DIE LINKE 2 AfD 2

WGr 6

Roetgen CDU 5 SPD 7

GRÜNE 7 FDP 1

WGr 6

Rommerskirchen CDU 9 SPD 16

GRÜNE 3 FDP 2

WGr 1

Rosendahl CDU 13 SPD 3

GRÜNE 3 WGr 7

Rüthen CDU 13 SPD 5

FDP 3 WGr 7

Ruppichteroth CDU 16 SPD 5

GRÜNE 5 FDP 3

DIE LINKE 1

Saerbeck CDU 10 SPD 5

GRÜNE 4 WGr 5

Salzkotten CDU 21 SPD 7

GRÜNE 6 FDP 2

AfD 2

Sankt Augustin CDU 20 SPD 14

GRÜNE 10 FDP 2

DIE LINKE 1 Volksabstimmung 1

AUFBRUCH C 2

Sassenberg CDU 12 SPD 3

GRÜNE 4 FDP 4

WGr 7

Schalksmühle CDU 6 SPD 7

FDP 4 WGr 13

Schermbeck CDU 13 SPD 2

GRÜNE 4 FDP 1

Die PARTEI 3 WGr 3

Schieder- CDU 7 SPD 10
Schwalenberg GRÜNE 5 FDP 5

WGr 3

Schlangen CDU 10 SPD 8

GRÜNE 4 Die PARTEI 4

Schleiden CDU 10 SPD 4

GRÜNE 3 FDP 4

WGr 1

Schloß CDU 16 SPD 3
Holte-Stukenbrock GRÜNE 7 FDP 3

WGr 3

Schmallenberg CDU 20 SPD 3

GRÜNE 3 Die PARTEI 2

WGr 10

Schöppingen CDU 9 SPD 2

GRÜNE 3 FDP 1

WGr 7

Schwalmtal CDU 16 SPD 5

GRÜNE 11 FDP 2

Schwelm CDU 13 SPD 14

GRÜNE 8 FDP 7

DIE LINKE 2 WGr 4

Schwerte CDU 12 SPD 15

GRÜNE 10 FDP 2

DIE LINKE 1 AfD 2

WGr 2

Selfkant CDU 15 SPD 4

GRÜNE 3 FDP 3

WGr 3

Selm CDU 10 SPD 10

GRÜNE 3 FDP 2

FAMILIE 2 WGr 5

Senden CDU 16 SPD 5

GRÜNE 8 FDP 3

WGr 4

Sendenhorst CDU 11 SPD 8

FDP 3 WGr 4

Siegburg CDU 19 SPD 14

GRÜNE 10 FDP 2

DIE LINKE 2 Volksabstimmung 1

WGr 2

Siegen CDU 22 SPD 15

GRÜNE 12 FDP 4

DIE LINKE 4 AfD 5

Volt 2 WGr 6

Simmerath CDU 19 SPD 7

GRÜNE 4 FDP 2

WGr 2

Soest CDU 17 SPD 8

GRÜNE 10 FDP 2

DIE LINKE 2 AfD 2

SO! 3 WGr 4

Solingen CDU 16 SPD 15

GRÜNE 9 FDP 3

DIE LINKE 2 AfD 3

Die PARTEI 1 WGr 3

Sonsbeck CDU 14 SPD 3

GRÜNE 4 FDP 2

WGr 3

Spenge CDU 9 SPD 13

GRÜNE 5 FDP 1

WGr 6

Sprockhövel CDU 12 SPD 10

GRÜNE 10 FDP 3

WGr 3

Stadtlohn CDU 12 SPD 3

GRÜNE 3 FDP 5

WGr 11

Steinfurt CDU 20 SPD 10

GRÜNE 10 FDP 5

WGr 9

Steinhagen CDU 13 SPD 13

GRÜNE 7 FDP 2

AfD 1 Die PARTEI 1

WGr 1

Steinheim CDU 10 SPD 6

GRÜNE 3 WGr 7

Stemwede CDU 14 SPD 6

GRÜNE 4 FDP 6

AfD 1 WGr 1

Stolberg CDU 17 SPD 14

GRÜNE 5 FDP 2

DIE LINKE 1 AfD 3

PIRATEN 1 WGr 1

Straelen CDU 16 SPD 5

GRÜNE 8 FDP 3

WGr 6

Südlohn CDU 11 SPD 4

FDP 3 WGr 12

Sundern CDU 17 SPD 7

GRÜNE 6 FDP 4

WGr 6

Swisttal CDU 17 SPD 9

GRÜNE 7 FDP 2

WGr 3

Tecklenburg CDU 8 SPD 9

GRÜNE 6 FDP 3

Telgte CDU 11 SPD 4

GRÜNE 13 FDP 4

Titz CDU 14 SPD 6

GRÜNE 3 WGr 3

Tönisvorst CDU 17 SPD 11

GRÜNE 10 FDP 2

WGr 8

Troisdorf CDU 19 SPD 13

GRÜNE 9 FDP 2

DIE LINKE 2 AfD 2

Die PARTEI 1 Volksabstimmung1  

WGr 1

Übach-Palenberg CDU 13 SPD 10

GRÜNE 5 FDP 1

DIE LINKE 1 WGr 2

Uedem CDU 13 SPD 3

GRÜNE 4 FDP 3

AfD 1

Unna CDU 12 SPD 13

GRÜNE 13 FDP 2

DIE LINKE 1 WGr 7

Velbert CDU 21 SPD 12

GRÜNE 15 FDP 3

DIE LINKE 3 AfD 4

PIRATEN 3 WGr 9

Velen CDU 13 SPD 4

GRÜNE 4 WGr 7

Verl CDU 22 SPD 5

GRÜNE 6 FDP 2

WGr 3

Versmold CDU 18 SPD 8

GRÜNE 7 FDP 3

WGr 2

Vettweiß CDU 15 SPD 6

GRÜNE 3 WGr 4

Viersen CDU 23 SPD 13

GRÜNE 10 FDP 3

DIE LINKE 3 AfD 2

Vlotho CDU 9 SPD 13

FDP 4 DIE LINKE 2

WGr 6

Voerde CDU 13 SPD 17

GRÜNE 6 FDP 3

DIE LINKE 1 Die PARTEI 2

WGr 2

Vreden CDU 21 SPD 5

GRÜNE 5 FDP 3

WGr 2

Wachtberg CDU 19 SPD 7

GRÜNE 9 FDP 3

WGr 12

Wachtendonk CDU 8 SPD 3

GRÜNE 5 FDP 1

AfD 1 WGr 10
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Wadersloh CDU 17 SPD 6

FDP 2 AfD 1

WGr 6

Waldbröl CDU 16 SPD 10

GRÜNE 5 FDP 5

WGr 6

Waldfeucht CDU 16 SPD 5

GRÜNE 5 FDP 1

WGr 3

Waltrop CDU 12 SPD 13

FDP 2 DIE LINKE 1

WGr 8

Warburg CDU 20 SPD 7

GRÜNE 5 FDP 1

AfD 2 WGr 3

Warendorf CDU 18 SPD 10

GRÜNE 10 FDP 3

DIE LINKE 2 Die PARTEI 1

WGr 4

Warstein CDU 16 SPD 10

FDP 1 DIE LINKE 1

WGr 8

Wassenberg CDU 18 SPD 7

GRÜNE 7 FDP 2

DIE LINKE 1 WGr 3

Weeze CDU 14 SPD 5

GRÜNE 5 DIE LINKE 4

Wegberg CDU 14 SPD 9

GRÜNE 5 FDP 2

DIE LINKE 2 WGr 4

Weilerswist CDU 10 SPD 6

GRÜNE 5 FDP 3

DIE LINKE 1 AfD 2

WGr 3

Welver CDU 10 SPD 7

GRÜNE 4 FDP 2

WGr 7

Wenden CDU 17 SPD 8

GRÜNE 5 WGr 6

Werdohl CDU 13 SPD 12

FDP 2 WGr 5

Werl CDU 17 SPD 10

GRÜNE 6 FDP 2

WGr 3

Wermelskirchen CDU 19 SPD 10

GRÜNE 9 FDP 4

DIE LINKE 1 AfD 2

WGr 9

Werne CDU 17 SPD 10

GRÜNE 9 FDP 4

DIE LINKE 2 WGr 2

Werther (Westf.) CDU 6 SPD 7

GRÜNE 5 FDP 1

EBw 1 WGr 8

Wesel CDU 17 SPD 17

GRÜNE 7 FDP 3

DIE LINKE 2 Die PARTEI 1

WGr 3

Wesseling CDU 15 SPD 12

GRÜNE 6 FDP 2

DIE LINKE 1 WGr 2

Westerkappeln CDU 8 SPD 10

GRÜNE 4 FDP 1

WGr 3

Wetter (Ruhr) CDU 9 SPD 15

GRÜNE 11 FDP 4

WGr 3

Wettringen CDU 11 SPD 2

GRÜNE 3 FDP 2

WGr 4

Wickede (Ruhr) CDU 16 SPD 7

GRÜNE 3 FDP 3

WGr 3

Wiehl CDU 15 SPD 10

GRÜNE 8 FDP 3

DIE LINKE 2 AfD 3

WGr 3

Willebadessen CDU 16 SPD 10

Willich CDU 24 SPD 8

GRÜNE 13 FDP 4

WGr 3

Wilnsdorf CDU 15 SPD 10

GRÜNE 3 AfD 1

WGr 5

Windeck CDU 12 SPD 9

GRÜNE 6 FDP 2

DIE LINKE 1 PIRATEN 1

Volksabstimmung 1

Winterberg CDU 17 SPD 10

FDP 2 WGr 3

Wipperfürth CDU 17 SPD 8

GRÜNE 7 FDP 2

WGr 4

Witten CDU 15 SPD 16

GRÜNE 13 FDP 2

DIE LINKE 3 AfD 3

PIRATEN 3 Die PARTEI 1

WGr 8

Wülfrath CDU 17 SPD 9

GRÜNE 8 FDP 2

DIE LINKE 2 WGr 8

Würselen CDU 13 SPD 12

GRÜNE 6 FDP 3

WGr 2

Wuppertal CDU 20 SPD 23

GRÜNE 16 FDP 6

DIE LINKE 5 AfD 5

PIRATEN 2 WGr 3

Xanten CDU 16 SPD 7

GRÜNE 5 FDP 1

DIE LINKE 1 WGr 10

Zülpich CDU 14 SPD 8

GRÜNE 4 FDP 3

Die PARTEI 1 WGr 2

Die neuen hauptamtlichen 
Landräte und Landrätinnen in NRW
Die Aufstellung enthält sämtliche Landräte und Landrätinnen der
30 NRW-Kreise sowie der StädteRegion Aachen - unabhängig
davon, ob am 13. September neu gewählt oder im Amt bestätigt
oder in einer laufenden Amtszeit.

Angaben ohne Gewähr - Quelle: wahlergebnisse.nrw

StädteRegion Aachen   Dr. Tim Grüttemeier            (CDU)

Kreis Borken                 Dr. Kai Zwicker                   (CDU)

Kreis Coesfeld               Dr. Christian 

                                    Schulze Pellengahr             (CDU)

Kreis Düren                   Wolfgang Spelthahn          (CDU)

Ennepe-Ruhr-Kreis        Olaf Schade                       (SPD)

Kreis Euskirchen           Markus Ramers                 (SPD)

Kreis Gütersloh             Sven-Georg Adenauer        (CDU)

Kreis Heinsberg             Stephan Pusch                   (CDU)

Kreis Herford                Jürgen Müller                    (SPD)

Hochsauerlandkreis      Dr. Karl Schneider              (CDU)

Kreis Höxter                  Michael Stickeln                (CDU)

Kreis Kleve                    Silke Gorißen                     (CDU)

Kreis Lippe                    Dr. Axel Lehmann               (SPD)

Märkischer Kreis           Marco Voge                       (CDU)

Kreis Mettmann            Thomas Hendele                (CDU)

Kreis Minden-Lübbecke  Anna Katharina Bölling     (CDU)

Rhein-Erft-Kreis            Frank Rock                         (CDU)

Rhein-Kreis-Neuss        Hans Jürgen Petrauschke   (CDU)

Oberbergischer Kreis    Jochen Hagt                       (CDU)

Kreis Olpe                     Theo Melcher                     (CDU)

Kreis Paderborn            Christoph Rüther               (CDU)

Kreis Recklinghausen    Bodo Klimpel                     (CDU)

Rheinisch-                    Stephan Santelmann         (CDU)
Bergischer Kreis

Rhein-Sieg-Kreis           Sebastian Schuster            (CDU)

Kreis Siegen-                 Andreas Müller                  (SPD)
Wittgenstein

Kreis Soest                    Eva Irrgang                        (CDU)

Kreis Steinfurt               Dr. Martin Sommer            (Ebw)

Kreis Unna                    Mario Löhr                         (SPD)

Kreis Viersen                 Dr. Andreas Coenen           (CDU)

Kreis Warendorf            Dr. Olaf Gericke                  (CDU)

Kreis Wesel                   Ingo Brohl                          (CDU)



DOKUMENTATION

56 stÄdte- und gemeinderat �2/2020

Die neuen hauptamtlichen 
Bürgermeister/innen und Ober-
bürgermeister/innen in NRW
Die Aufstellung enthält sämtliche Bürgermeister/innen und 
Oberbürgermeister/innen der 396 NRW-Kommunen - unabhängig
davon, ob am 13. September 2020 neu gewählt oder im Amt
bestätigt oder in einer laufenden  Amtszeit.

Angaben ohne Gewähr - Quelle: wahlergebnisse.nrw

Aachen                   Sibylle Keupen                    (GRÜNE)

Ahaus                     Karola Voß                          (parteilos)

Ahlen                     Dr. Alexander Berger           (parteilos)

Aldenhoven            Ralf Claßen                         (CDU)

Alfter                      Dr. Rudolf Schumacher       (CDU)

Alpen                     Thomas Ahls                       (CDU)

Alsdorf                   Alfred Sonders                    (SPD)

Altena (Westf.)       Uwe Kober                          (CDU)

Altenbeken             Matthias Möllers                (CDU)

Altenberge             Karl Reinke                         (GRÜNE)

Anröchte                Alfred Schmidt                    (parteilos)

Arnsberg                Ralf Paul Bittner                 (SPD)

Ascheberg              Thomas Stohldreier            (parteilos)

Attendorn               Christian Pospischil            (SPD)

Augustdorf             Thomas Katzer                    (SPD)

Bad Berleburg        Bernd Fuhrmann                (parteilos)

Bad Driburg            Burkhard Deppe                 (CDU)

Bad Honnef            Otto Neuhoff                      (parteilos)

Bad Laasphe           Dirk Terlinden                     (parteilos)

Bad Lippspringe     Ulrich Lange                       (CDU)

Bad Münstereifel    Sabine Preiser-Marian        (CDU)

Bad Oeynhausen    Lars Bökenkröger               (CDU)

Bad Salzuflen         Dirk Tolkemitt                     (CDU)

Bad Sassendorf      Malte Dahlhoff                   (CDU)

Bad Wünnenberg   Christian Carl                     (CDU)

Baesweiler             Pierre Froesch                     (CDU)

Balve                      Hubertus Mühling              (CDU)

Barntrup                 Borris Ortmeier                   (parteilos)

Beckum                  Michael Gerdhenrich          (parteilos)

Bedburg                 Sascha Solbach                   (SPD)

Bedburg-Hau          Stephan Reinders               (CDU)

Beelen                    Rolf Mestekemper              (parteilos)

Bergheim               Volker Mießeler                  (CDU)

Bergisch Gladbach Frank Stein                         (SPD)

Bergkamen             Bernd Schäfer                     (SPD)

Bergneustadt          Matthias Thul                     (CDU)

Bestwig                  Ralf Péus                            (CDU)

Beverungen            Hubertus Grimm                 (parteilos)

Bielefeld                 Pit Clausen                         (SPD)

Billerbeck               Marion Dirks                      (parteilos)

Blankenheim          Jennifer Meuren                 (parteilos)

Blomberg               Christoph Dolle                  (SPD)

Bocholt                   Thomas Kerkhoff                (CDU)

Bochum                  Thomas Eiskirch                  (SPD)

Bönen                    Stephan Rotering               (parteilos)

Bonn                      Katja Dörner                       (GRÜNE)

Borchen                  Uwe Gockel                        (parteilos)

Borgentreich          Nicolas Alexander Aisch     (CDU)

Borgholzhausen     Dirk Speckmann                 (SPD)

Borken                    Mechtild Schulze Hessing   (CDU)

Bornheim               Christoph Becker                (parteilos)

Bottrop                   Bernd Tischler                     (SPD)

Brakel                     Hermann Temme                (CDU)

Breckerfeld             André Dahlhaus                  (CDU)

Brilon                     Dr. Christof Bartsch             (SPD)

Brüggen                 Frank Gellen                       (CDU)

Brühl                      Dieter Freytag                     (SPD)

Bünde                    Susanne Rutenkröger         (SPD)

Büren                     Burkhard Schwuchow        (CDU)

Burbach                  Christoph Ewers                 (CDU)

Burscheid               Stefan Caplan                     (CDU)

Castrop-Rauxel       Rajko Kravanja                   (SPD)

Coesfeld                 Eliza Diekmann                  (parteilos)

Dahlem                  Jan Lembach                      (CDU)

Datteln                   Andre` Dora                        (SPD)

Delbrück                 Werner Peitz                       (parteilos)

Detmold                 Frank Hilker                        (SPD)

Dinslaken               Michaela Eislöffel               (parteilos)

Dörentrup               Friso Veldink                       (CDU)

Dormagen              Erik Lierenfeld                    (SPD)

Dorsten                  Tobias Stockhoff                 (CDU)

Dortmund               Thomas Westphal               (SPD)

Drensteinfurt          Carsten Grawunder            (parteilos)

Drolshagen             Ulrich Berghof                    (CDU)

Dülmen                  Carsten Hövekamp             (CDU)

Düren                     Frank Peter Ullrich              (SPD)

Düsseldorf              Dr. Stephan Keller               (CDU)

Duisburg                Sören Link                          (SPD)

Eitorf                      Rainer Viehof                      (parteilos)

Elsdorf                    Andreas Heller                    (CDU)

Emmerich am Rhein Peter Hinze                         (SPD)

Emsdetten              Oliver Kellner                      (GRÜNE)

Engelskirchen         Dr. Gero Karthaus               (SPD)

Enger                      Thomas Meyer                    (SPD)

Ennepetal               Imke Heymann                   (parteilos)

Ennigerloh              Berthold Lülf                       (SPD)

Ense                       Rainer Busemann               (parteilos)

Erftstadt                 Carolin Weitzel                   (CDU)

Erkelenz                 Stephan Muckel                  (CDU)

Erkrath                   Christoph Schultz               (CDU)

Erndtebrück            Henning Gronau                 (SPD)

Erwitte                   Hendrik Henneböhl            (CDU)

Eschweiler              Nadine Leonhardt               (SPD)

Eslohe                    Stephan Kersting                (CDU)

Espelkamp             Dr. Henning Vieker              (CDU)

Essen                      Thomas Kufen                     (CDU)

Euskirchen              Sacha Reichelt                    (parteilos)

Everswinkel            Sebastian Seidel                 (CDU)

Extertal                  Frank Meier.              (Zukunft Extertal)

Finnentrop              Achim Henkel                     (CDU)

Frechen                  Susanne Stupp                   (CDU)

Freudenberg           Nicole Reschke                   (SPD)

Fröndenberg           Sabina Müller                     (SPD)

Gangelt                  Guido Willems                    (CDU)

Geilenkirchen         Daniela Ritzerfeld               (parteilos)

Geldern                  Sven Kaiser                         (CDU)

Gelsenkirchen        Karin Welge                        (SPD)

Gescher                  Anne Kortüm                      (parteilos)

Geseke                   Dr. Remco van der Velden   (CDU)

Gevelsberg             Claus Jacobi                       (SPD)

Gladbeck                Bettina Weist                      (SPD)

Goch                      Ulrich Knickrehm                (BFG)

Grefrath                 Stefan Schumeckers           (CDU)

Greven                   Dietrich Aden                      (CDU)

Grevenbroich         Klaus Krützen                     (SPD)

Gronau (Westf.)      Rainer Doetkotte                (CDU)

Gütersloh               Norbert Morkes                  (BfGT)

Gummersbach        Frank Helmenstein              (CDU)

Haan                      Dr. Bettina Warnecke          (parteilos)

Hagen                    Erik O. Schulz                      (parteilos)

Halle (Westf.)          Thomas Tappe                    (CDU)

Hallenberg             Enrico Eppner                     (FDP)

Haltern am See       Andreas Stegemann           (CDU)

Halver                    Michael Brosch                   (SPD)

Hamm                    Marc Herter                        (SPD)

Hamminkeln           Bernd Romanski                 (SPD)

Harsewinkel           Sabine Amsbeck-Dopheide  (SPD)

Hattingen               Dirk Glaser                         (parteilos)

Havixbeck              Jörn Möltgen                      (GRÜNE)

Heek                       Franz Josef Weilinghoff       (parteilos)

Heiden                   Dr. Patrick Voßkamp           (CDU)

Heiligenhaus          Michael Beck                      (CDU)

Heimbach               Jochen Weiler                     (CDU)

Heinsberg               Kai Louis                             (CDU)

Hellenthal               Rudolf Westerburg              (parteilos)

Hemer                    Christian Schweitzer           (CDU)

Hennef                   Mario Dahm                       (SPD)

Herdecke                Dr. Katja Strauss-Köster      (parteilos)

Herford                   Tim Kähler                          (SPD)

Herne                     Dr. Frank Dudda                  (SPD)

Herscheid               Uwe Schmalenbach            (parteilos)

Herten                    Matthias Müller                  (parteilos)

Herzebrock-Clarholz Marco Diethelm                 (CDU)

Herzogenrath         Dr. Benjamin Fadavian        (SPD)
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Niederkrüchten      Karl-Heinz Wassong           (parteilos)

Niederzier               Frank Rombey                    (parteilos)

Nieheim                 Johannes Schlütz                (parteilos)

Nörvenich               Dr. Timo Czech                    (CDU)

Nordkirchen           Dietmar Bergmann             (SPD)

Nordwalde             Sonja Schemmann              (CDU)

Nottuln                   Dr. Dietmar Thönnes           (parteilos)

Nümbrecht             Hilko Redenius                   (CDU)

Oberhausen            Daniel Schranz                   (CDU)

Ochtrup                  Christa Lenderich               (parteilos)

Odenthal                Robert Lennerts                  (parteilos)

Oelde                     Karin Rodeheger                 (parteilos)

Oer-Erkenschwick   Carsten Wewers                 (CDU)

Oerlinghausen        Dirk Becker                         (SPD)

Olfen                      Wilhelm Sendermann         (CDU)

Olpe                       Peter Weber                        (CDU)

Olsberg                  Wolfgang Fischer                (CDU)

Ostbevern              Karl Piochowiak                 (parteilos)

Overath                  Christoph Uwe Nicodemus (parteilos)

Paderborn              Michael Dreier                    (CDU)

Petershagen           Dirk Breves                         (CDU)

Plettenberg            Ulrich Schulte                     (parteilos)

Porta Westfalica     Dr. Sonja Gerlach                (CDU)

Preußisch Oldendorf Marko Steiner                     (parteilos)

Pulheim                  Frank Keppeler                   (CDU)

Radevormwald       Johannes Mans                  (parteilos)

Raesfeld                 Martin Tesing                      (CDU)

Rahden                   Dr. Bert Honsel                    (CDU)

Ratingen                Klaus Konrad Pesch            (parteilos)

Recke                     Peter Vos                            (parteilos)

Recklinghausen      Christoph Tesche                (CDU)

Rees                       Christoph Gerwers             (CDU)

Reichshof               Rüdiger Gennies                 (CDU)

Reken                     Manuel Deitert                   (CDU)

Remscheid              Burkhard Mast-Weisz         (SPD)

Rheda-Wiedenbrück Theo Mettenborg                (CDU)

Rhede                     Jürgen Bernsmann              (parteilos)

Rheinbach              Ludger Banken                   (parteilos)

Rheinberg              Dietmar Heyde                   (GRÜNE)

Rheine                    Dr. Peter Lüttmann              (parteilos)

Rheurdt                  Dirk Ketelaers                     (SPD)

Rietberg                 Andreas Sunder                  (FWG)

Rödinghausen        Siegfried Lux                      (SPD)

Rösrath                  Bondina Schulze                 (GRÜNE)

Roetgen                 Jorma Klauss                      (SPD)

Rommerskirchen    Dr. Martin Mertens             (SPD)

Rosendahl              Christoph Gottheil              (parteilos)

Rüthen                   Peter Josef Weiken              (parteilos)

Ruppichteroth        Mario Loskill                       (parteilos)

Saerbeck                Dr. Tobias Lehberg              (parteilos)

Salzkotten              Ulrich Berger                      (CDU)

Sankt Augustin       Prof. Max Leitterstorf          (CDU)

Sassenberg             Josef Uphoff                       (CDU)

Schalksmühle         Jörg Schönenberg               (parteilos)

Schermbeck            Mike Rexforth                     (CDU)

Schieder-                  Jörg Bierwirth                     (parteilos)
Schwalenberg

Schlangen              Marcus Püster                    (CDU)

Hiddenhausen        Andreas Hüffmann             (SPD)

Hilchenbach           Kyrillos Kaioglidis               (parteilos)

Hilden                    Dr. Claus Pommer               (parteilos)

Hille                        Michael Schweiß                (SPD)

Hörstel                   David Ostholthoff               (SPD)

Hövelhof                Michael Berens                   (CDU)

Höxter                    Daniel Hartmann                (parteilos)

Holzwickede           Ulrike Drossel                     (BBL)

Hopsten                 Ludger Kleine-Harmeyer     (CDU)

Horn-Bad Meinberg Dieter Krüger                      (SPD)

Horstmar                Robert Wenking                  (CDU)

Hückelhoven          Bernd Jansen                      (CDU)

Hückeswagen         Dietmar Persian                  (parteilos)

Hüllhorst                Michael Kasche                  (CDU)

Hünxe                    Dirk Buschmann                 (parteilos)

Hürtgenwald          Andreas Claßen                  (parteilos)

Hürth                      Dirk Breuer                         (CDU)

Ibbenbüren             Dr. Marc Schrameyer          (SPD)

Inden                      Stefan Pfennings                (UDB)

Iserlohn                  Michael Joithe                   (WG Die

                              ISERLOHNER e.V.)

Isselburg                Michael Carbanje               (parteilos)

Issum                     Clemens Brüx                     (parteilos)

Jüchen                    Harald Zillikens                   (CDU)

Jülich                      Axel Fuchs                          (parteilos)

Kaarst                     Ursula  Baum                      (FDP)

Kalkar                     Dr. Britta Schulz                  (Forum)

Kall                         Hermann-Josef Esser          (CDU)

Kalletal                   Mario Hecker                      (parteilos)

Kamen                    Elke Kappen                       (SPD)

Kamp-Lintfort         Prof. Dr. Christoph              (SPD)

                              Landscheidt

Kempen                  Christoph Dellmans            (parteilos)

Kerken                    Dirk Möcking                      (parteilos)

Kerpen                    Dieter Spürck                      (CDU)

Kevelaer                 Dr. Dominik Pichler             (parteilos)

Kierspe                   Olaf Stelse                          (parteilos)

Kirchhundem          Björn Jarosz                        (parteilos)

Kirchlengern           Rüdiger Meier                     (CDU)

Kleve                      Wolfgang Gebing               (CDU)

Köln                        Henriette Reker                  (parteilos)

Königswinter          Lutz Wagner.               (Königswinterer 

                              Wählerinitiative)

Korschenbroich      Marc Venten                       (CDU)

Kranenburg            Ferdi Böhmer                      (CDU)

Krefeld                   Frank Meyer                       (SPD)

Kreuzau                  Ingo Eßer                            (CDU)

Kreuztal                  Walter Kiß                          (SPD)

Kürten                    Willi Heider                         (parteilos)

Ladbergen              Torsten Buller                     (parteilos)

Laer                        Manfred Kluthe                  (parteilos)

Lage                       Matthias Kalkreuter           (SPD)

Langenberg            Susanne Mittag                  (UWG)

Langenfeld (Rhld.)  Frank Schneider                  (CDU)

Langerwehe           Heinz-Peter Münstermann  (SPD)

Legden                   Dieter Berkemeier               (parteilos)

Leichlingen (Rhld.) Frank Steffes                       (SPD)

Lemgo                    Markus Baier                      (parteilos)

Lengerich               Wilhelm Möhrke                 (parteilos)

Lennestadt             Tobias Puspas                     (CDU)

Leopoldshöhe         Prof. Martin Hoffmann        (SPD)

Leverkusen             Uwe Richrath                     (SPD)

Lichtenau               Uta Maria Dülfer                (parteilos)

Lienen                    Arne Strietelmeier              (parteilos)

Lindlar                    Dr. Georg Ludwig                (CDU)

Linnich                   Marion Schunck-Zenker      (SPD)

Lippetal                  Matthias Lürbke                 (CDU)

Lippstadt                Arne Moritz                        (CDU)

Löhne                     Bernd Poggemöller             (SPD)

Lohmar                   Claudia Wieja                     (GRÜNE)

Lotte                       Rainer Lammers                 (SPD)

Lübbecke                Frank Haberbosch               (SPD)

Lüdenscheid           Sebastian  Wagemeyer       (SPD)

Lüdinghausen         Ansgar Mertens                  (CDU)

Lügde                     Torben Blome                     (SPD)

Lünen                     Jürgen Kleine-Frauns          (parteilos)

Marienheide           Stefan Meisenberg             (CDU)

Marienmünster       Josef Suermann                  (parteilos)

Marl                       Werner Arndt                      (SPD)

Marsberg               Thomas Schröder                (CDU)

Mechernich            Dr. Hans-Peter Schick          (CDU)

Meckenheim          Holger Jung                        (CDU)

Medebach              Thomas Grosche                 (CDU)

Meerbusch             Christian Bommers             (CDU)

Meinerzhagen        Jan Nesselrath                    (CDU)

Menden                  Dr. Roland Schröder            (parteilos)

Merzenich              Georg Gelhausen               (CDU)

Meschede               Christoph Weber                 (CDU)

Metelen                  Gregor Krabbe                    (CDU)

Mettingen              Christina Rählmann            (SPD)

Mettmann              Sandra Pietschmann           (parteilos)

Minden                  Michael Jäcke                     (SPD)

Möhnesee              Maria Moritz                      (parteilos)

Mönchengladbach Felix Heinrichs                    (SPD)

Moers                     Christoph Fleischhauer       (CDU)

Monheim am Rhein Daniel Zimmermann           (PETO)

Monschau              Silvia Mertens                    (GRÜNE)

Morsbach               Jörg Bukowski                    (parteilos)

Much                      Norbert Büscher                 (CDU)

Mülheim a.d. Ruhr Marc Buchholz                   (CDU)

Münster                 Markus Lewe                      (CDU)

Nachrodt-               Birgit Tupat                         (parteilos)
Wiblingwerde

Netphen                 Paul Wagener                     (parteilos)

Nettersheim           Norbert Crump                   (CDU)

Nettetal                  Christian Küsters                (GRÜNE)

Neuenkirchen         Wilfried Brüning                 (parteilos)

Neuenrade             Antonius Wiesemann         (CDU)

Neukirchen-Vluyn   Ralf Köpke                          (parteilos)

Neunkirchen           Dr. Bernhard Baumann       (parteilos)

Neunkirchen-         Nicole Sander                     (SPD)
Seelscheid 

Neuss                     Reiner Dieter Breuer           (SPD)

Nideggen               Marco Schmunkamp          (parteilos)

Niederkassel           Stephan Heinrich               (CDU)

                              Vehreschild
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Besetzung der Kreistage in den 
Kreisen von NRW 
Angaben ohne Gewähr - Quelle: wahlergebnisse.nrw

Kreis Borken               CDU 30            SPD 9

                                  GRÜNE 9         FDP 4

                                  DIE LINKE 1      AfD 2

                                  WGr 5  

Kreis Coesfeld            CDU 28            SPD 10

                                  GRÜNE 13        FDP 3

                                  DIE LINKE 1      FAMILIE 1

                                  WGr 2               

Kreis Düren                CDU 25            SPD 15

                                 GRÜNE 9          FDP 3

                                  DIE LINKE 2      AfD 4

                                  PIRATEN 1        WGr 3

Ennepe-Ruhr-Kreis     CDU 16            SPD 19

                                  GRÜNE 13        FDP 4

                                  DIE LINKE 2      AfD 3

                                  PIRATEN 1        WGr 2

Rhein-Erft-Kreis          CDU 30            SPD 20

                                  GRÜNE 15        FDP 4

                                  DIE LINKE 3      AfD 4

                                  PIRATEN 1        WGR 3

Kreis Euskirchen         CDU 21            SPD 13

                                  GRÜNE 8          FDP 4

                                  DIE LINKE 1      AfD 4

                                  WGr 3               

Kreis Gütersloh          CDU 28            SPD 14

                                  GRÜNE 15        FDP 4

                                  DIE LINKE 2      AfD 3

                                  WGR 6              

Kreis Heinsberg          CDU 28            SPD 9

                                  GRÜNE 9          FDP 3

                                  DIE LINKE 1      AfD 2

                                  WGr 2               

Kreis Herford              CDU 15            SPD 18

                                  GRÜNE 8          FDP 2

                                  DIE LINKE 2      AfD 3

                                  Die PARTEI 1    WGr 1

Hochsauerlandkreis    CDU 26            SPD 12

                                  GRÜNE 7          FDP 3

                                  DIE LINKE 1      AfD 2

                                  WGr 3               

Kreis Höxter               CDU 22            SPD 8

                                  GRÜNE 7          FDP 2

                                  DIE LINKE 1      AfD 2

                                  WGr 4               

Kreis Kleve                 CDU 27            SPD 12

                                  GRÜNE 12        FDP 4

                                  DIE LINKE 1      AfD 2

                                  WGr 2               

Kreis Lippe                 CDU 17            SPD 18

                                  GRÜNE 12        FDP 4

                                  DIE LINKE 2      AfD 3

                                  AUFBRUCH C 2 WGr 2

Märkischer Kreis        CDU 29            SPD 18

                                  GRÜNE 11        FDP 6

                                  DIE LINKE 3      AfD 4

                                  WGr 5               

Kreis Mettmann         CDU 33            SPD 15

                                  GRÜNE 19        FDP 5

                                  DIE LINKE 3      AfD 5

                                  PIRATEN 2        WGr 4

Kreis                          CDU 23            SPD 18
Minden-Lübbecke      GRÜNE 11        FDP 4

                                  DIE LINKE 2      AfD 4

                                  WGr 2               

Rhein-Kreis-Neuss      CDU 29            SPD 18

                                  GRÜNE 15        FDP 5

                                  DIE LINKE 2      AfD 3

                                  Die PARTEI 1    ZENTRUM 1

                                  WGr 2

Schleiden               Ingo Pfennings                   (CDU)

Schloß Holte-          Hubert Erichlandwehr         (CDU)
Stukenbrock

Schmallenberg       Burkhard König                  (CDU)

Schöppingen          Franz-Josef Franzbach        (parteilos)

Schwalmtal            Andreas Gisbertz                (CDU)

Schwelm                Stephan Langhard              (SPD)

Schwerte                Dimitrios Axourgos             (SPD)

Selfkant                  Norbert Reyans                  (CDU)

Selm                       Thomas Orlowski                (SPD)

Senden                   Sebastian Täger                  (parteilos)

Sendenhorst           Katrin Reuscher                  (parteilos)

Siegburg                 Stefan Rosemann               (SPD)

Siegen                    Steffen Mues                      (CDU)

Simmerath             Bernd Goffart                     (CDU)

Soest                      Dr. Eckhard Ruthemeyer     (CDU)

Solingen                 Tim-Oliver Kurzbach           (SPD)

Sonsbeck                Heiko Schmidt                    (CDU)

Spenge                   Bernd Dumcke                    (SPD)

Sprockhövel           Sabine Noll                         (CDU)

Stadtlohn               Berthold Dittmann              (parteilos)

Steinfurt                 Claudia Bögel-Hoyer          (FDP)

Steinhagen             Sarah Süß                           (SPD)

Steinheim               Carsten Torke                      (CDU)

Stemwede              Kai Abruszat                       (FDP)

Stolberg                 Patrick Haas                       (SPD)

Straelen                  Bernd Kuse                         (parteilos)

Südlohn                  Werner Stödtke                  (parteilos)

Sundern                  Klaus Rainer Willeke           (parteilos)

Swisttal                  Petra Kalkbrenner               (CDU)

Tecklenburg            Stefan Streit                       (SPD)

Telgte                     Wolfgang Pieper                 (GRÜNE)

Titz                         Jürgen Frantzen                  (CDU)

Tönisvorst               Uwe Leuchtenberg             (SPD)

Troisdorf                 Alexander Biber                  (CDU)

Übach-Palenberg    Oliver Walther                    (CDU)

Uedem                   Rainer Weber                      (CDU)

Unna                      Dirk Wigant                        (CDU)

Velbert                   Dirk Lukrafka                      (CDU)

Velen                      Dagmar Jeske                     (parteilos)

Verl                         Michael Esken                    (CDU)

Versmold                Michael Meyer-Hermann    (CDU)

Vettweiß                Joachim Kunth                    (CDU)

Viersen                   Sabine Anemüller               (SPD)

Vlotho                    Rocco Wilken                      (SPD)

Voerde                   Dirk Haarmann                   (SPD)

Vreden                   Tom Tenostendarp              (CDU)

Wachtberg             Jörg Schmidt                       (CDU)

Wachtendonk         Robert Hoene                     (WBV)

Wadersloh              Christian Thegelkamp         (parteilos)

Waldbröl                Larissa Weber                     (parteilos)

Waldfeucht             Heinz-Josef Schrammen     (CDU)

Waltrop                  Marcel Mittelbach              (SPD)

Warburg                 Tobias Scherf                      (CDU)

Warendorf              Peter Horstmann                (parteilos)

Warstein                 Dr. Thomas Schöne             (CDU)

Wassenberg           Marcel Maurer                   (CDU)

Weeze                    Georg Koenen                    (parteilos)

Wegberg                Michael Stock                     (SPD)

Weilerswist            Anna-Katharina Horst        (parteilos)

Welver                    Camillo Garzen                   (parteilos)

Wenden                  Bernd Clemens                   (CDU)

Werdohl                 Andreas Späinghaus           (SPD)

Werl                       Torben Höbrink                   (CDU)

Wermelskirchen     Marion Lück                       (parteilos)

Werne                    Lothar Christ                       (parteilos)

Werther (Westf.)     Veith Lemmen                    (SPD)

Wesel                     Ulrike Westkamp                (SPD)

Wesseling               Erwin Esser                         (SPD)

Westerkappeln       Annette Große-Heitmeyer  (CDU)

Wetter (Ruhr)         Frank Hasenberg                (SPD)

Wettringen             Berthold Bültgerds             (CDU)

Wickede (Ruhr)       Dr. Martin Michalzik           (CDU)

Wiehl                      Ulrich Stücker                     (parteilos)

Willebadessen        Norbert Hofnagel               (CDU)

Willich                    Christian Pakusch               (CDU)

Wilnsdorf               Hannes Gieseler                 (SPD)

Windeck                 Alexandra Gauß                 (GRÜNE)

Winterberg             Michael Beckmann             (CDU)

Wipperfürth            Anne Michaela Loth           (parteilos)

Witten                    Lars König                          (CDU)

Wülfrath                 Rainer  Ritsche                   (parteilos)

Würselen                Roger Nießen                     (CDU)

Wuppertal              Prof. Uwe Schneidewind      (GRÜNE)

Xanten                   Thomas Görtz                     (CDU)

Zülpich                   Ulf Hürtgen                        (CDU)
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Oberbergischer Kreis  CDU 25            SPD 14

                                  GRÜNE 11        FDP 4

                                  DIE LINKE 2      AfD 4

                                  WGr 4               

Kreis Olpe                  CDU 25            SPD 9

                                  GRÜNE 6          FDP 2

                                  DIE LINKE 1      AfD 2

                                  WGr 3               

Kreis Paderborn          CDU 29            SPD 9

                                  GRÜNE 11        FDP 3

                                  DIE LINKE 2      AfD 3

                                  Die PARTEI 1    WGr 2

Kreis Recklinghausen CDU 24            SPD 22

                                  GRÜNE 13        FDP 3

                                  DIE LINKE 3      AfD 5

                                  WGr 2               

Rheinisch-                  CDU 27            SPD 13
Bergischer Kreis         GRÜNE 17        FDP 5

                                  DIE LINKE 2      AfD 3

                                  WGr 3               

Rhein-Sieg-Kreis         CDU 34            SPD 18

                                  GRÜNE 19        FDP 5

                                  DIE LINKE 3      AfD 4

                                  PIRATEN 1        Volksabstimmung 1

                                  WGr 1               

Kreis Siegen-              CDU 18            SPD 16
Wittgenstein              GRÜNE 8          FDP 3

                                  DIE LINKE 2      AfD 4

                                  WGr 3               

Kreis Soest                 CDU 28            SPD 14

                                  GRÜNE 11        FDP 5

                                  DIE LINKE 2      AfD 3

                                  SO! 1                WGR 4

StädteRegion              CDU 23            SPD 18
Aachen                       GRÜNE 18        FDP 4

                                  DIE LINKE 3      AfD 3

                                  PIRATEN 1        Die PARTEI 1

                                  WGr 1               

Kreis Steinfurt            CDU 26            SPD 16

                                  GRÜNE 13        FDP 4

                                  DIE LINKE 2      AfD 2

                                  WGR 3              

Kreis Unna                 CDU 20            SPD 23

                                  GRÜNE 14        FDP 3

                                  DIE LINKE 2      FAMILIE 1

                                  WGr 5               

Kreis Viersen              CDU 27            SPD 12

                                  GRÜNE 14        FDP 5

                                  DIE LINKE 2      AfD 2

                                  Die PARTEI 1    WGr 1

Kreis Warendorf         CDU 26            SPD 13

                                  GRÜNE 12        FDP 4

                                  DIE LINKE 2      AfD 2

                                  Die PARTEI 1    WGr 4

Kreis Wesel                 CDU 22            SPD 19

                                  GRÜNE 12        FDP 4

                                  DIE LINKE 3      AfD 4

                                  WGr 2               

Themenschwerpunkt Januar-Februar 2021:
Haftungsrisiken

Die Zeitschrift erscheint monatlich mit Doppelnummern im Februar und
Juli. Das Abonnement (Einzelpreis 78 € komplett, elektronisch 49 €, Min-
destlaufzeit 1 Jahr) ist unbefristet und kann jederzeit begonnen werden.
Bestellungen nur beim Städte- und Gemeindebund NRW, Kaiserswerther
Str. 199-201, 40474 Düsseldorf, Internet: www.kommunen.nrw . 
Jedoch kann das Abonnement innerhalb der ersten zwölf Monate mit
einer Frist von einem Monat schriftlich gekündigt werden. Ansonsten
verlängert es sich bis zum Ende des laufenden Kalenderjahres. Wird es
dann nicht bis zum 30.11. - wirksam zum 31.12. - gekündigt, verlängert
es sich um ein weiteres Kalenderjahr und bleibt dann jeweils mit einer
Frist von einem Monat zum Jahresende kündbar. Die Abonnementgebühr
wird - bei Abo-Beginn im laufenden Kalenderjahr - anteilig für die dann
noch bezogenen Hefte sowie jeweils im 1. Quartal für das gesamte Ka-
lenderjahr in Rechnung gestellt. Wird das Abonnement während des Ka-
lenderjahres zum Ende der Mindestlaufzeit gekündigt und ist bereits die
volle Jahres-Abonnementgebühr bezahlt, wird diese für die nicht mehr
bezogenen Hefte anteilig zurückerstattet. Kein Buchhandelsrabatt. Die
mit dem Namen des Verfassers/der Verfasserin veröffentlichten Beiträge
geben dessen/deren persönliche Meinung wieder. Nachdruck oder
elektronische Wiedergabe nur mit Genehmigung der Schriftleitung. 
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Wir unterstützen Sie bei  
Ihren kommunalen Aufgaben

Kommunal Agentur NRW GmbH

Cecilienallee 59
40474 Düsseldorf
Telefon  0211 / 430 77 - 0
info@KommunalAgentur.NRW
www.KommunalAgentur.NRW

Unsere Themen: 

Finanzierung kommunaler Leistungen, Gewässer,
Organisation und Personal, Klimaschutz und Klima-
anpassung, Abwasserentsorgung, Arbeits- und
Gesundheitsschutz, IT für Kommunen, Brandschutz
und Rettungsdienste, Kommunale Beschaffung,
Öffentlichkeitsarbeit, Abfallentsorgung, Unterhaltung
kommunaler Anlagen, Verträge und Konzessionen

Wir sind für Sie da!
Nutzen Sie unser umfangreiches Know-how

 a
do

be
st

oc
k.

co
m

 - 
le

ne
ts

_t
an

       




